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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Leserin, lieber Leser,

Unsere Demokratie braucht 
bessere Bildung!

das neue Schuljahr beginnt, wie das alte aufge-
hört hat. Ernsthafte Lösungsansätze für mehr 
Zeit für die Arbeit mit den Schülerinnen und 
Schülern, mehr Zeit für den zusätzlichen Auf-
wand der Lehrerinnen und Lehrer gibt es wei-
terhin nicht. Das sind wir seit Jahren gewohnt. 
So darf, so kann es nicht weitergehen. Denn 
zwischen altem und neuem Schuljahr liegen 
die rechten und rassistischen Ausschreitungen 
und Aufmärsche in Chemnitz. Was haben sie 
mit unseren Schulen, unseren Kitas und der Bil-
dungspolitik in Baden-Württemberg zu tun? 
Die grün-schwarze Landesregierung versäumt 
es auf ganzer Linie, Bildungsbenachteiligung 
abzubauen und Demokratie, Toleranz und 
Eigenverantwortung an den Schulen nachhal-
tig zu stärken.
Die politischen Entscheidungsträger müssen 
beachten, dass ein gleichberechtigter Zugang 
zu Bildung für die ganze Gesellschaft gut und 
für unsere Demokratie wichtig ist. Dem Gefühl, 
oder der Tatsache, abgehängt zu sein und in 
dieser Gesellschaft keine Chance zu haben, 
muss etwas entgegengesetzt werden. Die Wut 
auf „die da oben“, die sich um die in prekären 
Verhältnissen lebenden Bevölkerungsschichten 
nicht nachhaltig kümmern, macht anfällig für 
Rechtspopulismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Rechtsradikalismus. Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Das enthält die Verpflichtung, 
die gesellschaftliche Spaltung in Arm und Reich 
zu verringern, statt ständig zu vergrößern. Es ist 
übrigens auch volkswirtschaftlich unbestritten, 
dass sich Investitionen in Bildung, vor allem in 
die frühe Bildung, lohnen.
Gute Bildung ist kein Allheilmittel, aber verwei-
gerte Bildungschancen verstärken die Probleme.
Die Landesregierung darf ihre Investitionen 
nicht darauf beschränken, Schulen, Kitas und 
Hochschulen am Laufen zu halten. Wir brau-
chen Bedingungen, die ermutigen, die Chancen 
geben. Es reicht eben nicht, dass Schülerinnen 

und Schüler mit mangelhaften Deutschkennt-
nissen ohne zusätzliche Förderung in den 
Regelklassen sitzen. Die Grundschule kann 
nicht länger ohne Poolstunden für alle Klassen 
bleiben. Alle Klassen brauchen Ethik-Unterricht. 
Ein gut rhythmisierter Ganztag muss endlich 
verankert werden, in dem Selbstständigkeit und 
Verantwortungsbewusstsein erprobt und Tole-
ranz gelebt wird. Betreuungsangebote reichen 
nicht. Wir brauchen Schulen, in denen Verschie-
denheit normal und akzeptiert ist. 
Es war falsch, das Fach Gemeinschaftskunde zu 
kürzen. Es ist falsch, in der Grundschule Bildung 
auf Lesen, Schreiben, Rechnen zu beschränken 
und damit Kindern aus bildungsarmen Eltern-
häusern den Zugang zu musisch-kultureller Bil-
dung zu verweigern. Ich könnte die Reihe noch 
lange fortsetzen, auch mit fehlenden Unterstüt-
zungssystemen. Der Vorschlag von Kultusminis-
terin Susanne Eisenmann, eine Leitperspektive 
Demokratieerziehung zu schaffen, wird alleine 
nichts verändern. Die bundesweite Initiative der 
GEW „Bildung. Weiter denken!“ legt den Finger 
genau in diese Wunde. Es ist kurzsichtig, aus 
finanziellen Gründen Investitionen im Bildungs-
bereich zu verweigern.
Was lernen wir noch aus Chemnitz? Wir müssen 
als Erwachsene Vorbild sein und Zivilcourage 
zeigen und stärken. Das kostet nichts. Wir zei-
gen keine Toleranz bei Diskriminierung jegli-
cher Art, Mobbing, Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus – auf den Schulhöfen und unter den 
Beschäftigten. Wir müssen als Gewerkschafts-
mitglieder Verantwortung für die Zukunft unse-
rer Gesellschaft übernehmen.

Mit freundlichem Gruß 
Ihre

Doro Moritz, 
Landesvorsitzende GEW
Baden-Württemberg
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Aktuell

TA R I F RU N D E L Ä N D E R 2019

Landestarifkommission Baden-Württemberg ist startklar

Zu ihrer ersten Sitzung traf sich die neuge-
gründete Landestarifkommission Baden-
Württemberg (LTK) Mitte Juli 2018. Ihre 
Aufgabe ist die Erarbeitung von Tariffor-
derungen im Vorfeld der GEW-Bundes-
tarifkommission (BTK). Die LTK disku-
tiert und entwickelt Stellungnahmen zu 
BTK-Vorlagen und berät Zwischen- und 
Endergebnisse. Die Kommission entwi-

ckelt landesspezifische Forderungen für 
die Tarifrunden und Strategien zu landes-
spezifischen Regelungen. Ein wichtiger 
Punkt ist auch die Vorbereitung, Planung 
und Durchführung von Arbeitskampf-
maßnahmen. LTK-Beschlüsse müssen 
vom Landesvorstand bestätigt werden. 
Den gewählten Mitgliedern der BTK-L 
aus Baden-Württemberg, Gabi Bilger, 

Bärbel Etzel-Paulsen und Farina Semler 
wird von den betroffenen Beschäftigten-
gruppen und Bereichen innerhalb der 
GEW der Rücken für ihr Mandat in der 
BTK-L gestärkt.  

Inge Goerlich
Vorstandsbereich  

Tarif-, Beamten- und Sozialpolitik

Die neue Landestarifkommission steht vor vielfältigen Aufgaben.
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A R B E I T S K R E I S D I G I TA L I S I E RU N G I M B I L D U N G S W E S E N ( A K D I B ) 

GEW begleitet digitale Entwicklungen kompetent und kritisch

Die fortschreitende Digitalisierung im 
Bildungswesen hat nicht nur Auswir-
kungen auf Erziehung und Unterricht, 
sondern auch auf die Arbeitsbedingun-
gen der Beschäftigten in den Bildungs-
einrichtungen. Daher ist es wichtig, dass 
die GEW die Prozesse kompetent und 
kritisch begleitet. Aus diesem Grund hat 
die GEW Baden-Württemberg bereits 
2017 den Arbeitskreis Digitalisierung 
im Bildungsbereich (AK DiB) gegrün-
det. Da die Digitalisierung von der Kita 
über die Schulen und Hochschulen bis 
hin zur Weiterbildung alle betrifft, sind 
in dem Arbeitskreis Mitglieder verschie-
dener Fach- und Personengruppen, meh-
rere Vorstandsbereiche sowie Haupt- und 
Ehrenamtliche vertreten. 
Dieser umfassende Blick spiegelt sich 
auch in dem Antrag „Bildung in der digi-
talen Welt“ des Gewerkschaftstags 2017 

wider, an dem der AK DiB maßgeblich 
mitgearbeitet hat. Damit wurde eine 
Grundlage geschaffen, um klare Positi-
onen zu den konkreten bildungspoliti-
schen Vorhaben in der Digitalisierung zu 
entwickeln. Dazu gehören die geplante 
Einführung der digitalen Bildungsplatt-
form „ella“, der Einsatz elektronischer 
Tagebücher an Schulen oder die Umset-
zung der EU-Datenschutzgrundverord-
nung (EU-DSGVO). 
Darüber hinaus arbeitet der AK DiB an 
Leitlinien, um den Beschäftigten eine 
Orientierung zu geben, wie ein selbst-
bestimmter Umgang mit EDV möglich 
ist. Das betrifft die pädagogische Arbeit 
der Beschäftigten, die Verarbeitung ihrer 
Daten (Datenschutz) und die Verwen-
dung von Geräten, Anwendungen, Soft-
ware und Materialien (Autonomie).
Als Bildungsgewerkschaft müssen wir 

aber auch die gesamtgesellschaftlichen 
Herausforderungen im Blick behalten. 
Dazu gehört beispielsweise, die Digitali-
sierung menschlich und sozial mitzuge-
stalten. Die GEW Baden-Württemberg 
ist deshalb Gründungsmitglied des Netz-
werks „Sozialer Zusammenhalt in digita-
ler Lebenswelt“. 
Der AK DiB informiert künftig immer 
wieder in der b&w über aktuelle Ent-
wicklungen und GEW-Positionen im 
Bereich der Digitalisierung.  

David Warneck
Leiter des AK DiB

Alle Artikel und weitere 
Informationen siehe:
www.gew-bw.de/gruppen-
arbeitskreise/arbeitskreis-
digitalisierung

Wechsel im HPR
Mit dem neuen Schuljahr tritt Günther 
Thum-Störk die Nachfolge von Margit 
Stolz-Vahle als stellvertretender Vorsit-
zender im Hauptpersonalrat GHWRGS 
an. Stolz-Vahle hat den HPR nach jah-
relanger Arbeit verlassen und geht nach 
einem Sabbatjahr in Ruhestand. Sie hat 
auch den Posten als Vorsitzende der 
GEW-Fraktion frei gemacht. Deshalb 
wurde Ricarda Kaiser als neue Vorsit-
zende der GEW-Fraktion im Hauptper-
sonalrat GHWRGS gewählt.   b&w
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Aktuell

SA B B ATJA H R

Das freie Jahr kann später genommen werden

Die GEW und der Hauptpersonalrat 
GHWRGS haben seit geraumer Zeit vor-
geschlagen, dass die Regelungen zum 
Freistellungsjahr („Sabbatjahr“) flexibili-
siert werden. Durch den immensen Man-
gel an Lehrkräften hat das Kultusministe-
rium jetzt festgelegt, dass das angesparte 
freie Jahr vorübergehend länger verscho-
ben werden kann.
Das Freistellungsjahr ist ein Teilzeitmo-
dell. Eine Lehrkraft stellt einen Antrag 
über einen bestimmten Teilzeitanteil. 
Möglich sind Modelle von einem Drit-
tel bis einem Achtel der wöchentlichen 
Arbeitszeit. Beim 1/3-Modell arbei-
tet ein/e Lehrer/in zwei Jahre in Voll-
zeit (Ansparphase) und hat während 
der Rückgabephase ein Jahr frei (Frei-

stellungsjahr). Während der drei Jahre 
bekommt er/sie ein Gehalt von zwei Drit-
teln und ist beihilfeberechtigt. Das freie 
Jahr kann im 3. bis 8. Jahr nach Beginn 
der Ansparphase genommen werden. 
Welches Jahr frei sein soll, muss die Lehr-
kraft im Januar vorher beantragen Das 
Ganze geht entsprechend auch in Teilzeit. 
Aufgrund des Lehrkräftemangels und der 
schlechten Unterrichtsversorgung ist das 
Kultusministerium vorübergehend damit 
einverstanden, dass eine Abweichung von 
der Achtjahreshöchstgrenze zugelassen 
werden kann. Allerdings muss die Rück-
gabephase (das Freistellungsjahr) zum 
Ablauf des Schuljahrs 2022/23 beendet 
sein. Es sollen nur diejenigen Lehrkräfte 
von der Erweiterung Gebrauch machen 

dürfen, die ihre Ansparphase bereits 
beendet haben und diejenigen, deren 
Ansparphase spätestens mit Ablauf des 
Schuljahres 2021/22 endet. Diese Aus-
nahmeregelung gilt einheitlich für alle 
Schularten. Die Entscheidung, bei wel-
cher Lehrkraft die Ausnahmeregelung 
greift, liegt im Ermessen des zuständigen 
Regierungspräsidiums.
Die GEW und der Hauptpersonalrat 
haben dieser Regelung zugestimmt. Sie 
fordern, dass diese Regelung im Interes-
se der Lehrkräfte auch über das Schuljahr 
2022/23 hinaus verlängert wird.  

Michael Hirn
Redakteur der b&w, 

Mitglied im HPR GHWRGS

 Glosse: Verbotsschild 

„He, Papa, die nerven dauernd rum“, 
beschwerte sich mein fünfjähriger Sohn. 
Er meinte seine beiden großen Brüder. 
Die sind neun und zwölf Jahre alt. „Die 
machen dauernd unser Zelt kaputt“, 
erklärte Max, der siebenjährige Cousin 
meiner Kinder. Max ist Amerikaner. Er 
spricht amerikanisch und deutsch. Die bei-
den hatten im Wohnzimmer mit Decken 
ein großes Zeltlager aufgebaut. Über alle 
Sessel und Stühle. Blöderweise finden 
große Brüder es eben manchmal witzig, 
die kleineren Kinder zu ärgern. 
„Macht doch ein Verbotsschild“, schlug 
ich pädagogisch beseelt vor, „dann lassen 
sie euch bestimmt ihn Ruhe.“ „Ja, komm“, 
sagte mein Sohn beschwingt, „ich hab 
eine Idee, was wir schreiben!“ Da holten 
sie sich Papier und einen Stift. Ich war sehr 
gespannt. Denn mein Sohn kann nicht  
schreiben. Nur seinen Namen. Und Max ist 
Erstklässler. In einer amerikanischen Schule.
Die Kinder setzten sich  zusammen und 
grübelten. Ihre ernsthaften und nach-
denklichen Gesichter sahen aus, als seien 
sie zwei Philosophieprofessoren, die über 
einem Buch mit dem Titel „Die allgemei-
ne Ethik des gemeinsamen Spielens unter 
besonderer Berücksichtigung von Zelt-
lagern im Wohnzimmer“ brüteten. Das 
amerikanische Kind schien nicht so recht 

zu wissen, wie man bestimmte deutsche 
Wörter schreibt. Und das deutsche Kind 
konnte die Buchstaben und ihren Klang 
nur aus dem eigenen Namen ableiten. 
„Schreibt man das mit A?“, fragte Max, 
den Stift in der Hand drehend. „Ist das der 
Buchstabe mit der Leiter, oder das Dreieck, 
bei dem der Boden in die Mitte geschoben 
ist?“, erkundigte sich mein Sohn. Lange 
drehte sich die Diskussion darum, ob sie 
für ihr Schild ein „R“ bräuchten. Mich frag-
ten sie nicht. Sie waren wohl entschlossen, 
die Sache alleine hinzukriegen. 
Ich tat so, als würde ich lesen. Ich versuch-
te angestrengt herauszufinden, was sie 
wohl auf ihr Verbotsschild schreiben wür-
den. Aber ich kriegte es nicht heraus.
Dann standen sie auf. Sie fragten mich 
nach Tesa. „Zeigt doch mal“, bat ich. 
Mein Sohn hob mit der rechten Hand das 

Papier 1 vor meine Augen. „Huch“, sagte 
ich. Da kicherten sie. „Wen meint ihr denn 
damit?“, fragte ich pikiert. Da kicherten 
sie noch mehr. „Also, nett ist das aber 
nicht“, schob ich nach. „Es ist aber auch 
nicht nett, dass die dauernd unser Zelt 
kaputt machen“, antwortete mein Sohn. 
Da schwieg ich. „Stimmt“, gab ich zu 
und betrachtete ihre Nachricht genauer. 
Versuche und Fehlerstreichungen. Stark 
irgendwie.
Ich rang mich zu einer Entscheidung 
durch. „Das habt ihr gut gemacht“, 
lobte ich und hoffte, dass keine anderen 
Erwachsenen in der Nähe waren. Dann 
erklärte ich ihnen, dass sie auf einem Ver-
botsschild schon auch schreiben müssten, 
was denn verboten sei. Sie schrieben dar-
aufhin Papier 2.

Jens Buchholz 

Papier 2

Papier 1
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U N T E R SC H R I F T E N SA M M LU N G

Reisekosten während des Referendariats ganz erstatten

Mehr als 1.000 Referendarinnen und 
Referendare haben bei der GEW-Aktion 
„100% Reisekosten im REF“ mitgemacht. 
Sie kämpfen mit der GEW dafür, dass sie 
im Vorbereitungsdienst die vollen Reise-
kosten erstattet bekommen.
1.003 Unterschriften hat die Junge GEW an 
vielen Seminaren in Baden-Württemberg 
gesammelt. Immer wieder kam die Rück-
meldung, dass die volle Erstattung der Rei-
sekosten im Referendariat ein Thema ist, 
das unter den Nägeln brennt.
Doro Moritz übergab die Unterschriften 
an Politiker/innen von Grünen und CDU 

vor den Sommerferien. Die Bildungspoli-
tische Sprecher/innen von SPD und FDP 
erhielten die Unterschriften per Post.
Im geplanten Landesreisekostengesetz 
soll die Begrenzung der Reisekostener-
stattung für Referendarinnen und Refe-
rendare auf 50 Prozent erhalten bleiben. 
Die GEW fordert die Erstattung der 
vollen Reisekosten für die Referendar/
innen. Sie bekommen nur ein Ausbil-
dungsgehalt, müssen aber auf der Stra-
ße, in Bus und Bahn den vollen Preis 
zahlen.   
 Johanna Schreiber

Aktuell 

Die GEW-Landesvorsitzende Doro Moritz hat 
zusammen mit Raul Coelho von der Jungen 
GEW die Unterschriften an Sandra Boser, bil-
dungspolitische Sprecherin der Grünen, über-
geben.

Junge GEW setzt sich für volle Fahrtkostenerstattung im Referendariat ein.
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Auch Dominik Ohly, parlamentarischer Berater 
der CDU-Landtagsfraktion, hat das Bündel an 
Unterschriften von Doro Moritz entgegenge-
nommen.

B E I H I L F E A N T R ÄG E

Beamt/innen müssen sehr lange auf Geld warten

Mehrere Monate, in manchen Fällen 
sogar Jahre, warten Kolleginnen und Kol-
legen auf die Bearbeitung ihrer Beihil-
feanträge. Viele GEW-Mitglieder haben 
uns verärgert über die sehr langen Bear-
beitungszeiten von Anträgen informiert. 
In vielen geschilderten Fällen geht es um 
fünfstellige Erstattungsbeträge, die z.B. 
nach größeren Operationen oder Nach-
sorge-Terminen nicht fristgerecht auf das 
Konto zurückerstattet werden.  
Die GEW hat daher die Präsidentin des 

Landesamts für Besoldung und Versor-
gung Baden-Württemberg (LBV), Lessli 
Eismann, kontaktiert und darauf hinge-
wiesen, dass diese Verzögerungen wahr-
scheinlich nicht den Sachbearbeiter/
innen des LBV anzulasten sind. Ursache 
ist die unzureichende Personalausstat-
tung des Landesamtes. Die GEW hält 
es daher für unbedingt notwendig, die 
Personalstellen für die Bearbeitung der 
Anträge zu erhöhen. 
Die GEW hat die Präsidentin gebe-

ten zu prüfen, ob als vorübergehende 
Lösung durch Personalumschichtung 
die Arbeitskapazitäten für die Bearbei-
tung der Beihilfeanträge erhöht werden 
können. Betroffene könnten auch über 
die Möglichkeit des Direktabrechnungs-
verfahrens informiert werden. Mittel-
fristig müssen aber mehr Planstellen für 
die Beihilfebearbeitung geschaffen wer-
den.  

Susanne Reinig
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Aktuell 

GEW lädt ein 

Fachtagung

„Diskriminierungskritische 
Schule“ 

5. November 2018, 15:30 – 19:30 Uhr
6. November 2018, 9:00 – 16:30 Uhr
Stuttgart, Hospitalhof 

Wie können Schulen mit konkre-
ten Fällen von Diskriminierung und 
Rechtsextremismus umgehen?
Wie kann Schule diskriminierungskri-
tisch gestaltet und weiterentwickelt 
werden?

Vorträge und Podiumsdiskussio-
nen unter anderem mit 
Prof. Dr. Paul Mecheril, Saraya Gomis, 
Dr. Ilka Hoffmann (GEW)

Eingeladen sind Lehrkräfte und päd-
agogische Fachkräfte aus dem Schul-
bereich und von kooperierenden Ein-
richtungen der Jugendsozialarbeit, 
sowie Multiplikator/innen von Pro-
jekten der politischen Bildung und 
der Antidiskriminierungsarbeit.

Veranstaltung von 
adis e.V. – Antidiskriminierung · 
Empowerment · Praxisentwicklung, 
Tübingen, in Kooperation mit unter 
anderem der GEW

Info und Anmeldung 
unter: adis-ev.de (unter 
Projekte)
Die beiden Tage können 
getrennt besucht wer-
den. 

S T U D I E D E R B E RT E L S M A N N S T I F T U N G

Personalschlüssel in Baden-Württemberg ist gut – reicht aber nicht

Ende August veröffentlichte die Ber-
telsmannstiftung wieder eine Studie 
zur bundesweiten Personalausstattung 
in Kitas. Baden-Württemberg hat laut 
den Wissenschaftlern eine überdurch-
schnittliche gute Ausstattung in den 
Kitas - allerdings gebe es große Schwan-
kungen innerhalb des Landes. Zum 1. 
März 2017 kamen in den Kindergärten 
im Schnitt 7,1 Kinder auf eine Fach-

kraft. Es muss trotz der guten Zahlen 
immer wieder betont werden, dass der 
Personalschlüssel nicht das tatsächli-
che Verhältnis einer Fachkraft zur Zahl 
der Kinder abbildet. Unbesetzte Stellen, 
Krankheits- und Urlaubstage bleiben 
ebenso unberücksichtigt wie Vor- und 
Nachbereitungszeiten.
Die Zahlen sagen auch nichts aus über 
den Ausbildungsstand der Personal-

kräfte und die Qualität der Sprach-
förderung. Unbestritten ist auch, dass 
gute Führungskräfte die Qualität der 
Kitas maßgeblich beeinflussen. Hier 
hat Baden-Württemberg nach wie vor 
Nachholbedarf.  
 Heike Herrmann

Die GEW heißt neue Kolleginnen und Kollegen 
herzlich willkommen!

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
ist aller Anfang schwer? In welchem 
Maße gilt das für die mehr als 5.000 Leh-
rerinnen und Lehrer, die am Schuljah-
resanfang in ihrem Beruf gestartet sind? 
Und wie geht es denen, die nach Beur-
laubung, Elternzeit oder Versetzung aus 
dienstlichen oder persönlichen Grün-
den an einer anderen Schule anfan-
gen? Auch in allen weiteren Bildungs-
bereichen gibt es Veränderungen in den 
Dienststellen.
Es liegt an uns Kolleginnen und Kolle-
gen, ob den Neuen der Anfang leicht 
gemacht wird, ob sie offen aufgenom-
men und bei der Orientierung unter-
stützt werden. Als GEW-Mitglieder 
machen wir in dieser Phase gegenüber 
den Neuen gewerkschaftliche Solidari-
tät erfahrbar, indem wir auf sie zugehen 
und uns als Ansprechpartner/in anbie-
ten. Es sind Kleinigkeiten und Gesten, 
die den Neuen den Einstieg, die Kon-
taktaufnahme und die Zusammenar-
beit erleichtern können und die zeigen: 
Meine Kolleginnen und Kollegen sind 
hilfsbereit, ich bin willkommen. 
Als GEW-Mitglieder sagen wir den Neuen 
auch, wer GEW-Vertrauensmann/-frau 
ist, falls das nicht am GEW-Brett ersicht-
lich ist. Vielleicht sind die Neuen schon 
GEW-Mitglied. Dann erinnern wir sie 
daran, dass sie der GEW ihre dienstlichen 
Veränderungen mitteilen.
Kollegialität, Solidarität und Gewerk-

schaftszugehörigkeit sind eng verbun-
den. Zeigt den Neuen, dass ihr GEW-
Mitglied seid – wie 50.000 andere in 
Baden-Württemberg auch! Die GEW, 
und nur die GEW, gestaltet in allen Bil-
dungsbereichen mit und vertritt die 
Interessen der Beschäftigten. Sprecht 
neue Kolleg/innen bitte auf die GEW-
Mitgliedschaft an.  
Den GEW-Mitgliedern unter den Dienst-
anfänger/innen hat die örtliche GEW 
bereits bei der Vereidigung im Schulamt 
unter anderem das GEW-Jahrbuch als 
Begrüßungsgeschenk überreicht. GEW-
Mitglieder an beruflichen Schulen und 
Gymnasien erhalten es über die GEW-
Vertrauensleute. 
Sprecht die Neuen auch auf das Recht 
bzw. demokratische Pflicht an, an Per-
sonalversammlungen teilzunehmen. 
Im kommenden Jahr sind Personalrats-
wahlen. Da ist es erst recht wichtig, sich 
über die Arbeit des Personalrats zu infor-
mieren.
Ich freue mich, wenn GEW-Mitglieder 
neue Mitglieder werben. Es lohnt sich: 
Den Antrag auf Mitgliedschaft, die Wer-
beprämien, auch viele Informationen 
und Materialien gibt es auf der Internet-
seite der GEW unter www.gew-bw.de  

Herzliche Grüße
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G E W - P R E S S E KO N F E R E N Z Z U M SC H U L JA H R 2018/19 

Handreichungen und Ankündigungen 
lösen keine Probleme
„Kultusministerin Susanne Eisenmann hat seit ihrem Amtsantritt vor mehr als zwei Jahren in der 
Öffentlichkeit den Eindruck erweckt, Probleme im Schulbereich ernsthaft anzupacken. Probleme ge-
löst hat sie nicht“, sagte Doro Moritz auf der GEW-Pressekonferenz zum Schuljahresanfang. Zahlrei-
che Beispiele belegen die Ankündigungspolitik der Ministerin.

Das Hauptproblem im neuen Schul-
jahr wird der Lehrermangel sein. An 
Grundschulen bleiben rund 500 Stellen 
unbesetzt, an beruflichen Schulen 350. 
Sehr schwierig ist die Unterrichtsver-
sorgung an SBBZ (siehe „Schülerzahlen 
steigen, Lehrkräfte fehlen S. 32). Auch 
an den Haupt-/Werkrealschulen, Real-
schulen und Gemeinschaftsschulen gab 
es für mehr als 400 Stellen keine Bewer-
ber/innen. Als Gegenmaßnahmen ver-
langt die GEW unter anderem: zusätz-
liche Studienplätze für das Lehramt an 
Grundschulen und Sonderpädagogik 
und attraktivere Weiterqualifizierung 
von Grund- und Hauptschullehrkräften 

zu Sonderpädagog/innen. Mehr Lehr-
kräfte könnten mit einer höheren Alters-
ermäßigung bis zur gesetzlichen Alters-
grenze arbeiten (derzeit 26 Prozent). „Es 
wird nichts getan, um auch in zehn bis 
15 Jahren eine gute Unterrichtsversor-
gung sicherzustellen. Die Behauptung, 
dass die Studienplätze ausreichen, wird 
vom Kultusministerium ohne Belege in 
den Raum gestellt, und die von der GEW 
vorgelegten Zahlen werden zur Seite 
geschoben“, kritisierte die GEW-Chefin. 
Besonders ernüchternd ist, dass die 
Ministerin vieles öffentlichkeitswirksam 
ankündigt, aber schlüssige Konzepte ver-
missen lässt. Moritz nannte vom Ausbau 

der Ganztagsschule über die fehlende 
Bezahlung befristet beschäftigter Lehr-
kräfte bis zur Stärkung der Schulleitun-
gen ein Dutzend Beispiele: 

Handreichung Rechtschreibrahmen
Das Kultusministerium lässt einen 
Rechtschreibrahmen erarbeiten und 
schickt die 65 Seiten in mehrfacher Aus-
fertigung an alle Schulen. „Handreichun-
gen für Lehrkräfte führen nicht zu besse-
ren Schülerleistungen“, sagte Moritz. Die 
Schüler/innen bräuchten im Unterricht 
mehr Zeit zum Üben. 
Auch eine Handreichung zur Klassen-
führung wird nach der Sommerpause 
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den Schulen zur Verfügung stehen. Auf 
43 Seiten sind Hinweise entstanden, die 
Lehrkräfte bei der Schaffung eines Rah-
mens für erfolgreichen Unterricht unter-
stützen sollen. Moritz sagte: „Angesichts 
der Heterogenität der Klassen sollte 
„Klassenführung“ nicht überbewertet 
werden, weil sonst die Lehrkräfte für die 
Situation verantwortlich gemacht wer-
den. Verhaltens- und Entwicklungspro-
bleme von Kindern und Jugendlichen 
brauchen häufig eine weitergehende 
Unterstützung.“
Zum Schuljahr 2017/18 wurden die 
Stunden für VKL und VABO deutlich 
gekürzt. Diese Kürzung 
wird erfreulicherwei-
se jetzt für die berufli-
chen Schulen weitgehend 
zurückgenommen. Die 
Beibehaltung der Kür-
zung an den allgemein-
bildenden Schulen trägt 
der integrationspoliti-
schen Verantwortung nicht Rechnung. 
Diese Klassen erhalten weiterhin nur 12 
bzw. 16 Stunden pro Woche. Über wei-
tere Stunden entscheidet das Staatliche 
Schulamt. 

Vollerhebung Unterrichtsausfall 
Erstmals wurde im Juni 2018 eine Voll-
erhebung des Unterrichtsausfalls durch-
geführt. Sie soll künftig mehrfach pro 
Jahr durchgeführt werden und macht 
den Schulleitungen eine Menge Mehr-
arbeit. „Was nützen den Schulen diese 
Zahlen?“ fragte Moritz. Die Erhebung 
erfasst nicht, ob schon zu Beginn des 
Schuljahres wegen Lehrermangels grö-
ßere Klassen gebildet werden mussten, 
keine Arbeitsgemeinschaften und För-
dermaßnahmen angeboten werden oder 
gar Pflichtunterricht gekürzt wurde. Sie 
erfasst nur, welcher Unterricht des gel-
tenden Stundenplans nicht erteilt bzw. 
vertreten wurde. 
Dass diese Erhebung wenig mit der Rea-
lität an den Schulen zu tun hat, wird 
daran deutlich, dass an den Grundschu-
len mit 1,2 Prozent am wenigsten Unter-
richt ausfällt. Der rechnerisch gerin-
ge Unterrichtsausfall kommt zustande, 
weil die Schüler/innen nicht nach Hause 
geschickt werden können. Die Grund-
schullehrer/innen leisten Mehrarbeit 
oder die Kinder werden auf andere Klas-
sen verteilt. Die Grundschule hat im 
Unterschied zu allen anderen Schularten 

keine frei verfügbaren Stunden, die weg-
fallen könnten. 
An Gymnasien und beruflichen Schulen 
ist der Ausfall mit 6,6 bzw. 6,0 Prozent 
am höchsten. Die älteren und selbststän-
digen Schüler/innen können heimge-
schickt werden. 
Moritz betonte: „Kritik an der Statistik 
erhebe ich, weil keinerlei Ansätze für 
Abhilfe erkennbar sind. Die Schulen 
brauchen eine höhere Vertretungsreser-
ve. Sie kostet Geld, die das Land nicht 
bereit ist auszugeben. Dabei bietet sich 
jetzt eine gute Gelegenheit, um arbeitslo-
se Gymnasiallehrkräfte im Landesdienst 

zu binden. 6.000 bis 7.000 Langzeitaus-
fälle pro Schuljahr sollen mit einer Ver-
tretungsreserve im Umfang von 1.666 
Deputaten aufgefangen werden. Da hilft 
keine noch so gute Dokumentation. Die 
Vollerhebung ist Aktionismus. Sonst 
nichts.

Stärkung der Schulleitungen fehlt
Es herrscht nicht nur Lehrermangel, son-
dern auch Schulleitermangel. „Sehr früh 
hat Eisenmann Maßnahmen angekün-
digt. Wir brauchen Verbesserungen in 
der Besoldung und in der Leitungszeit 
für die administrativen und gestalteri-
schen Aufgaben. Nichts hat sich getan.“ 
Für die Veränderungen im Ganztag der 
Grundschule setzt die Ministerin auf Fle-
xibilisierung. „Ein paar Millionen Euro 
für die Kommunen für flexible Betreu-
ungsangebote soll es geben, weil das dem 
Elternwillen bzw. dem Wählerwillen ent-
spricht. Ein guter Ganztag kostet Lehrer-
wochenstunden. Genau das wollen die 
Kultusministerin und die CDU-Fraktion 
vermeiden. Ich hoffe, dass die Grünen 
klare Kante zeigen“, sagte Moritz.
Der Auftakt zum Schutzkonzept gegen 
sexuelle Gewalt wurde öffentlichkeits-
wirksam gestaltet. Moritz erklärte: „Da 
in jeder Schulklasse statistisch rund 
zwei Schüler/innen von sexueller Gewalt 
betroffen sind, verdient das Thema große 
Aufmerksamkeit. Doch was bietet das 
Kultusministerium? Keinerlei zusätzli-

che Zeit weder für gemeinsame Arbeit 
des Kollegiums für den Aufbau des 
Schutzkonzepts noch für die Teilnah-
me an der Fortbildung. Entsprechend 
begrenzt wird die Wirkung dieses Ange-
bots sein.“ (Siehe auch Titelthema in die-
sem Heft).

Änderungen zum Schuljahr 2018/19
In den Klassen 1 und 2 der Grundschu-
le werden vier Stunden Fremdsprache 
gestrichen. Diese Stunden sind jetzt wei-
terhin Pflichtunterricht für alle Schü-
ler/innen und werden für Förderung 
genutzt. In keiner anderen Schulart 

würde Pflichtunterricht gestri-
chen, um Förderstunden zu 
gewinnen.
Der Schulversuch „Grund-
schule ohne Noten“ wird been-
det. „Es ist einfach unglaub-
lich, dass der Eindruck erweckt 
wird, der Verzicht auf Noten 
sei mit dem Verzicht auf Leis-

tung gleichzusetzen“, sagte die GEW-Vor-
sitzende. „Eltern und Schüler/innen sind 
mit konkreten Rückmeldungen wesent-
lich besser informiert.“ Offiziell wurde 
der Schulversuch gestoppt, weil er nicht 
wissenschaftlich begleitet war. Es gibt in 
Baden-Württemberg 132 Schulversuche, 
davon 109 an beruflichen Schulen. Kaum 
einer ist wissenschaftlich begleitet. Kein 
anderer wurde gestoppt. Der Schulver-
such „Grundschule ohne Noten“ ist der 
einzige, der keine einzige Lehrerwochen-
stunde kostet. 
Eine wichtige Neuerung in diesem 
Schuljahr ist der Start der gymnasialen 
Oberstufe an den Gemeinschaftsschulen 
in Konstanz und Tübingen. (Siehe auch 
Text auf Seite 27) Moritz kritisierte: „Die 
intensive Diskussion über die Anmel-
dezahlen will die Gemeinschaftsschulen 
schwächen. Über Oberstufen an Gym-
nasien, die die Zahl 60 nicht erreichen, 
wurde noch nie diskutiert. Eindrucksvoll 
viele Schüler/innen, die mit einer Haupt-
schulempfehlung an die Gemeinschafts-
schule kamen, haben jetzt ihre Mittlere 
Reife gemacht. Bildungswege offenhalten – 
das ist ein wichtiges Element der Gemein-
schaftsschule. Viele der Starterschulen 
erzielen außergewöhnlich positive Leis-
tungsergebnisse. Dazu schweigen Kultus-
ministerin Eisenmann und die CDU. Das 
ist sehr auffällig. Stattdessen setzen sie 
die Strategie der Verunsicherung fort.“   
 b&w
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„Handreichungen für Lehrkräfte führen nicht zu 
besseren Schülerleistungen. Die Schüler/innen 
brauchen im Unterricht mehr Zeit zum Üben.“ 

Doro Moritz
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Ein Schritt vor, einer zurück
Seit Herbst 2017 führte das Kultusministerium Gespräche mit den kommunalen Landesverbänden, 
den freien Trägern und der Kindertagespflege, um einen neuen Pakt für gute frühkindliche Bildung 
und Betreuung zu verhandeln. Ende Juli gab Ministerin Susanne Eisenmann erste Ergebnisse be-
kannt. Detailverhandlungen folgen nach der Sommerpause. Trotz einem größeren Etat sieht die 
GEW unerfreuliche Entwicklungen.

Teil des Konzepts des Kultusministe-
riums ist die Errichtung einer eigenen 
Einrichtung für die frühkindliche Bil-
dung – das „Forum frühkindliche Bil-
dung“. Zentrale Aufgaben des Forums 
sollen die Beratung und Begleitung der 
Träger sowie die Weiterentwicklung und 
Sicherung der Qualitätsentwicklung 
nach landesweiten Standards werden. 
Dies soll in enger Abstimmung mit dem 
Zentrum für Schulqualität und Lehrer-
bildung und dem Institut für Bildungs-
analysen erfolgen. 
Geplant sind außerdem: eine Ausbil-
dungsoffensive für Fachkräfte, eine stär-
kere Unterstützung in der Inklusion, 
Sprachförderung, eine Weiterentwick-
lung der Kooperation Kindergarten – 
Grundschule, eine Stärkung der Kin-
dertagespflege sowie eine Evaluation des 
Orientierungsplans.
Die GEW begrüßt den „Pakt für gute 
Bildung und Betreuung“ als wichtiges 
Signal. Zufrieden kann die Bildungs-
gewerkschaft allerdings nicht sein. Seit 
über einem Jahrzehnt gibt es den Orien-
tierungsplan für Kindertageseinrichtun-
gen. Bis heute konnte er nicht verbind-
lich umgesetzt werden, weil das Geld für 
die Umsetzung der Qualitätsstandards 
fehlt. Das Land wird zusätzliche 80 Mil-
lionen Euro für die Frühkindliche Bil-
dung investieren. Mit 3,5 Millionen Euro 

soll das Sprachförderprogramm SPATZ 
erweitert werden. „Jetzt ist allerdings 
der Zeitpunkt, um das Nebeneinander 
von unterschiedlichen Programmen zur 
Sprachförderung zu beenden. Bildung 
und Förderung der Sprache muss im 
Alltag jeder Kita integriert sein“, sagte 
die GEW-Vorsitzende Doro Moritz. Nur 
die Mittel für SPATZ aufzustocken, rei-
che nicht.

Kitagruppen werden vergrößert
In der Pressekonferenz gab die Minis-
terin auch bekannt, dass der Pakt die 
Erhöhung der Gruppengröße um zwei 
bis drei Kinder vorsieht. „Dass die kom-
munalen Spitzenverbände die Grup-
pengrößen weiter vergrößern wollen, 
ist beschämend für das wohlhabende 
Baden-Württemberg und ein Schritt 
zurück. Wir brauchen eine bessere 
Bezahlung, eine bessere Fachkraft-/
Kind-Relation und eine verbindliche 
Leitungszeit für alle Kita-Leitungen“, 
sagte Moritz.
Für die Qualitätsentwicklung in Krip-
pen und Kitas setzt sich die GEW für 
eine verbindliche Leitungszeit von 25 
Prozent Leitungsfreistellung pro Kita-
Gruppe ein. Für die Bemessung der 
Leitungszeit gibt es keine landesweiten 
Standards, 20 Prozent der Kita-Leitun-
gen in Baden-Württemberg bekommen 

überhaupt keine zusätzlichen Stunden. 
Damit liegt der Südwesten im bundes-
weiten Vergleich auf dem 13. Platz. 
Ganz oben auf die Liste der Maßnahmen 
setzt die GEW die Gewinnung von Fach-
kräften. Nach Ansicht der GEW sollten 
dabei nicht nur die Ausbildungskapa-
zitäten für die Praxisintegrierte Ausbil-
dung erhöht werden, sondern auch 
mehr Studienplätze in der Frühpädago-
gik angeboten werden. „Die Kita-Träger 
werden aber nur genügend Beschäftigte 
finden, wenn sie bessere Arbeitsbedin-
gungen bieten. Auch deshalb wäre eine 
Erhöhung der Gruppengröße um 2 bis 
3 Kinder kontraproduktiv. Die Fachkräf-
te sind schon jetzt am Belastungslimit“, 
erklärte Moritz. 
Die Gründung des Forums frühkind-
liche Bildung ist ein richtiger Schritt, 
das neue Forum muss sich allerdings an 
den wissenschaftlichen Studien aus der 
Frühpädagogik orientieren und die Eva-
luation des Orientierungsplans beglei-
ten. Keinesfalls darf beim Übergang von 
der Kita in die Schule die Schulvorbe-
reitung im Vordergrund stehen. Kitas 
orientieren sich an der frühkindlichen 
Entwicklung der Kinder und sind keine 
Zulieferbetriebe für Schulen.  

Heike Herrmann
GEW-Referentin für Kinder- und Jugendhilfe

Foto: Fotolia
Kita
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MO D E L LV E R S U C H „L E S E N M AC H T S TA R K“ U N D „M AT H E M AC H T S TA R K“

Zu wenig, um bessere Ergebnisse zu erzielen
Mit dem neuen Schuljahr startete der Modellversuch „Lesen macht stark“ und „Mathe macht stark“. 
Dafür übernimmt das Kultusministerium die Programme, die vom Institut für Qualitätsentwicklung 
in Schleswig-Holstein entwickelt und erfolgreich evaluiert wurden. Sie sollen die Leistungen der  
baden-württembergischen Schüler/innen in Deutsch und Mathematik verbessern. Anlass waren die 
unbefriedigenden Ergebnisse der jüngsten Schulleistungsvergleiche.

Auf die Ausschreibung für den 
Modellversuch an allen Haupt-/
Werkrealschulen, Realschu-
len und Gemeinschaftsschulen 
haben sich 64 Schulen bewor-
ben. Alle wurden zugelassen. 
Es sind zur Hälfte Realschulen 
und zu je einem Viertel Haupt-/
Werkrealschulen und Gemein-
schaftsschulen. Jeweils die Hälf-
te der Schulen arbeitet mit dem 
Programm „Lesen macht stark“ 
bzw. „Mathe macht stark“ und 
bildet für das jeweils andere 
Programm die Vergleichsgrup-
pe. Eingesetzt wird das Kon-
zept in den fünften Klassen. 
Fachberaterinnen und Fach-
berater Schulentwicklung betreuen die 
Schulen und vereinbaren im ersten Jahr 
bis zu zehn Beratungstermine. Der auf 
drei Jahre angelegte Modellversuch soll 
durch ein wissenschaftliches Konsorti-
um evaluiert werden. Eine Ausschrei-
bung hierfür erfolgte nicht.
Es besteht Handlungsbedarf. Das ist 
unbestritten. Die Öffentlichkeitsarbeit 
des Kultusministeriums soll Entschlos-
senheit bei der Problemlösung demons-
trieren. Bei genauer Betrachtung ist 
dieser Modellversuch allerdings kein 
wirksamer Ansatz, um die hohe Zahl 
von Schülerinnen und Schülern, die 
den Mindeststandard nicht erreichen, 
zu senken. Er setzt die nicht nachhaltige 
Bildungspolitik fort.

Frühe Förderung wäre wirksamer
64 von mehr als 1.400 Schulen sind 
beteiligt mit jeweils zwei bis drei Klas-
sen. Gibt sich Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann tatsächlich mit diesem 
minimalen Einsatz in den nächsten drei 

Jahren zufrieden? Sehr ärgerlich ist, dass 
das Konzept in den weiterführenden 
Schulen und nicht in der Grundschu-
le umgesetzt wird. Frühe Förderung 
wäre deutlich wirksamer. So entsteht 
wieder der Eindruck, die weiterführen-
den Schulen müssten Versäumnisse der 
Grundschulen beheben. Dabei haben 
die Grundschulen gar nicht die Mög-
lichkeit, ihre Schüler/innen besser zu 
fördern. So lange die Grundschule die 
mit Abstand am schlechtesten ausge-
stattete Schulart bleibt und gleichzeitig 
die heterogenste Schülerschaft und den 
höchsten Inklusionsanteil hat, hat die 
Bildungspolitik versagt. 
Den Einsatz in den fünften Klassen 
begründet das Kultusministerium mit 
der erfolgreichen Evaluation dieses 
Konzepts. Dieses Argument greift nicht, 
denn es erfolgt keine 1:1-Umsetzung: In 
Schleswig-Holstein erhielten die Schu-
len zusätzliche Lehrerwochenstunden. 
So wurden gezielt Schüler/innen geför-
dert, die den Mindeststandard nicht 

erreichten. Zusätzliche Stunden 
gibt es in Baden-Württemberg 
nicht, weder für den Unter-
richt noch für den zusätzlichen 
Aufwand der Lehrkräfte. Das 
Konzept werde binnendifferen-
ziert umgesetzt, betont das Kul-
tusministerium. Es stehe den 
Schulen frei, Poolstunden dafür 
einzusetzen. 
Schleswig-Holstein hat die 
Quote des fachfremden Unter-
richts gesenkt. Das ist ganz 
sicher ein wichtiger Faktor für 
den Erfolg der Programme. 
Ob die in Baden-Württemberg 
vorgesehenen Fortbildungen 
für die erfolgreiche Umsetzung 

ausreichend sind, kann zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht beurteilt werden. Nicht 
nachvollziehbar ist, dass die Fachbera-
terinnen und Fachberater für Deutsch 
und Mathematik überhaupt nicht einbe-
zogen sind. 

Schaufensterpolitik bringt nichts
Dieser Modellversuch folgt dem übli-
chen Prinzip: Offensive Öffentlich-
keitsarbeit, Beschränkung auf wenige 
Schulen, wenig Unterstützung für die 
Lehrkräfte. Warum geht Kultusminis-
terin Eisenmann nicht konsequent den 
Weg, Schulen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf mit zusätzlichen Ressour-
cen auszustatten und dafür zusätzliche 
Stellen einzufordern? Schaufensterpoli-
tik bringt den leistungsschwachen Schü-
ler/innen und Schulen nichts und trägt 
auch nicht zur Motivation und Arbeits-
zufriedenheit der Lehrkräfte bei.  

Doro Moritz

Für Förderung in Baden-Württemberg gibt es keine Stunden
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„Zitat“
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Titelthema

SC H U T Z VO R S E X U E L L E M M I S S B R AU C H 

In jeder Klasse sitzen  
hilfsbedürftige Schüler/innen

Sexueller Missbrauch ist ein größeres Problem in unserer Gesellschaft, als viele denken. Schulen 
haben eine wichtige Funktion, Kinder und Jugendliche zu schützen. Sie können aber auch Tatort 
sein. Schutzkonzepte zu entwickeln ist deshalb sehr wichtig. Da Schutzkonzepte die Handlungs-

sicherheit der Fachkräfte erhöhen, ist es auch in ihrem Interesse, dass es sie gibt. 

Sexueller Missbrauch kommt in Deutschland häufig vor. In 
einer aktuellen bundesweiten, repräsentativen Untersuchung 
des Kompetenzzentrums Kinderschutz in der Medizin Baden-
Württemberg (Witt et al. 2017) berichten 13,9 Prozent der 
Befragten über sexuellen Missbrauch. 2,3 Prozent stuften den 
Missbrauch als schwer bis extrem, 5,3 Prozent als mäßig bis 
schwer und 6,3 Prozent als gering bis mäßig ein. Solche Schwe-
regradeinteilungen sind für kriminologische und Forschungs-
zwecke notwendig. Das subjektive Erleben der Betroffenen und 
die therapeutische Bedeutung kann aber ganz unterschiedlich 
sein, so dass Schulen den Fokus auf alle sexuellen Handlun-
gen, nicht nur auf die Taten mit Penetration, legen sollten. Im 
Vergleich zu einer Untersuchung aus dem Jahr 2010 haben die 
Prävalenzen nicht abgenommen (Witt et al. 2018). 
Auch andere Formen von Kindesmisshandlung (körperliche 
und emotionale Vernachlässigung, körperliche und emotiona-
le Misshandlung) sowie weitere belastende Kindheitsereignis-
se (wie etwa häusliche Gewalt, psychische Erkrankung eines 
Elternteils, Drogenprobleme) sollten in den Blick genommen 
werden. 31 Prozent der Befragten gaben mindestens eine 
Form der Misshandlung an und 14 Prozent berichten über 
mehr als eine Form von Vernachlässigung oder Misshandlung. 
Das bedeutet, dass statistisch gesehen in jeder Schule, in jeder 
Klasse hilfebedürftige Kinder sind.
Sexueller Missbrauch, sexuelle Übergriffe und auch alle anderen 
Formen der Kindesmisshandlung sowie belastende Kindheits-
erlebnisse können schwere, mitunter lebenslange Folgen haben. 

Sie erhöhen nicht nur das Risiko für psychische und körperliche 
Erkrankungen, sondern haben auch Einfluss auf die Bildungs- 
und Lebenschancen und die Lebenszufriedenheit. 

Schule als Schutzraum und Ort sexueller Übergriffe
Schule garantiert Kindern und Jugendlichen einen Zugang zu 
einem potenziell schützenden und fördernden Umfeld, kann 
aber auch ein Ort sein, an dem sexuelle Übergriffe stattfinden. 
Dies hat der Missbrauchsskandal 2010 deutlich gemacht. In 
einer Untersuchung des DJI aus 2011 (Helming et al. 2011) 
gaben die befragten Fachkräfte in 4 Prozent der Schulen,  
3 Prozent der Internate und 10 Prozent der Heime (Jugend-
hilfeeinrichtungen) an, dass drei Jahre vor dem Befragungs-
zeitpunkt ein Verdacht auf sexuelle Gewalt durch Mitarbeiten-
de bekannt geworden war. Deutlich häufiger zeigten sich in 
der Studie jedoch sexuelle Übergriffe durch Gleichaltrige. Der 
Anteil an Verdachtsfällen lag in den Schulen bei 16 Prozent, 
in Internaten bei 29 Prozent und in Heimen bei 39 Prozent. 
In einer Untersuchung zu sexueller Viktimisierung bei Klient/
innen in Jugendhilfeeinrichtungen und Internaten (Allroggen 
et al. 2017) gaben insgesamt 46,7 Prozent der weiblichen und 
8 Prozent der männlichen Befragten an, sexuellen Missbrauch 
mit Penetration erlebt zu haben. 
5 Prozent der Befragten erlebten schwere sexuelle Viktimi-
sierung, nachdem sie in die Einrichtung gekommen sind, die 
Täter waren vor allem Gleichaltrige. 
Zwar gab es einen signifikanten Unterschied zwischen Hei-
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men und Internaten in Bezug auf die Häufigkeit von Übergrif-
fen mit Penetration (Tabelle 1), dennoch erstaunen auch die 
Ergebnisse zu den Internaten. Deshalb müssten diese Einrich-
tungen auch bei Präventionskampagnen unbedingt stärker in 
den Blick genommen werden.
Eine weitere Gruppe, die ein nochmal erhöhtes Risiko für sexu-
elle Übergriffe hat, sind Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rung. In einer Studie des BMFSFJ (2013) gaben 52 Prozent der 
gehörlosen, 40 Prozent der blinden, 36 Prozent der psychisch 
kranken, 34 Prozent der körper-/mehrfachbehinderten und 25 
Prozent der geistig behinderten Frauen an, in ihrer Kindheit 
und Jugend sexuelle Übergriffe durch Erwachsene oder andere 
Kinder und Jugendliche erlebt zu haben. 

Gefahren der neuen Medien
Eine Entwicklung der letzten Jahre sind sexuelle Übergriffe in 
den neuen Medien. Dies ist ein Punkt, der doppelt herausfor-
dernd für Lehrkräfte und andere Fachpersonen an Schulen ist, 
denn häufig bestehen schon Unsicherheiten, welche Medien es 
überhaupt gibt und welche Nutzungsmöglichkeiten, aber auch 
Gefahren diese für Kinder und Jugendliche bieten. Es mehren 

sich Fälle von so genanntem „Sexting“, wo Schülerinnen und 
Schüler im Rahmen erster Beziehungen zunächst einvernehm-
lich Nacktfotos oder explizite Videos erstellen, welche dann 
häufig im Affekt einer Trennung im Internet veröffentlicht 
und über soziale Netzwerke schulöffentlich werden. Für die 
Betroffenen ist dies ein Akt massivster Beschämung, der auch 
bei psychisch recht stabilen und bislang sehr leistungsfähigen 
Schüler/innen zu Leistungseinbrüchen, totalem Rückzug oder 
auch zu akuter Suizidalität führen kann. Handelt es sich zum 
Beispiel um ein Geschehen zwischen einer 13-Jährigen und 
einem 15-Jährigen, hat sich der 15-Jährige auch wegen Ver-
breitung von Kinderpornografie strafbar gemacht. Nicht sel-
ten reagieren empörte Eltern mit einer Strafanzeige. Wie geht 
Schule mit diesen Jugendlichen um? Hier mangelt es häufig 
noch an einer Auseinandersetzung und Konzeptentwicklung. 

Betroffene hoffen auf Hilfe in der Schule
Die Begleitforschung zum Hilfetelefon der ehemaligen Unab-
hängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des sexuellen Kin-
desmissbrauchs, Dr. Christine Bergmann, (Fegert et al. 2013) 
zeigte, dass viele von sexuellem Missbrauch Betroffene in 
Schulen Hilfe erwarten und sich auch dort zuerst trauen, über 
das Erlebte zu sprechen. Umso wichtiger ist es, dass Lehrkräfte 

Vergleich zwischen Heimen und Internaten 

SITUATION HEIME INTERNATE

Sexuelle Belästigung 31,0% 24,2%

Übergriffe ohne Penetration 55,5% 45,2%

Penetration 39,9% 13,8%

Irgendein Ereignis 62,2% 52,4%

Tabelle 1: Vergleich der Häufigkeiten sexueller Übergriffe in der Unter-
suchung Allroggen et al. 2017
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Nur wenig Pädagog/innen fühlen sich sicher, 
wie sie bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch 
professionell reagieren können.
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und andere Fachpersonen in Schulen vorbereitet sind. Ihnen 
sollte klar sein, dass es für Betroffene nicht einfach ist, sich 
anzuvertrauen. Die Fachkräfte sollten vor allem darauf vorbe-
reitet sein, welche weiteren Schritte zu gehen sind. Wie Lehr-
kräfte auf ein Hilfebegehren reagieren, ist entscheidend. Davon 
kann es abhängen, wie ein Kind das Erlebte verarbeitet und 
ob es in Zukunft Schutz erfährt. In einer Erhebung (Liebhardt 
et al. 2012) gaben 75 Prozent der befragten Personen aus den 
pädagogischen Berufen an, in ihrem Berufsalltag schon mal 
mit einem oder mehreren Fällen von sexuellem Missbrauch 
konfrontiert gewesen zu sein. Nur 14 Prozent der Befragten 
aus den pädagogischen Berufen fühlten sich jedoch sehr oder 
eher sicher im professionellen Umgang mit einem Fall. Hier 
setzen Schutzkonzepte an.

Sinn und Zweck eines Schutzkonzepts
Unter einem Schutzkonzept wird ein Paket von Maßnahmen 
verstanden, die für den besseren Schutz von Mädchen und 
Jungen vor sexuellem Missbrauch und Gewalt in einer Insti-
tution sorgen. Schutzkonzepte sind als „Zusammenspiel aus 
Analyse, strukturellen Veränderungen, Vereinbarungen und 
Absprachen sowie Haltung und Kultur einer Organisation“ 
zu sehen (Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuel-
len Kindesmissbrauch (UBSKM) 2015) Ein Schutzkonzept ist 
ein Qualitätsmerkmal einer Institution. Es schränkt die Hand-
lungsspielräume von Tätern ein und vermittelt allen, die mit 
Kindern und Jugendlichen arbeiten, mehr Handlungssicher-
heit (Rörig 2015). 
Es geht jedoch nicht nur um das Vorgehen im konkreten Fall, 
sondern auch um die Prävention. Wichtig ist es, Kontaktper-
sonen von Kindern und Jugendlichen zu schulen (sogenannte 
Bystander Eduaction), denn häufig hängt es von diesen Per-
sonen ab, ob Kinder geschützt werden können (Zollner et al. 
2013). Meist zielt derzeit die schulische Präventionsarbeit vor 
allem auf Empowerment der Schülerinnen und Schüler selbst 
ab. So soll zum Beispiel über mutmachende Theaterstücke 
einerseits die Erlaubnis gegeben werden, am Ort Schule über 
Erlebtes zu sprechen, andererseits auch die Botschaft vermit-
telt werden, dass Kinder ein Recht haben, sich gegen solche 
Übergriffe zu wehren. Bei aller, auch hilfreicher und sinnvoller 
direkter Präventionsarbeit mit Kindern und Jugendlichen darf 
nicht vergessen werden, dass für den Schutz der Kinder und 
Jugendlichen in erster Linie die Erwachsenen und nicht die 
Kinder und Jugendlichen selbst verantwortlich sind. Aussagen 
vieler Betroffener, die inzwischen erwachsen sind, zeigen, dass 
sie mit der Auforderung, sich zu wehren, völlig überfordert 
waren. Sie kehrten dies gegen sich um und dachten, dass sie 
sich nun falsch verhalten hätten.
Häufig besteht in Schulen und anderen Bildungseinrichtun-
gen der Vorbehalt, dass Eltern nicht möchten, dass mit den 
Kindern und Jugendlichen über sexuellen Missbrauch gespro-
chen wird. Das Gegenteil ist der Fall. In einer repräsentati-
ven Untersuchung im Rahmen der Begleitforschung für den 
UBSKM, gab eine überwältigende Mehrheit von fast 90 Pro-
zent der Befragten an, dass sie es richtig fänden, wenn in der 
Kita oder Schule angemessen über das Thema gesprochen 
werde. Die Religionszugehörigkeit spielte keine signifikante 
Rolle. Befragt, ob sie in den Einrichtungen oder Organisati-
onen, denen ihre Kinder anvertraut sind, schon mal Kontakt 

mit dem Thema „Prävention von sexuellem Missbrauch“ hat-
ten, sagten etwas über 70 Prozent der Eltern, dass dies nicht 
der Fall war.
 
Aufbau von Schutzkonzepten
In seinem Abschlussbericht (Bundesministerium für Justiz et 
al. 2012) hat der Runde Tisch „Sexueller Kindesmissbrauch 
in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen und privaten und 
öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich“ Bau-
steine formuliert, die einen Rahmen für die Inhalte eines 
Schutzkonzeptes vorgeben. Sie müssen jedoch von jeder Ein-
richtung spezifisch mit Inhalt gefüllt und umgesetzt werden 
(UBSKM 2015). (Siehe Tabelle 2)

TEILBEREICHE ELEMENTE VON  
SCHUTZKONZEPTEN

Analyse • Gefährdungsanalyse

Prävention • Präventionsangebote für Kinder und Ju-
gendliche
• Leitbild, Verhaltenskodex/Verhaltensleit-
linien, Vorgaben zur Gestaltung der Orga-
nisationskultur
• Arbeitsvertragliche Regelungen, z.B. Ein-
holung eines Erweiterten Führungszeug-
nisses
• Berücksichtigung von Kriterien des Kin-
derschutzes in der Personalauswahl
• Regelmäßige Qualifizierung der Mitar-
beitenden
• Partizipationsformen für Kinder und Ju-
gendliche, Eltern und Mitarbeitende
• Konzept zum Management von Be-
schwerden und Anregungen
• Pädagogisches, sexualpädagogisches 
und medienpädagogisches Konzept

Intervention • Konzept zum Umgang mit Fehlverhalten 
von Mitarbeitenden
• Leitlinien/Regelungen zum Umgang mit 
Verdachtsfällen von sexuellem Missbrauch

Aufarbeitung • Handlungsempfehlungen zum Umgang 
mit der Aufarbeitung aufgetretener Fälle
• Konzept zur Rehabilitation nach Falsch-
beschuldigung

Tabelle 2: Bausteine eines Schutzkonzeptes

Seit 2016 gibt es die Initiative „Schule gegen sexuel-
le Gewalt“ des UBSKM. Ziel der Initiative ist, dass alle 
Schulen Schutzkonzepte entwickeln. 

Auf www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de 
stehen Hilfestellungen und Materialien für die  
Umsetzung. 
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Umsetzung von Schutzkonzepten
Der Tabelle 2 mit den Bausteinen eines Schutzkonzeptes sieht 
man schon an, dass viel Zeit und Ressourcen nötig sind, um ein 
Schutzkonzept zu erstellen. Und es stellt sich die Frage, wie die 
Entwicklung in Gang gesetzt und am Laufen gehalten werden 
kann. Zunächst kommt der Schulleitung eine zentrale Rolle 
zu. Sie muss deutlich machen, dass ihr die Entwicklung eines 
Schutzkonzeptes wichtig ist, und es ist ihre Aufgabe, den Pro-
zess in Gang zu bringen, anzuleiten und zu moderieren.
Wichtig ist, dass ein Schutzkonzept nicht von einer Person 
alleine entwickelt und gestaltet werden kann, die ganze Institu-
tion muss sich auf den Weg machen. Es ist auch nur dann hilf-
reich, eine/n Schutzkonzeptbeauftragte/n zu ernennen, wenn 
eine institutionelle Unterstützung hinter dieser Person steht. 
Fälle sexuellen Missbrauchs können nie durch Fachkräfte 
in Schulen alleine gelöst werden. Notwendig ist immer eine 
interdisziplinäre Zusammenarbeit. Zentral hierfür ist die Ver-
netzung mit anderen Akteuren im Kinderschutz. Jede Schule 
sollte sich deshalb Ansprechpartner/innen in der Umgebung 
suchen, z.B. Fachberatungsstellen. Wenn ein Fall auftritt, ist 
dann bereits bekannt, wo man sich Beratung und Unterstüt-
zung holen kann. Fachberatungsstellen können außerdem 
auch bei der Umsetzung von Präventionsarbeit mit den Kin-
dern und Jugendlichen unterstützen. Lehrkräfte haben zudem 
zur Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung nach §8b 
SGB VIII bzw. §4 KKG gegenüber dem örtlichen Jugendhil-
feträger einen gesetzlichen Anspruch auf eine Beratung durch 
eine erfahrene Fachkraft. Auch hier sollte man sich erkundi-
gen, wer diese Rolle in der eigenen Region konkret ausfüllt. 
Es besteht auch ein gesetzlicher Anspruch auf Unterstützung 
bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungs-
leitlinien (§8b Abs. 2 SGB VIII), jedoch ist dieser Anspruch 
in der Praxis in vielen Bundesländern nur für die Jugendhilfe 
umgesetzt. 
Bei der Schutzkonzeptentwicklung sollte nicht das Ziel sein, 
alle Bausteine auf einmal umsetzen zu wollen. Das kann 
schnell zu Frustration führen. An vielen Schulen gibt es bereits 

einzelne Bestandteile. Diese können zunächst gesammelt und 
überarbeitet werden. Hilfreich ist es auch zu prüfen, welche 
Kompetenzen bei den Mitarbeitenden zu dem Thema schon 
vorliegen, wer sich gerne mit dem Thema beschäftigen möchte 
und ob Fortbildungsangebote in Anspruch genommen werden 
sollten.
Der Erstellung eines Schutzkonzeptes sollte eine Gefähr-
dungsanalyse vorausgehen. Für die Durchführung kann zum 
Beispiel die Ampel-Methode (Tabelle 3) mit folgenden Frage-
stellungen genutzt werden (Adaptiert aus dem Online-Kurs 
schutzkonzepte.elearning-kinderschutz.de): 
1)  Gängige Praxis oder keine gängige Praxis in meiner Institu-
tion?
2) Wie ist meine Einschätzung dazu?

Ampel-Methode zur Gefährdungsanalyse

DIES IST GÄNGIGE 
PRAXIS IN MEINER 

INSTITUTION.

DIES IST KEINE GÄNGI-
GE PRAXIS IN MEINER 

INSTITUTION.

ROT

Wenn ich darüber 
nachdenke, handelt es 
sich um eine Praxis, die 
nicht in Ordnung ist.

Das ist auch gut so, denn 
das geht gar nicht!

GELB

Ich stehe dem zwiege-
spalten gegenüber, da 
ich Grenzen und die 
Rechte der Kinder und 
Jugendlichen nicht 
konsequent gewahrt 
sehe.

Ich stehe dem zwiege-
spalten gegenüber. Auf 
der einen Seite denke ich, 
wir müssten das ändern, 
auf der anderen Seite 
aber auch nicht.

GRÜN
Ich denke, dass diese 
Praxis richtig und an-
gemessen ist.

Es wäre aber wünschens-
wert, dass das eine gän-
gige Praxis in meiner Ins-
titution wäre.
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links: Schutzkonzepte kann nicht eine  
Person alleine entwickeln.

rechts: Betroffene Kinder brauchen  
verlässliche, transparente, korrigierende  
Beziehungserfahrungen.

Generell ist die Entwicklung eines Schutzkonzep-
tes nicht als einmalige Angelegenheit, sondern als 
Prozess zu betrachten. Ein Schutzkonzept muss 
in der Praxis gelebt, immer wieder überprüft und 
weiterentwickelt werden. Nur dann kann es eine 

nachhaltige Wirkung entfalten.
Wir, die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho-
therapie Ulm, haben im aktuellen Projekt an unserer Klinik 
zur Weiterentwicklung des Schutzkonzeptes die Erfahrung 
gemacht, dass wir bei Gesprächen mit Kindern und Jugendli-
chen über mögliche sexuelle Übergriffe ganz schnell bei ande-
ren Themen angekommen sind, die die Kinder und Jugendli-
chen beunruhigen. Dies ist auch gut so, denn es geht bei der 
Schutzkonzeptentwicklung primär um die Entwicklung einer 
Haltung in der Institution. Es geht darum, Hinweise ernst zu 
nehmen, Kindern und Jugendlichen bei allen Problemen, mit 
denen sie sich anvertrauen, Gehör zu schenken und gute Rah-
menbedingungen zu schaffen. Prävention zu sexuellem Miss-
brauch und die Schaffung von schutzgebenden Strukturen ist 
deshalb eine zentrale Aufgabe in der Schule, weil sie nicht ein 
Thema unter vielen in der schulischen Präventionsarbeit ist, 
sondern weil, frei nach Frank Sinatra, die Regel gilt „if you can 
make it there, you can make it everywhere“. Will heißen: Wenn 
es hier gelingt, ein gutes und praxisnahes Konzept zu erstel-
len, dann hat man für sehr viele Bereiche eine Haltung und ein 
angemessenes Beteiligungskonzept entwickelt, welches natür-
lich auch Empowerment einschließt. 
In diesem Kontext kann mit Schülerinnen und Schülern auch 
geübt werden, Dinge, die man nicht möchte, zu artikulie-
ren und sich zu beschweren. In unserem Klinikprojekt sagten 
viele Kinder und Jugendliche, dass sie sich dies nicht zutrau-
en, obwohl ansonsten ein gutes Verhältnis zu den Fachkräften 
besteht. Es reicht also nicht, allein im Rahmen eines Schutz-
konzeptes ein Beschwerdemanagement aufzubauen, sondern 
Beschwerden müssen geübt und ernstgenommen werden und 
zwar an den gut bearbeiteten Alltagsdingen des Lebens. 

Gute Beziehungen zu Lehrkräften sind wichtig
Schule bietet für traumatisierte Kinder und Jugendliche einen 
Ort der Normalität und im besten Fall Unterstützung. Für diese 
Kinder und Jugendlichen sind wichtig: verlässliche, transpa-
rente, korrigierende Beziehungserfahrungen, eine vertrauens-
volle Atmosphäre, in der Ängste und Sorgen mitgeteilt werden 
können, Unterstützung bei der Entwicklung eines positiven 
Lebensgefühls und Anerkennung von Leistung. Wenn betrof-
fene Kinder und Jugendliche Erfolg in der Schule haben und 
hier bestärkt werden, kann das ein sehr wichtiger Faktor für die 
Bewältigung des Erlebten sein. 

Traumatisierte Kinder und Jugendliche zu unterstützen, kann 
in der Praxis belastend sein, die Fälle sind häufig komplex 
und brauchen einen langen Atem. Wichtig ist, dass Lehrkräfte 
durch die Schule Unterstützung bei der Psychohygiene erfah-
ren und sich auch über ihre pädagogische Rolle und die eige-
nen Grenzen im Klaren sind.  

Prof. Dr. Jörg M. Fegert, Ärztlicher Direktor der 
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho-
therapie am Universitätsklinikum Ulm 

Dr. Ulrike Hoffmann, Leitung Arbeitsgruppe 
„Wissenstransfer, Dissemination, E-Learning“ Kli-
nik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychothe-
rapie in Ulm 

 Fortbildungshinweis 

Die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie 
Ulm bietet derzeit zum Thema der Schutzkonzeptentwick-
lung zwei Online-Kurse an:
• Online-Kurs „Schutzkonzepte in Organisationen – Schutz-
prozesse achtsam und partizipativ gestalten“ (Kursumfang 
ca. 35 Stunden, Kosten 70 Euro/Person. 
https://schutzkonzepte.elearning-kinderschutz.de/)
• Online-Kurs „Leitungswissen Kinderschutz in Institutionen 
– Ein Online-Kurs für Führungskräfte“ (Kursumfang ca. 34 
Stunden, Kosten 100 Euro/Person.
https://leitung.elearning-kinderschutz.de/)
Auf Basis der Online-Kurse gibt es auch zwei Buchpublikati-
onen:
Oppermann C, Winter V, Harder C, Wolff M & Schröer W (Hg.)
(2018): Lehrbuch Schutzkonzepte in pädagogischen Organi-
sationen. Weinheim und Basel: Beltz Juventa.
Fegert JM, Kölch M, König E, Harsch D, Witte S & Hoffmann 
U (Hg.)(2018): Schutz vor sexueller Gewalt und Übergriffen in 
Institutionen – Für die Leitungspraxis im Gesundheitswesen, 
Jugendhilfe und Schule. Berlin: Springer.

Literaturliste kann bei Dr. Ulrike Hoffmann angefordert werden:
ulrike.hoffmann@uniklinik-ulm.de
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I N I T I AT I V E „SC H U L E G E G E N S E X U E L L E G E WA LT“

Den Kampf kann niemand  
alleine gewinnen

Mit der Initiative des Kultusministeriums „Schule gegen sexuelle Gewalt“ sollen Schulleitungen und 
Kollegien einen Weg finden, wie sie Kinder und Jugendliche vor sexuellem Missbrauch schützen 
können. Alle Schulen sollen Präventionskonzepte entwickeln und umsetzen. Damit Schulen das 

leisten können, reichen Online-Kurse und Materialen nicht aus. 

Die bundesweite Initiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ 
startete in Baden-Württemberg Anfang Juni 2018 mit einer 
Veranstaltung, die Kultusministerin Susanne Eisenmann 
gemeinsam mit dem Unabhängigen Beauftragten des Bundes 
für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs, Johann-Wilhelm 
Rörig, eröffnete. Prof. Dr. Fegert, ärztlicher Direktor der Kli-
nik für Kinder- und Jugendpsychiatrie der Universität Ulm 
war Sachverständiger und Referent. 
„Kein Gewinnerthema“, sagte Eisenmann auf der Tagung, 
„aber ein Gewinn für unsere Kinder und Jugendlichen, wenn 
es uns gelingt, in Kitas und Schulen eine Kultur des Hinschau-
ens zu etablieren und das Thema in die Öffentlichkeit zu stel-
len.“ Schulen seien für den Schutz vor sexueller Gewalt wich-
tige Orte, denn fast alle Kinder und Jugendlichen könnten dort 
erreicht werden. 
Die Ministerin erinnerte daran, dass die neue Initiative in 
Baden-Württemberg nicht das erste Projekt zu dem Thema 
ist. Gute Erfahrungen gebe es mit dem Präventionskonzept 

des Landes „Stark.stärker.WIR“ und dem Bundesprojekt „Trau 
Dich“, dessen zentrales Element ein Theaterstück ist. 2014/15 
konnten damit rund 4.800 acht- bis zwölfjährige Kinder in 
Baden-Württemberg erreicht und über ihre Rechte aufgeklärt 
werden. Weiteres Anliegen von „Trau dich“ war, Lehrkräfte 
fortzubilden, Eltern zu sensibilisieren und Netzwerke aufzu-
bauen. In der Umsetzung ist Baden-Württemberg an sieben 
Pilotschulen mit dem Programm „Schutz macht Schule“ vor-
angegangen. (Siehe auch Interview mit der Schulleiterin einer 
Pilotschule ab Seite 23) Eine Handreichung über die Erfahrun-
gen der Pilotschulen soll im Herbst an die Schulen gesendet 
werden.
Die Bundesinitiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ soll an 
bereits Bestehendes anknüpfen und wird nun in die Fläche 
getragen. Ab Herbst 2018 können Lehrkräfte und Schulsozi-
alarbeitdende an einem E-Learning-Kurs der Universität Ulm 
teilnehmen. (Siehe Kasten Seite 19) 
Rörig, seit 2011 Unabhängiger Beauftragter in Fragen des 

Öffentlicher Start der Initiative 
„Schule gegen sexuelle Gewalt“ 

Von Links: Prof. Jörg M. Fegert, 
Ärztlicher Direktor der Klinik für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie 
Ulm, Kultusministerin Susanne  
Eisenmann,  Johannes-Wilhelm 
Rörig, Unabhängiger Beauftragter 
für Fragen des sexuellen Kindes-
missbrauchs
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sexuellen Kindesmissbrauchs, sagte: „Der Kampf gegen sexu-
elle Gewalt ist schwierig und lässt sich nicht alleine gewinnen. 
Keine Regierung schafft das alleine, keine Schule und kein 
Kind.“ Im Kampf gegen sexuelle Gewalt müssten sich neben 
den Kultusministerien Finanz-, Innen- und Justizministerien 
viel intensiver beteiligen. 
Digitale Medien würden nicht nur Chancen bieten, son-
dern große Risiken bergen. Infolgedessen sieht Rörig die 
IT-Industrie in besonderer Verantwortung. Die Zahlen der 
bundesweiten Ermittlungen von Kinderpornographie und 
Missbrauchsdarstellungen im Netz seien erschreckend hoch, 
das Dunkelfeld noch viel größer, die Betroffenen würden 
immer jünger, die Darstellungen brutaler. Es existierten 80.000 
Websites mit kinderpornografischen Inhalten. In Deutschland 
gebe es im Gegensatz zu den USA keine Meldepflicht für Inter-
netprovider. „Wir müssten es schaffen, dass sich Täter/innen 
vor Strafverfolgung nicht mehr sicher fühlen können, weder in 
der Familie noch in Vereinen und auch nicht Cyberkriminel-
le“, erklärte der Missbrauchbeauftragte. Und natürlich müss-
ten sich Schulen, Kitas und Sportvereine stärker beteiligen, die 
Kooperation mit Fachberatungsstellen sei dabei zwingend. Für 
die Fachberatung müssten selbstverständlich finanzielle Mittel 
zur Verfügung gestellt werden.

Schulen als Schutzort für Kinder
Die statistischen Zahlen sind erschütternd. Danach erleiden 
in jeder Schulklasse 1 bis 2 Kinder sexuelle Gewalt. Ziel und 
allerhöchste Priorität von Politik müsse sein, ein Aufwachsen 
frei von sexueller Gewalt zu ermöglichen. Schulen sollten Orte 
sein, in denen vertrauensvolle Personen arbeiten, die nicht 
wegschauen, denen Kinder sich anvertrauen können. Schule 
selbst dürfe kein Tatort sein, sie müsse ein Schutzort für Kin-
der und Jugendliche sein. 
Im Rahmen der Initiative erhal-
ten Schulen nun eine Infomap-
pe, in der beschrieben wird, 
wie der Weg zum Schutzkon-
zept aussehen kann. Auch 
das Online-Portal www.schu-
le-gegen-sexuelle-gewalt.de/
home/ steht bereit.
Rörig und Fegert fürchten 
allerdings, dass die Informati-
onen in den Schulen unterge-
hen. „Die Mappe ist im DIN-
A3-Format, damit sie“, so Rörig, 
„in Papierkörben keinen Platz 
findet.“ Schutzkonzepte seien 
Qualitätsnachweise für Schu-
len, sie müssten erarbeitet wer-
den, bevor Fälle zutage treten, 
erläutert Fegert. Untersuchun-
gen belegen die Unsicherheit 
der Fachkräfte im Umgang mit 
dem Thema sexuelle Gewalt 
und den Bedarf an Fortbildung. 
Viele Fachkräfte seien, erklärte 
Fegert, schon mit dem Thema 
konfrontiert worden, nur weni-

ge wüssten, was sie tun können. Häufig sei der Kinderschutz 
nicht bekannt und die Unsicherheiten in Elterngesprächen 
groß. Betroffene Kinder sagten in Untersuchungen immer 
wieder, dass sie versucht hätten, das Thema anzusprechen, 
aber nicht gehört wurden bzw. nichts passierte. Noch schlim-
mer sei, dass etwa einem Drittel der Betroffenen kein Glau-
ben geschenkt werde. Alle Lehrkräfte müssten sensibel für das 
Thema sein und eine Expertise haben. (Siehe auch Text auf 
Seite 23) 
Die Erfahrungen der sieben Pilotschulen belegen, wie wichtig 
Begleitung und Beratung sind. Zwei der Schulen präsentierten 
ihre Entwicklung zum Schutzkonzept auf der Veranstaltung: 
Die Haldenrainschule in Stuttgart, die von der Fachberatungs-
stelle KOBRA e.V. begleitet wurde, und die Gottlieb-Rühle-
Schule in Mössingen, deren Kooperationspartnerin TIMA e.V. 
in Tübingen war. 

Es gibt keine Standardversion
Claudia Bitzer von der schulpsychologischen Beratungsstelle 
in Tübingen fasst die Ergebnisse beider Schulprozesse zusam-
men: „Zum einen ist es wichtig, sich gemeinsam auf den Weg zu 
machen und Schüler/innen und Eltern partizipieren zu lassen, 
und zwar jedes Schuljahr aufs Neue. Des Weiteren ist jede Schu-
le anders und braucht ein ganz individuelles Schutzkonzept, das 
entwickelt und gelebt werden will. Es gibt keine Standardver-
sion. „Schulen dürfen bei diesem Entwicklungsprozess nicht 
alleine gelassen werden, sie brauchen Beratung durch externe 
Fachstellen und das kostet Zeit und Geld.“ Bitzer schließt sich 
dem Rat des Unabhängig Beauftragten Rörig an, der an vielen 
Stellen eine finanzielle Verantwortung des Landes angemahnt 
hatte.
Auch aus anderen Tagungsforen wurde gemeldet, wie enorm 
wichtig es für Schulen ist, zu kooperieren, nicht nur mit exter-
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Podiumsdiskussion während der Tagung. Von Links: Fegert, Eisenmann, Moderatorin, Rörig und  
Schulleiterin Frauke Betz, die von Piloterfahrungen berichten konnte.   
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nen Beratungsstellen, auch mit den erfahrenen Fachkräften, 
und zwar schon, bevor konkreter Interventionsbedarf besteht. 
Außerdem müssten Kinder, Jugendliche und Eltern unbedingt 
im Prozess mitgenommen werden.
Die Schulen werden zwar informiert, aber, so das Fazit etli-
cher Tagungsteilnehmenden, es fehle die Zeit, die Schulen für 
die Entwicklungsprozesse brauchen, und die finanzielle Unter-
stützung für eine externe fachliche Begleitung. Die großen 
Infomappen allein führten nicht zum Schutzkonzept.
Skeptisch ist auch die GEW. „Wie soll beispielsweise eine 
Grundschullehrerin mit 28 Kindern in der Klasse ohne eine 
einzige Poolstunde und ohne Schulsozialarbeit an der Schu-
le in der Lage sein, wirksam etwas gegen sexuelle Gewalt zu 
tun?“, fragte Doro Moritz, Landesvorsitzende der GEW, als 
die Ministerin die Initiative in Stuttgart vorstellte. Im landes-
weiten Lehrerfortbildungsprogramm für Baden-Württemberg 
gibt es zwischen September 2017 und Juni 2021 nur drei Fort-
bildungsangebote zum Thema sexuelle Gewalt und insgesamt 
16 Fortbildungen zu den Themen Kindesschutz und Kindes-
wohl. Die Landesregierung hat die Mittel für Lehrerfortbil-
dung 2017 um 500.000 Euro gekürzt. 
„Es ist gut, wenn zum Thema sexuelle Gewalt ein Online-Kurs 
starten soll. Das und Materialien zum Thema werden aber 
nicht ausreichen. Die Landesregierung muss bei diesem wich-
tigen Thema Geld in die Hand nehmen und Fortbildungen für 
das ganze Kollegium einer Schule anbieten. Dies ist auch eine 
Voraussetzung dafür, dass sinnvolle Schutzkonzepte an den 
Schulen entstehen können“, betonte die GEW-Landeschefin. 
„Wer den Schulen zusätzliche Aufgaben gibt, muss sie auch in 
die Lage versetzen, diese gut umsetzen zu können.“

Kampf um Geld ist unwürdig
Seit 30 Jahren berät und unterstützt KOBRA e.V. in Stuttgart 
von sexueller Gewalt betroffene Kinder und Jugendliche. Der 
Festakt zum 30-jährigen Bestehen fand am gleichen Tag statt, 
wie der Start der baden-württembergischen Initiative „Schu-
le gegen sexuelle Gewalt“. „KOBRA ist aus der Beratungssze-
ne nicht mehr wegzudenken, vor allem, da sich KOBRA dem 
besonders schweren Themenfeld der Kinder mit Behinderung 
und Migrationshintergrund annimmt“, lobte der Beauftragte 
des Bundes Johannes-Wilhelm Rörig die langjährige, oftmals 
ehrenamtliche Arbeit der Beratungsstelle. 
Auch Fegert hält die Beratungsarbeit für sehr wichtig. und 
bemängelte die schlechte Finanzierung. Wir versündigten uns, 

wenn wir keine Hilfen anbieten. Die Forschung habe sich ver-
bessert, Verfahren wurden optimiert, aber wir müssten viel 
mehr für die Intervention ausgeben. „Fehlende Investitionen 
führen zu hohen Folgekosten und das Leid der Menschen wird 
in Kauf genommen“. Nach Fegert hatten 60 Prozent der Kin-
der keine Hilfe erfahren und die Dunkelziffer sei höher. Der-
artige Belastung in der Kindheit haben neuesten Daten zufol-
ge immense Auswirkungen auf die Lebenszufriedenheit und 
auch auf die spätere Einkommenssituation, es gebe ein erhöh-
tes Risiko zur Sucht und zu Suizidversuchen, selbst Erkran-
kungen korrelieren mit Kindheitstraumen.
Fegert bilanziert: „Die Initiative „Schule gegen sexuelle 
Gewalt“ ist gut, aber jetzt braucht es Ansprechpartner/innen, 
die nicht vorrangig damit beschäftigt sein sollten, finanzielle 
Mittel zu beschaffen. Es braucht Verstetigung und damit eine 
solide Finanzierung.“ 

Schon vormerken:

Fachtag

„Schutzkonzepte: Prävention sexualisierter Gewalt 
– Die Rolle der Schulsozialarbeit“  

22.05.2019, Hospitalhof in Stuttgart

Kooperationsveranstaltung von Aktion Jugendschutz BW, 
Kommunalverband Jugend und Soziales BW und GEW für 
Fachkräfte der Schulsozialarbeit/Jugendsozialarbeit an 
allen Schularten, Fachberatungen, Koordinator/innen und 
Träger der Schulsozialarbeit.

Impulsreferat von Prof. Dr. Mechthild Wolff, Hochschule 
Landshut: „Schutzkonzepte in Verantwortung von Schu-
len – Gemeinsam Schutz herstellen.“

Heike Herrmann
GEW-Referentin für Kinder- und Jugendhilfe
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D E R W E G Z U M SC H U T Z KO N Z E PT 

Ohne fachliche 
Begleitung 

geht es nicht
Als eine von sieben Pilotschulen des Landesprogramms „Schutz 

macht Schule“ hat die Gottlieb-Rühle-Schule in Mössingen in 
Zusammenarbeit mit der Fachstelle TIMA e.V. (Tübinger Initiative 

für Mädchenarbeit) ein Konzept zum Schutz von Schüler/innen vor 
sexueller Gewalt erarbeitet. Die Rektorin Frauke Betz berichtet über 

Höhen und Tiefen auf dem Weg dahin.

Wie kam es, dass sich Ihre Schule 2016 
für das Pilotprojekt  entschied? 
Frauke Betz: Ich wurde gefragt. An mei-
ner vorherigen Schule war ich bereits 
beim Präventionskonzept „stark.stärker. 
WIR“ dabei. Es war bekannt, dass ich 
offen bin für das Thema, da ich viel in 
der Mädchenarbeit gemacht habe und 
in Traumapädagogik ausgebildet bin. 
Für unsere Grund- und Werkrealschule 
sah ich die Chance, bei der Entwicklung 
eines Schutzkonzepts fachlich und pro-
fessionell von einer externen Fachbera-
tungsstelle begleitet zu werden. Ich war 
erfreut, dass sich die Kolleg/innen dafür 
entschieden haben, den Weg gemeinsam 
zu gehen.

Wie sieht Ihr Konzept aus?
Ein Schutzkonzept ist gelebte Praxis 
der Grenzachtung auf allen Ebenen. Es 
betrifft das gesamte System Schule mit 
all seinen Akteuren, von den Lehrkräften 
über die Schulsozialarbeit, die Betreu-

ungskräfte, Ehrenamtliche bis hin zu 
Schüler/innen und Eltern. Es gibt kein 
Standardkonzept, das sich überstülpen 
lässt. Jede Schule muss ihr individuelles 
Konzept erarbeiten. So war das auch bei 
uns. Jede Schule hat schon etwas, an das 
sie anknüpfen kann. Uns hat zu Beginn 
eine Ressourcenanalyse geholfen, um zu 
entscheiden, was wir entwickeln wollen. 
Dazu mussten wir erst mal informieren. 
Das gesamte Kollegium nahm an einer 
intensiven, 30-stündigen Fortbildung 
teil, die sich aus zwei pädagogischen 
Tagen und weiteren dreistündigen Fort-
bildungen zusammensetzte. Immer wie-
der planten wir auch in den GLKs Zeit 
für das Thema ein. Frau Sartingen von-
TIMA gab uns Informationen zu recht-
lichen Fragen, Täterstrategien, Signalen 
und Folgen von sexuellem Missbrauch, 
auch zu sexuellen Übergriffen unter 
Kindern. Wir haben besprochen, was 
bei Vermutungen zu tun ist, bzw. wenn 
ein Kind sich anvertraut, was Traumata 

sind und wie Prävention aussehen kann.
Wir gründeten eine Steuerungsgruppe 
und verteilten Aufgaben.
Es war uns wichtig, einen Verhaltens-
kodex zu erarbeiten. Alle Personen an 
der Schule unterschreiben jetzt eine 
Selbstverpflichtungserklärung zum 
grenzachtenden Umgang mit Schüler/
innen. Das Dokument kann auf der 
Homepage eingesehen werden. (www.
gottlieb-ruehle-schule-moessingen.de/
schutz-macht-schule/) Jede/r von uns 
kann auf unseren internen Ablaufplan 
bei Vermutungen und Verdacht auf 
sexuellen Missbrauch zurückgreifen. 
Es ist unglaublich hilfreich, dass alle 
sich daran orientieren können und bei 
Bedarf wissen, wie gehandelt und wer 
angesprochen werden kann. Außerdem 
installierten wir ein Beschwerdema-
nagement für Schüler/innen. In jedem 

„Kolleg/innen zögern oft, 
weil schon wieder etwas 
zusätzlich gemacht wer-
den soll. Und so ein in-
tensiver Prozess braucht 
Zeit, speziell wenn er 
professionell begleitet 
wird, aber der Nutzen, 
den ich aus dieser Zeit 
ziehe, ist enorm groß.“ 

Frauke Betz
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Zimmer gibt es einen „Kummerkasten“, 
daneben sitzt ein Helferinchen, eine Art 
Schutzfigur, der die Kinder ihre Sorgen 
anvertrauen können. Unser Schutzkon-
zept ist im Schulcurriculum aufgenom-
men, in den jeweiligen Klassenstufen 
werden entsprechende Unterrichtsein-
heiten zum Thema Persönlichkeitsstär-
kung durchgeführt.
Mit einem Startertag im Juli 2017 prä-
sentierten wir unser Projekt der Öffent-
lichkeit. Wir erlebten einen sehr gelun-
genen und guten Einstieg. 

Das hört sich nach einer guten Entwick-
lung an. Wie lange dauerte der Prozess?
Es sind fast zwei Jahre geworden. Wenn 
man aber reflektiert mit dem Thema 
sexuelle Gewalt umgehen möchte, den 
Fragen und Befindlichkeiten gerecht 
werden will, dann nimmt das eben Zeit 
in Anspruch. Für mich war es man-
ches Mal nicht leicht, wenn Fragen oder 
Bedenken immer wieder auftraten. Auch 
wenn die Inhalte und Fakten klar waren, 
brauchte es für einige Kolleg/innen Zeit, 
um die abschreckenden Zahlen tatsäch-
lich zu verinnerlichen und zu begreifen, 
dass die Ergebnisse der Untersuchungen 
auch auf ländliche Regionen wie Mös-
singen zutreffen. Immer wieder tauch-
te z.B. ein „aber bei uns doch nicht“ 
auf. Dabei ist so wichtig, dass wir dem 
Thema im ländlichen Raum besonders 
sensibel begegnen. Die Anonymität 
einer Stadt bietet den Schutz, reden zu 
dürfen, im ländlichen Raum erlebe ich 
das schwieriger. Man weiß vieles vonei-
nander, redet, wenn, dann unter vorge-

haltener Hand darüber, möchte keinen 
Ärger haben oder sich gar gegenseitig 
schaden. Und wenn in der Nachbar-
schaft so eine Art Duldung stattfindet, 
dann ist Schule eben der einzige neutrale 
Ort, ein wichtiger Schutzraum für Kin-
der und Jugendliche. 
Bei sexueller Gewalt handelt es sich um 
ein gewaltiges und schweres Thema, 
das Lehrkräfte stark fordert. Da geht es 
unter Umständen um Haltungsänderun-
gen und Rollenklärungen. Es kann zu 
Befindlichkeiten kommen und Abwehr. 
Es gehört zu unserer Profession als Päd-
agogen/innen, mit belastenden Themen 
umgehen zu müssen. Dennoch ist es 
eine Herausforderung, wenn wir von 
Einzelschicksalen erfahren. Wir müs-
sen sensibel und empathisch sein und 
gleichzeitig die nötige Distanz finden, 
um am nächsten Tag wieder gut in die 
Schule gehen zu können.
Schule hat nicht per se Unterstützungs-
systeme, wie es sie in der sozialen Arbeit 
gibt. Lehrkräfte sind auf sich alleine 
gestellt und müssen sehen, wie sie mit 
der Selbstfürsorge zurechtkommen.
Auf dem Weg zum Schutzkonzept muss 
man Zeit für kritische Fragen und Unter-
brechungen, für Reflexionsprozesse und 
auch praktische Elemente einplanen. Es 
war enorm beeindruckend, wenn Frau 
Sartingen Themen mit Übungen ver-
deutlichte. Sie hat uns z.B. das Thema 
Grenzüberschreitung veranschaulicht, 
indem sie uns aufeinander zugehen ließ, 
um zu erleben, ab wann die Nähe unan-
genehm ist. Interessant war auch eine 
Übung zur Einschätzung von sexuali-

siertem Verhalten, sexuellem Übergriff, 
sexuellem Missbrauch. Frau Sartingen 
schilderte Situationen, und wir soll-
ten uns zu Begriffen aufstellen. Schnell 
wurde klar, wie unterschiedlich die 
Sichtweisen sind. Anschließend infor-
mierte sie über die tatsächliche juristi-
sche Sachlage. Das war sehr hilfreich. 

Bei Ihren Schilderungen wird klar, wie 
sehr Sie die Begleitung und Fachbera-
tung wertschätzten. Jetzt werden die 
Infomappen zu „Schule gegen sexuelle 
Gewalt“ und Hinweise, wie ein Schutz-
konzept entwickelt werden kann, an alle 
Schulen geschickt. Können Sie sich vor-
stellen, dass Schulen so einen Weg allei-
ne bewältigen?
Die erste Voraussetzung ist, dass Schul-
leitungen sich des Themas annehmen. 
Ohne die Akzeptanz der Schulleitung ist 
die Tür zu, denn das Team muss gemein-
sam auf den Weg gehen und die Schul-
kultur entsprechend weiterentwickeln. 
Meiner Ansicht nach geht es nicht ohne 
eine Fachbegleitung, die über Fakten 
und Konsequenzen Bescheid weiß und 
sich mit Hilfsinstitutionen auskennt. Es 
war für mich auch unheimlich unter-

Schutzkonzepte erfordern Teamarbeit und 
setzen Fortbildungen voraus.



25bildung & wissenschaft 09 / 2018

Titelthema

stützend, dass Frau Sartingen, ohne 
Druck zu machen, ab und zu mal nach-
fragte, „Ist das auf den Weg gebracht? 
Brauchen Sie noch Hilfe?“ Die Gefahr 
ist groß, vom Alltag überrollt zu werden, 
gerade wenn es zu diesem Thema noch 
keine Berührungspunkte oder Fortbil-
dungen gab. Es ist sehr schwer, wenn 
sich eine Schulleitung und ein Kollegi-
um das selbst erarbeiten müssen, vor 
allem wenn es um die Intervention geht. 
Wenn ein Fall von sexueller Gewalt 
bekannt wird, kommt als erste Reakti-
on, dass sofort die Polizei eingeschaltet 
werden muss. So eine Entscheidung wird 
oft aus Hilflosigkeit heraus getroffen und 
ist nicht mehr rückgängig zu machen. 
Dem Opferschutz dient sie in der Regel 
nicht. So schlimm ein Fall sein kann, die 
Tat muss in Relation gesetzt werden. Das 
Kind hat über Monate, möglicherwei-
se Jahre in einer schwierigen Situation 
gelebt. Und jetzt ist es wichtig, Fachleu-
te hinzuzuziehen, zu schauen welches 
Unterstützungssystem greift und dann 
zu handeln, wenn man wirklich weiß, 
wie man das Kind lösungsorientiert und 
nachhaltig unterstützen kann. Das kann 
man sich nicht anlesen. Darüber muss 

man sprechen, um es zu verstehen und 
dafür braucht eine Schule Zeit und fach-
liche Begleitung.

Wie geht es nun weiter? Wie können Sie 
im Schulalltag das Thema im Bewusst-
sein behalten?
Unser Konzept wird nun umgesetzt und 
es geht darum, die Ergebnisse am Leben 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. Wir 
haben beschlossen, im Herbst eine Pro-
jektwoche zur Prävention und Persön-
lichkeitsstärkung durchzuführen. Ziel ist, 
diese Woche fest zu installieren und mit 
dem Gewaltpräventionskonzept „stark.
stärker.WIR“ zu einem Gesamtpräventi-
onskonzept zusammenzuführen.  

Wenn Sie zurückblicken, würden Sie 
etwas anders machen? Was würden Sie 
interessierten Schulen mit auf den Weg 
geben?
Unser Projekt war eine gelungene Ange-
legenheit, dennoch gibt es zwei Aspek-
te, die ich anders machen würde. Ers-
tens würde ich von Anfang an die Eltern 
in die Steuerungsgruppe einbeziehen, 
sodass die Kommunikation direkt und 
nicht über die Schulleitung erfolgt. So 

können Fragen und Positionen unmit-
telbar eingebracht werden. Zum andern 
würde ich den Schulträger, die Kommu-
ne, von Anfang an und nicht erst gegen 
Ende des Projekts informieren. Der Trä-
ger ist z.B. verantwortlich für Räume, 
die bei Fragen der Prävention eine Rolle 
spielen. Außerdem stellt er eine Brü-
cke in den Ortschafts- oder Gemeinde-
rat dar und dort entstehen die gleichen 
Fragen wie unter den Kolleg/innen. „Ist 
sexuelle Gewalt ein Thema bei uns?“ 
Auch dort sollten die wichtigen Informa-
tionen ankommen.
Ein letzter Gedanke ist mir wichtig. Kol-
leg/innen zögern oft, weil schon wieder 
etwas zusätzlich gemacht werden soll. 
Und so ein intensiver Prozess braucht 
Zeit, speziell wenn er professionell 
begleitet wird, aber der Nutzen, den ich 
aus dieser Zeit ziehe, ist enorm groß. 
Meine Handlungsfähigkeit wird erwei-
tert, die Kolleg/innen und ich sind ent-
lastet, wenn wir besser mit schwieri-
gen Situationen umgehen können. Wir 
haben einen Bildungs- und Erziehungs-
auftrag, und Schule ist ein Abbild der 
Gesellschaft, und wir müssen abwägen, 
wo gehen wir auch mal schwerpunkt-
mäßig unserem Erziehungsauftrag nach, 
damit Kinder sich wohlfühlen und gerne 
in die Schule kommen.  

Das Interview führte Heike Herrmann
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Vorbereitungsdienst in Teilzeit kommt
Die GEW setzt sich seit Jahren bei der Landesregierung dafür ein, dass Lehrer/innen die 2. Phase ih-
rer Ausbildung auch in Teilzeit absolvieren können. Dies ist vor allem für Lehrkräfte erforderlich, die 
Kinder oder pflegebedürftige Angehörige haben. Jetzt sind erste Details bekannt, wie der Teilzeit-
Vorbereitungsdienst ab 2019 ablaufen soll.

Nach dem Studium absolvieren junge 
Lehrer/innen die 2. Phase ihrer Ausbil-
dung als Vorbereitungsdienst (VD) an 
einem Seminar für Didaktik und Leh-
rerbildung sowie an einer Schule. Für 
die Gymnasien und Beruflichen Schulen 
beginnt das Referendariat Anfang Januar, 
für die anderen Schularten Anfang Febru-
ar. 2019 sollen die ersten Lehramtsanwär-
ter/innen (LA) ihren Vorbereitungsdienst 
auch in Teilzeit antreten können.
Der abschließende Beschluss des Land-
tags über die Veränderung des Beam-
tengesetzes steht noch aus. Damit das 
Teilzeitreferendariat Anfang 2019 star-
ten kann, bereitet das Kultusministerium 
zusammen mit den Seminaren bereits die 
notwendigen Regelungen vor. Schon im 
Mai hat das Innenministerium eine erste 
Fassung des Gesetzesentwurfs zur Stel-
lungnahme freigegeben. Seither sind die 
geplanten Rahmenbedingungen in der 
Diskussion.

Wie das Teilzeit-Referendariat geplant ist
Der Vorbereitungsdienst wird mit allen 
Anforderungen von 18 auf 30 Mona-
ten verlängert. Insgesamt entspricht das 
einem Teilzeitfaktor von 60 Prozent. Des-
halb erhalten die LAs auch nur die antei-
ligen Anwärter/innenbezüge. Sie haben 
aber den normalen Anspruch auf Beihil-
fe. Alle Veranstaltungen am Seminar, der 
begleitete und selbstständige Unterricht 
an der Schule und die Prüfungen sind 
gleich wie im 18-monatigen Vorberei-
tungsdienst. Sie werden allerdings zeitlich 
gestreckt. Auch an die Altersversorgung 
müssen die LAs denken: Sie erwerben in 
dieser Zeit nur einen anteiligen Ruhege-
haltsanspruch. 
Am wenigsten soll sich im 1. Ausbil-
dungsabschnitt (Beginn VD bis zu den 
Sommerferien) ändern. In dieser Zeit 
findet die Ausbildung am Seminar und 
an der Schule statt, Seminare zum Schul-
recht und Fachdidaktik müssen besucht 

und mehrere Unterrichtsbesuche absol-
viert werden. Vor den Sommerferien wird 
festgestellt, ob der/die LA nach den Som-
merferien eigenständig Unterricht ertei-
len darf.
Der 2. und 3. Ausbildungsabschnitt (nor-
malerweise 1 Schuljahr) wird auf zwei 
Schuljahre verteilt. Im 1. Schuljahr wird 
dann z.B. das eine Unterrichtsfach ausge-
bildet und geprüft. Im 2. Schuljahr folgen 
das zweite Fach samt Prüfung sowie die 
anderen Prüfungsteile. Am Ende steht die 
Schulleiterbeurteilung. Und die ersten 
Teilzeit-LAs können sich nach 2,5 Jahren 
Vorbereitungsdienst im Frühjahr 2021 
für den Schuldienst bewerben. 
Die Stunden an der Schule werden antei-
lig verringert. Die Schulen und die Semi-
nare müssen die Unterrichts- und Semi-
narveranstaltungen so gestalten, dass sie 
mit der Teilzeitbeschäftigung und den 
familiären Verpflichtungen der LAs ver-
einbar sind.  
Die Entscheidung, sich für den Vorbe-
reitungsdienst in Teilzeit oder Vollzeit 
zu bewerben, ist bindend. Wenn sich 
allerdings während des 1. Ausbildungs-
abschnitts die persönlichen Vorausset-

zungen (z. B. Kinderbetreuung, familiäre 
Situation) ändern, können die LAs einen 
Wechsel beantragen. Nach den Sommer-
ferien soll es nicht mehr möglich sein. 
Noch liegen nicht alle Details fest. Die 
Verteilung einiger Seminarveranstaltun-
gen des 1. Ausbildungsabschnitts auf die 
zwei folgenden Schuljahre soll in Ver-
antwortung der Seminare erfolgen. Die 
GEW wird darauf achten, dass die LAs 
während des Vorbereitungsdienstes in 
Teilzeit ausreichend entlastet werden. 
Ausbildungspersonalräte und die Beauf-
tragten für Chancengleichheit (BfC) 
schult die GEW für die neue Aufgabe. 
Die GEW fordert auch, dass den LAs 
während der Seminarveranstaltungen 
Kinderbetreuung angeboten wird.   

Michael Hirn
HPR GHWRGS

Redakteur der b&w

Infos
www.lehrer-online-bw.
de/,Lde/5171878 
Kontakt zur GEW: Stefanie 
Frischling Junge GEW: stefa-
nie.frischling@gew-bw.de

Über die Gestaltung des Teilzeit-Referendariats sprach die GEW mit Vertretern des Kultusministeri-
ums. Von links: Michael Hirn (HPR GHWRGS), Georg Daiber, Thomas Schwarz (KM), Stefanie Frisch-
ling (Junge GEW), Martin Morgen (FG Schulaufsicht und Seminare)
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SAC H U N T E R R I C H T

Experimentieren in der Grundschule
Das Experimentieren in der Grundschule gewinnt an Bedeutung. Viele Vorlagen und auch traditionelle Zugänge 
sind aber für die Grundschule ungeeignet, da sie nicht einer kind- und sachorientierten Logik folgen. Der Beitrag 
versucht, die Logik des naturwissenschaftlichen Lernens zu vermitteln und Unterstützung bei der praktischen 
Umsetzung des Experimentierens zu geben.

Verunsicherte Grundschullehrer/innen

In den letzten Jahren taucht der Anspruch, 
dass in der Grundschule mehr experi-
mentiert werden soll, wieder häufig in 
den unterschiedlichsten Diskursen auf. 
Der Bildungsplan Baden-Württem-
berg 2016 positioniert das Explorieren 

und Experimentieren zentral innerhalb 
der Welterkundung durch Kinder und 
schreibt Experimente zu bestimmten The-
men verbindlich vor. Materialsammlun-
gen zu naturwissenschaftlichen Sachun-
terrichtsthemen bestehen häufig fast nur 

noch aus Experimenten und es gibt Orga-
nisationen, die das Experimentieren sogar 
im Kindergarten mit Nachdruck voran-
treiben. Kinder sollen Forscher/innen sein 
und die Grundschullehrer/innen sollen 
mit ihnen experimentieren.

Eine Welt voller Fragen
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Diese Situation per se wäre unproble-
matisch, denn vielen Kindern machen 
Experimente im Unterricht großen 
Spaß. Diese Vorgehensweise ist für 
Methodenvielfalt und Lernmotivati-
on unbestritten ein großer Zugewinn. 
Der einzige Krähenfuß wäre der grö-
ßere Zeitaufwand bei der Vorberei-
tung. Allerdings gibt es weitere Ein-
wände, denen sich Grundschullehrer/
innen ausgesetzt sehen: Es wird kriti-
siert, dass Kinder noch nicht ausrei-
chend wissenschaftlich denken könn-
ten, um aus Experimenten einen echten 
Erkenntnisgewinn zu ziehen. Ohne das 
Phänomen erklären zu können, wür-
den Experimente in der Grundschule 
gemacht, die dann für die Sekundar-
stufe, in der die Erklärung möglich 
wäre, „verbraucht“ sind. Lange ging 
man, orientiert an den Stufentheorien 
von Piaget, davon aus, dass es Kindern 
entwicklungsbedingt nicht möglich 
ist, wissenschaftlich zu denken. Tat-
sächlich zeigen Studien, dass es ihnen 
schwer fällt, Zusammenhänge zwischen 

theoretischen Vorannahmen und expe-
rimentellen Beweisen zu verstehen. 
Sie haben Probleme, Experimente zu 
planen und deuten Befunde häufig 
falsch bzw. unangemessen. Allerdings 
wissen wir inzwischen auch, dass Kin-
der bereits sehr früh wissenschaftliche 
Denkstrukturen erlernen können. Sie 
benötigen dazu allerdings Unterrichts-
settings, die einerseits den selbststän-
digen Umgang mit wissenschaftlichen 
Phänomen ermöglichen, aber ande-
rerseits Unterstützung im Lernprozess 
sicherstellen (vgl. Hellmich u.a. 2013, 
74-79). Dies führt dann direkt zur 
zweiten großen Kritik an den Experi-
menten in der Grundschule: Nämlich, 
dass die Lehrkräfte nicht ausreichend 
qualifiziert seien. Da diese Kritik auch 
sehr stark die Selbstwahrnehmung vie-
ler Grundschullehrer/innen trifft, führt 
sie zu großer Verunsicherung (vgl. 
Altenburger 2013, 20-21). Vielfach 
wird deshalb auf das Experimentieren 
ganz verzichtet oder aber auf vorge-
fertigte Anleitungen zurückgegriffen, 

die Sicherheit versprechen. Leider ist 
dies aber nicht der Fall. Gerade das 
naturwissenschaftliche Lernen in der 
Grundschule ist schwer nach Konzept 
„abspulbar“, auch wenn die „schönen“ 
Experimentieranleitungen das verspre-
chen. Dabei ist das Experimentieren 
für eine Lehrkraft mit Erfahrung im 
Classroom-Management kein „Hexen-
werk“. Zusätzlich zu dem Verständnis 
für das fachliche Konzept, das hinter 
dem Phänomen steht, muss die grund-
sätzliche Logik des naturwissenschaft-
lichen Lernens in der Grundschule klar 
sein und es ist Übung in authentischen 
Unterrichtssituationen notwendig.

Die Logik des Experimentierens
Ein Ablauf beim Experimentieren, 
der sich inzwischen eingebürgert hat, 
ist, zunächst zu fragen, was die Kin-
der vermuten. Dann wird beobachtet, 
was passiert und dann das beobachte-
te Phänomen erklärt. Tatsächlich ver-
mischen sich dabei häufig gegensätz-
liche Wege der Erkenntnisgewinnung 

Experimentieren bereitet vielen Kindern Freude
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naturwissenschaftlicher Inhalte. Es ist 
dann auch recht unklar, wie genau das 
Lernen stattfinden soll. Wenn ich diese 
Erkenntniswege aber klar unterschei-
den kann, verfüge ich über eine wesent-
liche methodische Grundlage, um mit 
einer Grundschulklasse zu experimen-
tieren. Experimente selbst sind kei-
ne naturgegebenen Phänomene. Sie 
sind Techniken, mit denen versucht 
wird, der „Wahrheit“ auf die Spur zu 
kommen. Dabei ist diese Technik nur 
ein Schritt auf dem Weg zur Erkennt-
nis. Das Experiment allein, ohne diese 
anderen Schritte, kann zu keiner neu-
en Erkenntnis führen. Wir gehen häu-
fig davon aus, dass Experimente quasi 
ein Ausdruck der Natur sind. Sie sind 
irgendwie gegeben und wir lernen 
von ihnen. Dem ist aber nicht so. Tat-
sächlich haben wir aber unbewusste 
Annahmen, wie ein Erkenntnisgewinn 
mit Experimenten abläuft. Diese haben 
wir in unserer eigenen Schulzeit mit 
auf den Weg bekommen. Sie sind aber 
historisch entstanden. Im Mittelalter 
wurde die Natur als eine Offenbarung 
Gottes verstanden, die auf Grundlage 
der Bibel, die ja auch eine Offenbarung 
Gottes war, interpretiert wurde. Des-
halb war die Instanz, die autorisiert war, 
Aussagen über die Natur zu machen, 
auch die Kirche. Die Wahrheit wurde 
also theologisch geprüft. Im Laufe der 
Aufklärung änderte sich dies. Es wur-
den nun Wege gesucht, direkt aus der 
Natur Erkenntnisse über die Natur zu 
gewinnen und auf ihren Wahrheitsge-
halt zu prüfen (Suhr 2013, 4-5). Dies ist 
nicht ganz so einfach, wie das für uns 
heute scheint. Denn ob die Annahme, 
die ich aus einer Beobachtung gewinne 
richtig ist, kann ich zunächst nicht wis-
sen. Ein schönes Beispiel dazu ist die 
Sonnenuhr. Die Beobachtung ist, dass 
sich der Zeiger bewegt. Aber die Wahr-
heit ist, dass der Zeiger stillsteht und 
sich die Scheibe mit der Erde bewegt. 
Wie stelle ich also sicher, dass meine 
Annahme möglichst nah an der „Wahr-
heit“ ist? Francis Bacon (1561-1626) 
war der Auffassung, dass man viele Ein-
zelbeobachtungen an einem Phänomen 
durchführen müsse, um diese dann 
kleinschnittig zu immer differenzierte-
ren Aussagen zusammenzufassen. Der 
Wahrheitsgehalt der einzelnen Aus-
sagen sollte jeweils mit Experimenten 

überprüft werden. Er entwickelte also 
Theorien über die Natur direkt aus 
Beobachtungen und Experimenten. 
Galileo Galilei (1564-1641) ging dage-
gen ganz anders vor. Er ging von Wahr-
heiten aus, die er bereits kannte, entwi-
ckelte aus ihnen über logische Schlüsse 
Theorien und überprüfte diese Theori-
en dann mit Experimenten. Er entwi-
ckelte zuerst die Theorie und überprüf-
te sie hinterher an der Natur. Diese zwei 
Erkenntniswege bilden bis heute die 
zwei grundsätzlichen Erkenntniswege 
in der Naturwissenschaft: das induktive 
Schließen von der einzelnen Beobach-
tung auf die Theorie und das dedukti-
ve Schließen von der Theorie auf den 
beobachtbaren Einzelfall. Allerdings 
hat sich in der Naturwissenschaft das 
Arbeiten mit der deduktiven Methode, 
also dem Vorgehen Galileis, durchge-
setzt. Es wird zuerst eine Theorie ent-
wickelt und diese dann experimentell 
geprüft (Suhr 2013, 6-9). Für uns ist 
das relevant, weil dieses Vorgehen auch 
Eingang in den Unterricht gefunden 
hat. Experimente im Unterricht wer-
den traditionell auch deduktiv durch-
geführt. Der Lehrer führt eine Theorie 
ein und beweist diese mit einem Expe-
riment. So sah für die meisten von uns 
der Physik- und der Chemieunterricht 
aus. Und dieses Verständnis, wie Expe-
rimente zu Erkenntnis führen, nehmen 
wir unbewusst mit in den Grundschul-
unterricht.  Für den Sachunterricht in 
der Grundschule ist aber der induktive 
Weg vielversprechender. Im Sachunter-
richt wollen wir nicht den Wissenska-
non einer Fachwissenschaft vermitteln, 
sondern wir wollen Kinder unterstüt-
zen, sich ihre Lebenswelt zu erklären. 
Der Ausgangspunkt des Lernens ist 
also schon aus didaktischen Grün-
den das Phänomen selbst und nicht 
die Theorie. Zusätzlich spricht für das 
induktive Vorgehen, dass Wissen klein-
schrittig und aus der Anschauung auf-
gebaut werden kann und nicht abstrakt 
konstruiert werden muss. Wir präferie-
ren also den induktiven Zugang. Die 
Erkenntnis soll aus dem beobachteten 
Phänomen selbst geschlossen werden. 
Daraus resultiert ein anderer Lern-
weg. Beim deduktiven Vorgehen soll 
der Lernzuwachs bei logischen Überle-
gungen zur Theorie gewonnen werden. 
Das Experiment dient nur als Beweis. 

Beim induktiven Vorgehen findet der 
Lernzuwachs bei der Beobachtung des 
Phänomens und den aus der Beob-
achtung resultierenden Überlegun-
gen statt. Das hat eine sehr bedeutsa-
me Konsequenz: Wir können induktiv 
nur vermitteln, was Kinder aus einem 
Phänomen schlussfolgern können. Das 
schränkt sowohl die Themenauswahl, 
als auch die jeweilige Bearbeitungstie-
fe ein und es verlangt die Präsentation 
des Phänomens in einem geeigneten 
Unterrichtssetting. 

Das Setting
Es sind sehr unterschiedliche Zugän-
ge möglich, die von einem Phänomen 
ausgehen. Prinzipiell muss gewähr-
leistet sein, dass sich Kinder mit dem 
Phänomen auseinander setzen und 
an dieser Auseinandersetzung einen 
Lernzuwachs erfahren. Das kann sehr 
offen und spielerisch, ganz ohne zielge-
richtete Führung geschehen oder sehr 
zielgerichtet mit einer starken Führung 
durch die Lehrkraft. Zwischen diesen 
Polen sind viele Abstufungen möglich. 
In diesem Artikel stehen das am For-
schungszyklus orientierte  Experimen-
tieren im Mittelpunkt, also einer stär-
ker geführten Form, da eine Öffnung, 
hat man das Prinzip verstanden, relativ 
leicht möglich ist. Dieser Forschungs-
zyklus hat seinen Ursprung in deduk-
tiven naturwissenschaftlichen Zugän-
gen. Beim vorgestellten Vorgehen wird 
er aber genutzt, um mit Kindern induk-
tiv Erkenntnisse zu gewinnen. Genau 
genommen, wird eine Forschungsme-
thode abgewandelt, um Kindern einen 
Zugang zu Phänomenen zu verschaffen.

An dieser Stelle muss auch erwähnt 
werden, dass wir zwar in der Grund-
schule häufig von „Experimenten“ 
sprechen, diese aber im Regelfall kei-
ne Experimente im wissenschaftlichen 
Sinne sind. Bei einem Experiment 
müssen alle Rahmenbedingungen 
kontrolliert konstant gehalten wer-
den und es wird nur ein Einflussfaktor 
(eine Variable) gezielt verändert. Har-
tinger (2007, 73ff) schlägt zur Unter-
scheidung der „Experimentierformen“ 
in der Grundschule die Bezeichnungen 
„Experiment, Versuch, Explorieren 
und Laborieren“ vor. 
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Das in diesem Fall nicht wissenschaft-
liche Experiment geht von einer Fra-
ge oder Vermutung der Kinder aus, 
die diese selbstständig bearbeiten 
und beantworten. Der Versuch führt 
die Kinder mit Handlungsanweisun-
gen und fordert eine Vermutung ein, 
nachdem klar ist, wie der Versuchs-
aufbau aussieht. Beim Explorieren 
beschäftigen sich Kinder ohne Anwei-
sungen frei mit Materialien. Hier steht 
die Erfahrung der Materialien im Vor-
dergrund. Das Laborieren geht auch 
von einer Frage oder einer Vermutung 
aus, aber die Kinder werden bei der 
Beantwortung durch eine „Experi-
mentieranleitung“ geführt.

Der Forschungszyklus, in den wir das 
Experiment einbetten, besteht aus 
einem fest vorgegebenen Ablauf: Fra-
gestellung  → Vermutung → Durchfüh-
rung → Reflexion. Die einzelnen Schrit-
te werden von manchen Autor/inn 
noch weiter ausdifferenziert oder besser 
spezifiziert (vgl. Frischknecht-Tobler 
u.a. 2010, 133-148), aber hier genügen 
diese vier Schritte. Es ist die Logik der 
Methode und der darin stattfindende 
Lernprozess, auf den es uns ankommt. 

Unterstützungsstrategien
Alle vier Phasen, eine Fragestellung 
entwickeln, eine Vermutung aufstel-
len, die Handlung durchführen, in der 
die Vermutung durch Experimente 
überprüft wird, und die abschließende 
Reflexion und die Fragestellung bean-
worten, verlangen sowohl von den 
Kindern als auch von der Lehrperson 
eine ganze Reihe verschiedener Kom-
petenzen. Jede Phase hat ihre eige-
ne Logik und eigene Besonderheiten. 
Kinder müssen die Abläufe kennen 
lernen und verstehen, was von ihnen 
erwartet wird. Viele Grundschulleh-
rer/innen haben schon eine neue Klas-
se übernommen, um dann festzustel-
len, dass die Schüler/innen es nicht 
gewohnt sind, Fragen zu stellen. Im 
bisherigen Unterricht wurden Kinder-
fragen nicht gefördert. Noch häufiger 
kommt es vor, dass Klassen Probleme 
haben, Vermutungen aufzustellen. Es 
kann sogar sein, dass Kinder das Ver-
muten verweigern, mit der Begrün-
dung, dass sie die richtige Antwort 
doch nicht wüssten. Die Ursache ver-
mutlich häufig im Umgang mit Feh-
lern, den diese Kinder in der Schule 
oder zuhause kennen gelernt haben. 

Manchmal fällt es jüngeren Kindern 
schwer, Ergebnisse von Experimen-
ten mit ihren Vermutungen in Bezug 
zu setzen. Sie behandeln sie als zwei 
getrennte Konzepte. Auch das Ent-
wickeln eigener Ideen, wie eine Ver-
mutung geprüft werden könnte, fällt 
leichter, wenn der Ablauf im Gesam-
ten verinnerlicht ist. Und auch der 
Lehrperson wird einiges abverlangt. 
Vor allem in Bezug auf das Classroom-
Management muss bereits ein breites 
Repertoire an Fähigkeiten vorliegen. 
Es muss in unterschiedlichen Sozial-
formen mit variierenden Öffnungs-
graden gearbeitet werden und das 
induktiv, ausgehend von Phänomenen 
und Überlegungen von Kindern. 
Diese Art der Annäherung an einen 
Inhalt, die Begegnung mit dem Phä-
nomen, ist für Kinder zunächst der 
authentischere. Es ist der zielgerich-
tete Umgang mit Fragen, der erlernt 
werden muss. Das ist in kleinen 
Schritten möglich, die je nach Kom-
plexität des Phänomens, dem Alter 
der Kinder und der Erfahrung, die 
die Kinder bereits mit diesem Zugang 
haben, variiert werden können. Auch 
die Lehrkraft benötigt Zeit, z.B. eine 

Fokussiertes Arbeiten am Phänomen
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Gesprächsführung zu üben, die eben 
nicht deduktiv richtig und falsch 
erklärt, sondern die Kinder am Phä-
nomen entlangführt. Am Ende der fol-
genden Abschnitte sind in den Textbo-
xen jeweils Strategien dargestellt, mit 
denen die Rahmenbedingungen beim 
Experimentieren für Kinder unter-
schiedlichen Alters oder unterschied-
lichen Leistungsstands so entlastet 
werden können, dass eine langsame 
Einführung der Methode aber auch 
ein fokussiertes Arbeiten am Phäno-
men möglich sind.

Die Fragestellung
Die Fragestellung steht bei dieser 
Methode im Zentrum des Lernpro-
zesses und ist deshalb außerordentlich 
wichtig. Das später folgende Experi-
ment wird durchgeführt, um diese Fra-
ge zu beantworten. Sie ist der Kern, aus 
dem sich die Überlegungen der Kin-
der entwickeln sollen, aber auch der 
Anker, der diese Überlegungen zusam-
menhält. Die Antwort auf diese Frage 
ist der Lerninhalt, also das eigentliche 
Unterrichtsziel. Sie muss deshalb spe-
zifisch auf das zu vermittelnde Konzept 
ausgerichtet sein. Die Frage muss aber 
auch von den Kindern mit den Expe-
rimenten beantwortet werden können. 
Deshalb kann man nur eine Frage stel-
len, die das Phänomen auch erklären 
kann. Die Fragestellung muss aus Sicht 
der Kinder „echt“ sein. Entweder es 
ist eine Frage, die von Kindern gestellt 
wurde oder sie ist für Kinder so plausi-
bel, dass die Suche nach einer Antwort 
sinnvoll ist. Eine echte Kinderfrage ist 
hier aber immer vorzuziehen. Es gibt 
zwei Möglichkeiten, um zu echten Kin-
derfragen zu kommen. Entweder wir 
greifen Fragen auf, die Kinder im All-
tag gestellt haben oder wir konstruie-
ren eine Situation mit einem Problem, 
das bei den Kindern Fragen provo-
ziert. Häufig wird dazu ein zusätzli-
ches Experiment als Demonstration 
vorgeführt. Dieses Experiment soll ein 
„Warum ist das so?“ im Raum stehen 
lassen. Es ist aber jede andere Metho-
de denkbar, die zu einer geeigneten 
Frage führt. Mit etwas Einfallsreich-
tum ist sehr viel möglich. Auch eine 
kleine schauspielerische Einlage oder 
eine Geschichte mit einer Problem-
stellung können gute Dienste leisten. 

Die Formulierung der Frage sollte 
mit den Kindern gemeinsam erarbei-
tet werden. Sie muss spezifisch genug 
sein, um dem weiteren Vorgehen eine 
klare Richtung zu geben und muss auf 
ein Konzept abzielen, das mit verfüg-
baren Experimenten auch erklärt wer-
den kann. Dabei kann man sehr offen 
den Interessen der Kinder folgen. Falls 
aber ein spezifischer Inhalt bearbeitet 
werden soll, muss die Situation, die die 
Frage provozieren soll, auch so spezi-
fisch gewählt werden, dass eine ganz 
bestimmte Frage auftritt.
Wenn eine Frage erarbeitet wurde, 
steht sie handlungsleitend über dem 
weiteren Unterrichtsverlauf. Hilfreich 
ist es, sie zentral auf der Tafel und auf 
möglichen Arbeitsblättern oder über 
Hefteinträgen zu notieren.

Am Anfang kann die Fragestellung 
von der Lehrkraft vorgegeben wer-
den. Damit wird die Methode im 
Gesamten entlastet und die Kinder 
haben einen Schritt weniger, den 
sie in einen Gesamtzusammenhang 
bringen müssen. Dies ist ein Kom-
promiss, der das Erlernen der Metho-
de erleichtert.

Die Vermutung
Bevor die Kinder mit Experimenten 
die Fragestellung bearbeiten, sollen sie 
Vermutungen über mögliche Ergeb-
nisse anstellen. Damit wird Vorwissen 
aktiviert und die Kinder verknüpfen 
die Fragestellung mit ihrem Alltags-
wissen und bauen individuelle kausale 
Zusammenhänge auf. Mit dem Vermu-
ten werden zum einen naturwissen-
schaftliche Denkmuster trainiert, aber 
zum anderen gibt es für diesen Schritt 
auch bedeutsame methodische Grün-
de. Das Lernen soll in der Auseinan-
dersetzung mit dem Phänomen statt-
finden. Dazu ist die Erfahrung mit dem 
Phänomen notwendig aber genauso die 
kognitive Auseinandersetzung mit die-
sem. Wenn Kinder ein spektakuläres 
Experiment erleben, bereitet ihnen das 
in fast allen Fällen Freude; aber ohne 
die inhaltliche Auseinandersetzung 
kann kein tiefergehender Lernzuwachs 
erwartet werden. Beim induktiven Vor-
gehen sollen die Kinder nicht durch die 

nachgereichten Erklärungen der Lehr-
kraft nach den Experimenten, sondern 
in der Auseinandersetzung mit den 
Phänomenen selbst lernen. Der Auffor-
derungscharakter von Experimentier-
materialien ist für Grundschulkinder 
aber so hoch, dass sie häufig loslegen, 
ohne sich weiter mit „Nachdenken“ auf-
zuhalten. Das Formulieren von Vermu-
tungen hilft ihnen, inhaltliche Zusam-
menhänge zu überdenken und später 
Ergebnisse der Experimente an diesen 
zu reflektieren. Diese Vermutungen 
müssen von der Lehrkraft aber einge-
fordert werden. Sie können gemein-
sam im Klassenverband angestellt wer-
den, in Gruppen oder auch individuell. 
In Gruppen bietet es sich an, von den 
Kindern zu verlangen, dass sie sich auf 
eine gemeinsame Vermutung einigen. 
Das hat den Vorteil, dass die Kinder 
argumentieren und auch andere Vor-
schläge abwägen müssen. Die Lehrkraft 
sollte erst nach erfolgreicher Formu-
lierung einer Vermutung das weitere 
Experimentieren ermöglichen. Ent-
weder wird den Gruppen das gesam-
te Material oder wichtige Bestandteile 
für die Experimente erst nach Vorlage 
einer Vermutung ausgehändigt. Die 
Vermutung muss in allen Fällen von 
der Lehrkraft „freigegeben“ werden. 
Sie muss nicht richtig sein. Im Gegen-
teil, eine unzutreffende Vermutung ist 
häufig viel konstruktiver für weitere 
Auseinandersetzungen. Aber sie muss 
unbedingt so beschaffen sein, dass die 
Kinder mit dem ihnen zur Verfügung 
stehenden Material ihren Wahrheits-
gehalt prüfen können. Das muss die 
Lehrkraft sicherstellen, bevor die Kin-
der zu experimentieren beginnen. Das 
Vermuten beinhaltet die Freiheit, Vor-
stellungen und Meinungen zu äußern, 
auch wenn diese potentiell falsch sein 
könnten. Vermutungen werden von der 
Lehrkraft nur in Bezug auf ihre logische 
Vernetzung und ihr Potential zur expe-
rimentellen Prüfung bewertet. Nicht in 
Bezug auf ihren Wahrheitsgehalt. Das 
setzt eine ganz bestimmte Kommu-
nikationskultur in der Klasse voraus. 
Häufig versuchen Kinder mögliche fal-
sche Aussagen zu vermeiden und stre-
ben Antworten an, von denen sie glau-
ben, dass die Lehrkraft sie als „richtig“ 
bewertet. Vermutungen anzustellen 
muss dann gelernt werden.
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Vermutungen müssen von der Lehr-
kraft freigegeben werden, bevor die 
Kinder mit den Experimenten begin-
nen dürfen. Das didaktische Krite-
rium für sinnvolle Vermutungen ist 
dabei die Prüfbarkeit durch die Kin-
der. Dabei können unterschiedliche 
Schwierigkeitsgrade vorkommen. 
Anfangs werden nur Vermutungen 
zugelassen, die leicht prüfbar sind, 
später kann auch kniffligen Annah-
men nachgegangen werden.

Die Durchführung
An einem oder auch mehreren Experi-
menten prüfen die Kinder ihre Vermu-
tungen. Nun kann sich diese als richtig 
aber auch als falsch herausstellen. Sollte 
sie falsch gewesen sein, wird eine neue 
Vermutung angestellt und ebenfalls 
experimentell geprüft. 
Hier zeigt sich, dass die Einbettung des 
eigentlichen Experiments in eine Fra-
gestellung und eine Vermutung zu kog-
nitiven Auseinandersetzungen mit dem 
Phänomen führt. Vorannahmen müs-
sen überdacht und eventuell korrigiert 
werden. Allerdings muss die Lehrkraft 

diese Auseinandersetzung einfordern 
und auch begleiten. Vor allem die Bil-
dung neuer Vermutungen sollte wieder 
in Bezug auf die Überprüfbarkeit durch 
Kinder unterstützt werden.
Als Experiment eignet sich alles, das 
den Kindern ermöglicht, ihre Vermu-
tungen zu überprüfen. Es kann sein, 
dass die gezielte Beobachtung einer 
Sache bereits die benötigten Informati-
onen liefert. Es kann sein, dass die Kin-
der mit der Sache „spielen“, „herumpro-
bieren“ müssen, um zu Ergebnissen zu 
kommen, oder es ist ein geplanter Ver-
suchsaufbau notwendig, der spezifische 
Variablen untersucht. Die Leistung, die 
das Experiment bringen muss, ist also 
die Prüfung der Vermutung. Dabei 
muss es in Bezug auf die Komplexität 
so beschaffen sein, dass die Kinder das 
Experiment durchführen können und 
gleichzeitig noch in der Lage sind, das 
untersuchte Phänomen ausreichend 
aufmerksam zu erfassen. Wenn die Auf-
merksamkeit von schwierigen Expe-
rimentierabläufen „verbraucht“ wird, 
dann kann die Auseinandersetzung mit 
dem Phänomen nicht mehr in der Tie-
fe stattfinden, die wir uns wünschen. 

Dieser Aspekt ist altersabhängig aber 
auch abhängig von der Erfahrung der 
Kinder. Je häufiger sie auf diese Weise 
experimentieren und je besser sie die 
Abläufe kennen, umso besser können 
sie auch komplexere Zugänge handha-
ben. Am Anfang stehen Beobachtun-
gen und kleine angeleitete Versuche. 
Am Ende ist es möglich, dass Kinder 
eigenständig Versuchsanordnungen 
entwickeln, mit denen sie ihre Vermu-
tungen überprüfen. Hier kann man die 
Kinder schrittweise in zunehmende 
Eigenständigkeit führen.

Die Reflexion
In einem abschließenden Reflexionsge-
spräch werden die erlangten Erkennt-
nisse gemeinsam formuliert und ver-
tieft, außerdem können Fachbegriffe 
eingeführt werden. Die Überlegungen 
der Kinder werden hier auch auf ihre 
Folgerichtigkeit überprüft und bei 
Bedarf korrigiert. Die Fragestellung, 
die am Anfang der Einheit gestellt wur-
de, wird nun gemeinsam abschließend 
beantwortet. Die Reflexion ist nicht 
nur eine kurze Nachbesprechung. Für 
sie muss ausreichend Zeit eingeplant 

Öffnung: 
Es sind alle Grade der Öffnung mög-
lich. Wie weit dabei mit einer Klasse 
gegangen werden kann, hängt vom 
Phänomen und der Lerngruppe ab. 
Unser Ziel ist, dass Kinder sich mög-
lichst intensiv inhaltlich mit einem 
Phänomen auseinandersetzen und 
nicht, dass sie bestimmte möglichst 
schwierige Experimente kennen ler-
nen. Ideal ist, wenn die Kinder zu 
ihrer Vermutung eigene Experimente 
entwickeln, mit denen sie ihre Ver-
mutungen prüfen. Allerdings haben 
wir nichts gewonnen, wenn die Kom-
plexität des methodischen Vorge-
hens so hoch ist, dass das inhaltliche 
Lernen am Ende blockiert wird. Das 
Spektrum für Öffnungsgrade reicht 
von vorgegebenen Experimenten mit 
Experimentieranleitung bis zu Expe-
rimenten, die von den Kindern selbst 
geplant werden. Dabei kann am 
Anfang sinnvolles Material zur Ver-
fügung gestellt werden, das den Kin-
dern mögliche Optionen aufzeigt. 

Begleitung:
Die Experimentierphase muss von 
der Lehrkraft eng begleitet werden. 
Dabei gibt es vor allem zwei Heraus-
forderungen: 1. Die Kinder müssen 
motiviert werden, mit den Experi-
menten ihre Vermutungen zu prüfen 
und falls sich diese nicht bestätigen, 
neue aufzustellen und dann mit die-
sen weiterzumachen. Diese Überle-
gungen sind der Kern dieses Unter-
richtszugangs. Lernen die Kinder von 
der Lehrkraft, dass sie beim Experi-
mentieren selbst nicht nachdenken 
müssen und sie im Nachgang erklärt 
bekommen, worum es ging, dann 
haben wir mit der Methode nichts 
gewonnen. Das ist ein Lernprozess, 
der am Anfang konsequent begleitet 
werden sollte. 2. Die Kinder sollten 
unbedingt mit Erfolgserlebnissen aus 
der Stunde gehen. Ein Erfolgserleb-
nis kann auch sein, dass sie beweisen 
konnten, dass eine Vermutung falsch 
war. Keinesfalls sollten sie mit dem 
Gefühl den Tisch verlassen, dass sie 

überfordert waren und nichts gelernt 
haben. Das kann bei ungeeigneten 
Vermutungen, ungünstigen Versu-
chen oder falschen Rückschlüssen 
aus Ergebnissen geschehen. Selbst 
wenn alle Rahmenbedingungen pas-
send gewählt wurden, kann es passie-
ren, dass sich Kinder innerhalb einer 
Gruppe in falschen Überlegungen 
verrennen, die sie mit den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln nicht lösen 
können. Die Lehrkraft sollte deshalb 
den Überblick behalten, was die ein-
zelnen Gruppen tun und bei Bedarf 
korrigierend unterstützen. Dabei 
kann es sinnvoll sein, am Anfang 
noch nicht zu viele unterschiedliche 
Vermutungen und Versuchszugänge 
zuzulassen.
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werden. In Gruppenarbeitsphasen 
kann von Lehrkräften nicht vollstän-
dig erfasst werden, welche Schlüsse die 
Kinder aus ihren Experimenten ziehen. 
Um den Aufbau von Fehlkonzepten 
zu vermeiden, müssen die Kinder Zeit 
bekommen, ihre Gedanken zu arti-
kulieren, um falls notwendig, in einer 
gemeinsamen Diskussion korrigiert 
zu werden. Ein weiteres Argument für 
die Bedeutung dieser Phase ist, dass 
die Alltagsvorstellungen der Kinder im 
Regelfall eher hartnäckig sind. Deshalb 
sind Erkenntnisse, die in einer Grup-
pe entgegen der ursprünglichen Ver-
mutungen erfasst werden, sehr flüch-
tig. Ein Kind erlebt ein Phänomen, das 
seinen Erwartungen und Erklärungen 
widerspricht. Selbst wenn in der Grup-
pe eine richtige Erklärung gefunden 
wird, so ist diese zunächst gefühlt unlo-
gisch und schwer zu greifen. Folgt nun 
auf das Experiment keine weitere Refle-
xion, so ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
die neue Erkenntnis dahinschwindet, 
sehr groß. Je nach Unterrichtssetting 
kann diese Reflexion mit Kindern indi-
viduell, am Gruppenarbeitstisch oder 

im Plenum durchgeführt werden. Die 
Kinder beschreiben dabei ihre Ergeb-
nisse und ihre Erklärungen für das 
Phänomen. Die Lehrkraft greift an die-
ser Stelle korrigierend ein. Aber sie soll-
te, wenn irgend möglich, darauf achten, 
dass eben keine deduktiven Erklärun-
gen abgegeben werden. Die Kinder 
gewöhnen sich sonst sehr schnell dar-
an, dass es keinen Sinn macht, selbst 
nachzudenken, da die Lehrkraft am 
Ende ja erklärt, was richtig ist. Die Kin-
der sollen auch hier induktiv am Phä-
nomen lernen. Im Idealfall kann ein 
Experiment im Plenum noch einmal 
wiederholt werden, um das Beobach-
tete gemeinsam zu beschreiben und die 
gefundenen Erklärungen zu begründen 
und unter Umständen direkt am Expe-
riment zu korrigieren. Wenn das nicht 
möglich ist, sollte bei Korrekturen auf 
die Beobachtungen, die Kinder in der 
Experimentierphase gemacht haben, 
zurückgegriffen und mit diesen argu-
mentiert werden. An dieser Stelle kann 
auch eine Methodenkritik angemes-
sen sein. Zum Beispiel die Frage, war-
um beim Messen von Temperaturen 

unterschiedliche Ergebnisse auftre-
ten. Wenn das Phänomen nun kor-
rekt erklärt werden konnte, werden 
die Erkenntnisse sprachlich prägnant 
zusammengefasst und die Fragestellung 
vom Anfang der Einheit gemeinsam 
beantwortet. Wenn möglich, werden 
dazu Kinderformulierungen aufgegrif-
fen. Es können nun aber auch Fach-
wörter eingeführt werden, die einzelne 
Wörter, die von den Kindern verwen-
det wurden, in Zukunft ersetzen sollen.

Methode:
Beim Reflexionsgespräch werden die 
Ergebnisse der Kinder besprochen, 
aber auch ihr Vorgehen. Das heißt, 
dass die Methode hier mitreflektiert 
wird. Je nach Stand der Lerngruppe 
ist das mehr oder weniger notwendig. 
Anfangs können hier systematisch 
einzelne Aspekte besprochen und 
aufgebaut werden. Bei fortgeschrit-
tenen Gruppen ist es wieder sinnvoll 
z.B. selbst entwickelte experimentelle 
Zugänge zu besprechen.

Gemeinsam Vermutungen überprüfen
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Anschauungsobjekte:
Bei der Reflexion wechseln wir von 
der phänomenologischen auf eine 
abstrakte Ebene. Wir versuchen 
gemeinsam allgemeine Aussagen zu 
den Ergebnissen zu formulieren. Das 
ist ein kognitiv anspruchsvoller und 
anstrengender Schritt. Man kann 
Kinder hier unterstützen, indem man 
die Anschauung in die Phase mit 
hineinnimmt und von ihr direkt die 
Abstraktion ableitet. Das geht, indem 
man zum Beispiel ein Experiment 
zu Beginn der Reflexion wiederholt. 
Hier sind ebenfalls viele Abstufungen 
möglich. Man kann auch eine Grup-
pe ihr Experiment vorführen oder 
alle Gruppen die Endprodukte ihrer 
Experimente mit nach vorne bringen 
lassen. Generell sollte die Lehrkraft 
Materialien in Bereitschaft haben, 
um Versuche zu wiederholen oder 
auch neue Vermutungen der Kinder 
gleich vor Ort zu prüfen.

Beispiel: Die leuchtende Glühbirne
Zu erleben, wie Kinder eigene Über-
legungen anstellen, erfolgreich Pro-
bleme lösen und realisieren, dass sie 
etwas gelernt haben, hat für Lehrer/
innen wohl etwas Erhebendes, ganz 
gleich wie viel Berufserfahrung sie 
schon haben. Nicht alle naturwissen-
schaftlichen Inhalte sind geeignet, in 
der Grundschule mit Experimenten 
erschlossen zu werden, aber die, die es 
sind, bergen ein großes Potential, für 
die sich etwas Mühe lohnt. Um Lust 
auf das Experimentieren zu machen, 
soll als Abschluss ein Beispiel kurz 
skizziert werden. 
Den Kindern wird ein kleines selbst 
gebasteltes Kästchen mit einer leucht-
enden Glühbirne auf der Oberseite 
präsentiert. Batterie und Kabel sind im 
Inneren verborgen, ein Schalter exis-
tiert nicht. Die Lehrperson zeigt nun 
mit etwas schauspielerischem Einsatz 
große Begeisterung für dieses „fan-
tastische“ Phänomen der leuchtenden 
Glühbirne. Für Kinder ist diese Begeis-
terung nur wenig nachvollziehbar. Ist 
doch eine leuchtende Glühbirne ein 
sehr alltägliches Phänomen. Wenn 
die Lehrperson fortgesetzt begeistert 
bleibt, kommen bald entsprechende 

Kommentare von den Kindern. Mit 
etwas Geschick muss die Lehrper-
son nun geeignete Kinderkommen-
tare abpassen und konfrontieren z.B. 
„Wenn du glaubst, dass das nichts 
Besonderes ist, dann erklär mir doch, 
wie das geht!“. Damit werden die Prä-
konzepte der Kinder angesprochen. 
Im Regelfall haben Grundschulkinder 
eine Erklärung, die mit Kabeln und 
Batterien zu tun hat, wie diese aber 
genau verknüpft sein müssen ist ihnen 
meist nicht klar und ihre Vermutungen 
sind häufig falsch. Sehr schnell zeigt 
sich dann, dass sich die Annahmen der 
Kinder widersprechen und die für uns 
im Folgenden leitende Frage: „War-
um leuchtet die Glühbirne?“ drängt 
sich auf. Nachdem die Frage gemein-
sam erarbeitet wurde, entwickeln die 
Kinder in Gruppen Vermutungen, die 
sie zeichnerisch, als einfachen Schalt-
plan, verfassen. Sie wissen, dass Sie 
eine Glühbirne, zwei Drähte und eine 
Batterie (4,5V) zur Verfügung haben 
werden und müssen diese auf dem 
Papier so verschalten, dass die Glüh-
birne leuchtet. Die Abbildungen für 
Batterie und Glühbirne sind an der 
Tafel vorgegeben. Haben sie eine sinn-
volle Zeichnung verfasst, bekommen 
sie das Material, um ihre Vermutung 
zu überprüfen. Meist stellen sich ihre 
Vermutungen als falsch heraus und sie 
müssen neue Vermutungen anstellen, 
bis die Glühbirne schließlich leuchtet. 
In der gemeinsamen Reflexionsrunde 
wird die richtige Verschaltung noch 
einmal vor der ganzen Klasse wie-
derholt, das Vorgehen und angestellte 
Überlegungen werden reflektiert und 
die korrekte Zeichnung an der Tafel 
dokumentiert. 
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G E M E I N SC H A F T S SC H U L E N

Stolpersteine für die  
ersten zwei Schulen mit Oberstufe 
Die Kultusministerin ist „überrascht“: Die Anmeldezahlen für die beiden Oberstufen der Gemeinschafts-
schulen in Tübingen und Konstanz liegen deutlich unterhalb der Prognosen. Dies ruft unterschiedliche 
Reaktionen hervor. Man muss jedoch genau hinschauen und dem Abgesang-Reflex, der hierzulande 
häufig bei Gemeinschaftsschuldiskursen mitschwingt, eine solide Analyse entgegensetzen.

Auf den ersten Blick scheint es offen-
sichtlich: Die Mindestschülerzahl von 60 
Schüler/innen haben die beiden Gemein-
schaftsschulen für die Oberstufe nicht 
erreicht. In Tübingen sind es 38 und in 
Konstanz 50 Anmeldungen. Hat die „Welt“ 
also Recht, wenn sie am 28. Juli 2018 fest-
stellt, dass wenig Interesse an der Oberstu-
fe besteht? Oder führt das pädagogische 
Konzept der Gemeinschaftsschulen dazu, 
dass die Schüler/innen die Leistungen, die 
für den Übergang auf die Oberstufe erfor-
derlich sind, nicht schaffen?
Man muss zunächst die unterschiedlichen 
Regelungen beim Übergang in die Ober-
stufe betrachten: Am allgemeinbildenden 
Gymnasium genügt für die Versetzung 
in die Oberstufe ein Notendurchschnitt 
von 4,0. Das gilt auch für Schüler/innen, 
die an einer Gemeinschaftsschule in allen 
Fächern auf dem erweiterten Niveau gear-
beitet haben. Schüler/innen, die an einer 
Realschule oder einer Gemeinschafts-
schule die Mittlere Reife erworben haben, 
benötigen für den Wechsel in die Oberstu-
fe eines allgemeinbildenden Gymnasiums 
oder einer Gemeinschaftsschule mindes-
tens einen Schnitt von 3,0 in den maßgeb-
lichen Fächern und in den Kernfächern 2,3 
und besser. Außerdem muss durchgängig 
eine zweite Fremdsprache gelernt werden. 
Beim Übergang in ein berufliches Gymna-
sium reicht ein Hauptfachschnitt von 3,0. 
Dort ist die zweite Fremdsprache keine 
Eingangsvoraussetzung.

Gründe für Tübingen und Konstanz
Der Oberbürgermeister von Tübingen, 
Boris Palmer, hat in einem offenen Brief 
an das Kultusministerium die nied-
rigen Anmeldungen für die Oberstu-
fe der Tübinger Gemeinschaftsschule 

begründet. Für ihn sind hauptsächlich 
die höheren Notenanforderungen in die 
Oberstufe der Gemeinschaftsschule im 
Vergleich zum Wechsel an ein berufli-
ches Gymnasiums dafür verantwortlich. 
Diese unterschiedlichen Voraussetzun-
gen, nach Palmer eine klare Ungleich-
behandlung, haben in Tübingen zur 
Ablehnung von 29 Anmeldungen in 
die Oberstufe der Gemeinschaftsschule 
geführt! In der Tat muss man sich fra-
gen, warum gymnasiale Oberstufen, die 
doch alle zur allgemeinen Hochschul-
reife führen, unterschiedliche Zugangs-
voraussetzungen haben? Hinzu kommt, 
dass die Fixierung allein auf die Haupt-
fächer zu wenig über die Leistungsfä-
higkeit aussagt: „Wir mussten Schüler/
innen abweisen, die einen Preis für her-
ausragende Leistungen bekommen und 
als Jahrgangsbeste mit einem Gesamt-
schnitt von 1,6 abgeschlossen haben“, 
berichtet die Schulleiterin der Tübin-
ger Gemeinschaftsschule-West, Angela 
Keppel-Allgaier.
In der Tübinger Schule gibt es den Sonder-
fall, dass sich Jahrgänge aus den Starter-
jahren aus Schüler/innen verschiedener 
Schularten zusammensetzen und ein Teil 
davon als Realschüler/innen und nicht 
als Gemeinschaftsschüler/innen bewertet 
werden. Diese Konstellation löst sich die 
nächsten Jahre auf. Boris Palmer regt an, 
den abgelehnten Schüler/innen Aufnah-
meprüfungen zu ermöglichen oder sie 
ausnahmsweise mit einem schlechteren 
Schnitt zur Oberstufe zuzulassen.
In Konstanz haben von 47 Schüler/innen 
im E-Niveau an der Gemeinschaftsschu-
le 44 die eigene Oberstufe gewählt Das 
spricht für ein großes Interesse an der 
neuen Oberstufe. 

Genehmigung kam spät
Sehr schwierig war für beide Schulen, 
dass das Kultusministerium die Oberstu-
fen erst sehr spät genehmigte. Die orga-
nisatorischen Voraussetzungen wurden 
noch später geklärt. Das führte zu Unsi-
cherheiten bei allen Beteiligten. So ist es 
erfreulich, dass trotzdem so viele Eltern 
und Schüler/innen bei der Stange geblie-
ben sind.
Wolfgang Straub, Schulamtsdirektor in 
Tübingen und für die GEW im Haupt-
personalrat außerschulischer Bereich, 
kritisiert gleichfalls die unterschied-
lichen Voraussetzungen beim Über-
gang in die Oberstufen. Er ist sich aber 
sicher, dass die Mindestschülerzahl von 
60 in der Klassenstufe 11 in Konstanz 
und Tübingen zukünftig erreicht wird. 
Mit dem Aufwachsen weiterer Gemein-
schaftsschulen in der Umgebung und 
dem Auslaufen von Realschulzügen gibt 
es künftig noch mehr Schüler/innen, 
die an den Gemeinschaftsschulen in 
Tübingen und Konstanz auf erweiter-
tem Niveau lernen und ihr Abitur in 
der gymnasialen Oberstufe der Gemein-
schaftsschule erwerben. 
Eine Ausnahmeregelung für 2018 wäre 
eine pragmatische, kurzfristige Lösung 
im Sinne der Schulen und würde den 
abgelehnten Schüler/innen eine Chance 
geben. 
Mittelfristig müssen die unterschied-
lichen Zugangsvoraussetzungen der 
gymnasialen Oberstufen neu geordnet 
werden. Die GEW hat bereits in der 
Anhörung gefordert, die unterschied-
lichen Zugangsvoraussetzungen in die 
gymnasialen Oberstufen gerechter zu 
regeln.  

b&w
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Subtile Abwertungen werden wahrgenommen 
Gemeinschaftsschulen können ein Gewinn für Kommunen sein. Sie brauchen aber für ihre komple-
xen Aufgaben professionelle Begleitung und die Schulträger an ihrer Seite. Und sie brauchen den 
Rückhalt des Landes – wie andere Schularten auch. Das war der Tenor der GEW-Tagung, zu der Ende 
Juli gut 100 Bürgermeister/innen, Gemeinderät/innen, Lehrkräfte und Landespolitiker/innen nach 
Stuttgart gekommen sind. 

Die Veranstaltung der GEW sollte ein 
positives Signal in die Öffentlichkeit 
senden. „Viele reden über die Gemein-
schaftsschule und nur wenig kennen 
sie“, sagte die GEW-Vorsitzende Doro 
Moritz. Die Schulart werde von Kri-
tikern sofort infrage gestellt, wenn an 
einzelnen Schulen die Schülerzahlen 
rückläufig seien oder berechtigte Kri-
tik geäußert werde. An keiner Schulart 
sei immer alles super. Bei der Tagung 
gehe es darum, zu zeigen, wie wertvoll 
Gemeinschaftsschulen für die Kom-
munen sein können. „Seit dem Regie-
rungswechsel erfahren die Gemein-
schaftsschulen vom Kultusministerium 
und den sie tragenden Fraktionen keine 
Unterstützung mehr“, beanstandete 
Moritz. „Die Schulen, die Kommunen 
und die Eltern brauchen Verlässlichkeit, 
Kooperationen und gute Rahmenbedin-
gungen.“ 

Was eine gute Schule auslösen kann
Die Gemeinde Wutöschingen mit rund 
7.000 Einwohnern ganz nah an der 

Schweizer Grenze kennen mittlerweile 
viele. Ihre Gemeinschaftsschule macht 
Furore mit ihrem Gebäude, in dem 260 
Schüler/innen in einem Raum lernen, 
mit ihrer digitalen Lernplattform DiLer, 
die inzwischen an 400 Schulen eingesetzt 
wird, oder mit ihrem konsequenten päd-
agogischen Konzept, das Schüler/innen 
viel abverlangt und gleichzeitig große 
Freiheiten schenkt. Das hat Folgen. Die 
Gemeinde wächst. „200 Familien stehen 
auf der Warteliste für einen Bauplatz“, 
erzählt Bürgermeister Georg Eble. 
„Schulen sind wichtige Standortfaktoren 
für Gemeinden“, dieser Satz wird leben-
dig, wenn man dem Bürgermeister aus 
Wutöschingen zuhört. Die Gemeinde 
hat aufgrund des Bargel-Gutachtens der 
GEW erkannt, dass sie eine integrative 
Schulart braucht, wenn eine weiterfüh-
rende Schulart Bestand haben soll. Die 
Bodenseeschule wurde ihr Vorbild, der 
Schulgründer Peter Fratton ihr Bera-
ter, auch wenn viele skeptisch waren. 
„Selbstständig lernen, das macht doch 
kein normaler Schüler“, habe auch er 

geglaubt, räumte Eble ein. Mittlerweile 
sind alle Zweifel ausgeräumt. Die Schule 
musste den Besucherstrom eindämmen, 
zu viele wollten die Gemeinschaftsschu-
le erleben.
Umsonst gab es die Erfolge nicht. Die 
Lehrkräfte haben Tag und Nacht und 
auch in den Ferien gearbeitet. Die 
Gemeinde investierte 5,6 Millionen Euro 
alleine in das Schulgebäude. Viel Geld 
kostet zusätzlich die digitale Infrastruk-
tur der Schule. In der ganzen Gemeinde 
werden Räume für die Schule genutzt: 
Den Sitzungssaal des Rathauses kann die 
Schule nutzen, im Keller des Rathauses 
übt dreimal pro Woche die Bläserklas-
se, die Kirche ist eingebunden, auch die 
Bücherei. „Das schweißt die Gemeinde 
zusammen“, berichtete der Kommunal-
politiker. Er ist stolz auf die Schule: „Die 
Kinder gehen gerne in die Schule, sind 
selbstständig und selbstbewusst gewor-
den.“ Jetzt kämpft die Gemeinde für eine 
Oberstufe. Die Schule ist mittlerweile 
4-zügig und viele Schüler/innen lernen 
auf E-Niveau. „Wenn wir die Sekundar-

Diskussionsrunde von links: 
Doro Moritz (GEW), Otto Seydel (Ins-
titut für Schulentwicklung), Raimund 
Haser (CDU), Georg Eble (Bürgermeis-
ter Wutöschingen), Norbert Brugger 
(Städtetag), Christiane Ziemer (GEW)



29

Aus der Arbeit der GEW

bildung & wissenschaft 09 / 2018

stufe II nicht an Land ziehen, geht die 
gute Durchmischung der Schüler/innen 
verloren“, fürchtet Eble. Die erste Nagel-
probe hat die Schule bereits bestanden. 
Die ersten Schüler/innen haben im ver-
gangenen Schuljahr die Realschulab-
schlussprüfungen absolviert. Alle Schü-
ler/innen mit Hauptschulempfehlungen 
für Klasse 5 hätten bestanden. 

Wie ein klares Bekenntnis aussehen 
müsste
Der Vorsitzende der Landtagsfraktion 
der Grünen, Andreas Schwarz, bezeich-
nete bei der Tagung die Gemeinschafts-
schulen als Gewinn. Er versprach, 
sich für die Oberstufe der Gemein-
schaftsschule in Wutöschingen und 
anderswo einzusetzen. Der ehemalige 
Kultusminister und heutige SPD-Frak-
tionsvorsitzende Andreas Stoch bemän-
gelte allerdings, die Grünen würden nur 
Lippenbekenntnisse verbreiten und die 
Gemeinschaftsschulen zu wenig unter-
stützen. Es gebe viel öffentliches Lob, 
das in der realen Politik nicht ankomme, 
Er vermisst ein klares Bekenntnis, dass 
Gemeinschaftsschulen die richtige Ant-
wort auf wichtige Zukunftsfragen wie 
Bildungsgerechtigkeit seien. Die Schul-
art werde auch immer wieder abgewer-
tet, ohne dass explizit Schlechtes gesagt 
werde. Die Versetzungsordnung der 
Realschulen sei ein Beispiel. Dort darf 
nur auf dem mittleren Niveau bewertet 
werden. „Damit wird das dreigliedrige 
System zementiert. Es wird aber nicht 

geklärt, wo die Schüler/innen hinsollen, 
die das Niveau nicht schaffen“, erklärte 
Stoch.
Raimund Haser vom Arbeitskreis Bil-
dung der CDU-Landtagsfaktion ver-
steht die Klagen über mangelnde Unter-
stützung nicht. Die Ressourcen für die 
Gemeinschaftsschulen seien seit dem 
Regierungswechsel 2016 gleich geblie-
ben. Sein Lob: „Die Gemeinschafts-
schule kann schwache Schüler akti-
vieren, die sonst nur Schlechtes über 
sich hören“, sorgte für Empörung. „Die 
Gemeinschaftsschule ist keine Schule 
der Schwachen“, klärte ihn Doro Moritz 
auf. Eine Gemeinderätin aus Mühlacker 
und eine Elternbeirätin aus Konstanz 
führten dem CDU-Politiker vor Augen, 
was solche Aussagen anrichten. „Wenn 
Eltern hören, dass die Gemeinschafts-
schule eine Chancenschule für Schwa-
che sei, bleiben die guten Schüler/innen 
weg.“ Auch die Missachtung der Kultus-
ministeriums werde an vielen kleinen 
Details wahrgenommen: Die Ministerin 
käme nicht zu Einladungen, das 5-jähri-
ge Bestehen der Gemeinschaftsschule sei 
nicht vom KM, sondern von den Grü-
nen gefeiert worden, es gebe keine kla-
ren positiven Statements zum künftigen 
Weg der Gemeinschaftsschule. Nur die 
Stärken der Realschulen würden über-
all erwähnt, obwohl sie „kein Willkom-
mensschild für schwache Schüler/innen 
ans Schultor schreiben“. Binnendifferen-
zierung gebe es dort nicht und niemand 
wisse, was aus den Schüler/innen werden 

soll, die dort auf dem Grundniveau ler-
nen. „Wie sollen wir in Gebäude inves-
tieren, wenn wir nicht wissen, wie es wei-
tergeht?“, fragte die Gemeinderätin. 
Eine stabile und berechenbare Bil-
dungspolitik erwartet auch Norbert 
Brugger vom Städtetag BW. Den Kom-
munen seien die Schulen viel wert und 
sie brauchten eine ideologiefreie Ent-
wicklung. Der Städtetag begrüße die 
Gemeinschaftsschulen, allerdings sei 
die Einführung zu schnell gegangen. Er 
fürchtet, dass die Gemeinschaftsschulen 
nur als Umwandlung von Hauptschulen 
wahrgenommen würden, weil zu viele 
aus dieser Schulart entstanden seien. 
Er plädierte dafür, dass sich mehr Real-
schulen auf den Weg machen und mehr 
Schulverbünde entstehen.
Am Beispiel des Schulamtsbezirks 
Tübingen verdeutlichte Wolfgang 
Straub, Schulamtsdirektor am SSA, wie 
wichtig eine regionale Schulentwicklung 
ist. Ein im Konsens vereinbarter Weg zu 
einem Zwei-Säulen-Modell sichert nicht 
nur die notwendigen Schüler/innenzah-
len, die das anspruchsvolle Konzept der 
GMS braucht, sondern ist auch Voraus-
setzung für die Qualität der Schulen. 
Und nur wenn beides gewährleistet ist, 
entsteht Vertrauen in die Schulen und 
die Schulart.  

Maria Jeggle
b&w-Redakteurin

Christiane Ziemer (GEW), Andreas Stoch (SPD), Wolfgang Straub (GEW) Von links: Raimund Haser (CDU), Georg Eble (Bürgermeister Wutöschin-
gen, Norbert Brugger (Städtetag)
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Über solche Schüler/innen darf man sich freuen
In den Gemeinschaftsschulen, die 2012 als Starterschulen die neue Schulart auf den Weg brachten, 
haben zum Schuljahresende die ersten Jahrgänge mit der Mittleren Reife die Schule abgeschlossen. 
Antje Kopp, Lehrerin an der Döffinger Gemeinschaftsschule, berichtet von sechs Jahren intensiver 
Arbeit, die nicht nur mit guten Leistungen belohnt wurde.  

Mitte Juli 2018 hieß es für 44 Schüle-
rinnen und Schüler der Gemeinschafts-
schule in Döffingen Abschied nehmen. 
Als bei der Abschlussfeier Schulleiter 
Bruno Metzger allen ihr Abschlusszeug-
nis überreichte, war die Freude groß. Mit 
einer Durchschnittsnote von 2,2 hatten 
alle 44 Schüler/innen des Abschluss-
jahrgangs ihre Mittlere Reife geschafft. 
Darunter waren auch einige Schüler/
innen, die vor sechs Jahren mit einer 
Hauptschulempfehlung in die Klasse 
kamen und jetzt mit einem Preis oder 
einer Belobigung ihr Abschlusszeugnis 
in Empfang nahmen. 
Den 24 Schüler/innen meiner Klasse 
und mir selbst fiel der Abschied nicht 
leicht. Hatten wir doch die letzten sechs 
Jahre einiges zusammen erlebt. Als ich 
2012 die Klasse übernahm, war aus der 
ehemaligen Döffinger Grund-, Haupt- 
und Werkrealschule eine der 42 Gemein-
schaftsschul-Starterschulen geworden. 
Als innovative Schule waren wir bereits 
bekannt. So waren offene Lernformen, 
Projektarbeit und selbstverantwortli-
ches Lernen festes Programm im Schul-
alltag. 
Es folgten arbeitsintensive und anstren-
gende Jahre. So mussten wir das Unter-
richtsmaterial für drei Niveaustufen 
selbstständig entwickeln. Auch unser 
Lerntagebuch, unsere Lernentwick-
lungsberichte, die Lernzielkontrollen 
und die Kompetenznachweise entwi-
ckelten wir beständig weiter. Maßnah-
men zur Motivation der Schüler/innen 

während der Lernzeiten und Rituale, die 
dem Ablauf dienten, wurden auspro-
biert, verändert und angepasst. 
Heute weiß ich, der enorme Arbeitsauf-
wand hat sich gelohnt. Schüler/innen, 
die im Laufe der Jahre neu in die Klasse 
kamen, wurden herzlich aufgenommen 
und sehr schnell in die Klassengemein-
schaft integriert. Ein Musical, das wir 
im Laufe der 7. Klasse einübten und 
im Juli während drei öffentlicher Vor-
stellungen vorführten, schweißte die 
Schüler/innen noch stärker zusammen. 
Auch die Eltern haben dieses Highlight 
intensiv mitbegleitet. 

2017 verabschiedeten sich die ersten 
Schüler/innen mit dem Hauptschulab-
schluss
Während der 9. Klasse galt es für einige 
der Jugendlichen, sich auf den Haupt-
schulabschluss vorzubereiten. Diejeni-
gen, die nach diesem Jahr noch die Mitt-
lere Reife draufsatteln wollten, mussten 
parallel arbeiten. Das hieß, sich so gut 
wie möglich auf die Prüfung vorzu-
bereiten, aber dennoch den Stoff des 
M-Niveaus nicht zu vernachlässigen. 
Am Ende der 9. Klasse haben alle 13 
Schüler/innen, die den Hauptschul-
abschluss anstrebten, ihren Abschluss  
erfolgreich absolviert. Einige wechsel-

Schüler/innen der 10. Klasse der Gemeinschaftsschule Döffingen bei der Abschlussfeier.  
Beim Quiz spielten sie gegen eine Gruppe Lehrkräfte..
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ten in eine Ausbildung und einige auf 
eine zweijährige Berufsfachschule. Zwei 
Jungen und ein Mädchen entschieden 
sich, die Mittlere Reife im kommenden 
Jahr draufzusetzen. Die Schüler/innen, 
die die Klasse letztes Jahr verließen, 
wurden gebührend verabschiedet. 
Das 10. Schuljahr war sehr arbeitsinten-
siv. Die Themen für die Fächerüber-
greifende Kompetenzprüfung mussten 
gleich zu Beginn des Schuljahres fest-
gelegt werden und im November fand 
schon die erste mündliche Prüfung im 
Fach Englisch statt. 
Jetzt zeigten sich die über die Jahre in 
einer Gemeinschaftsschule erworbe-

nen Kompetenzen. Alle Schüler/innen 
arbeiteten engagiert an ihren Aufga-
ben, Lerngruppen wurden gebildet. 
Die Schüler/innen arbeiteten Hand in 
Hand mit ihren Lehrer/innen, Lern-
begleiter/innen und Mitschüler/innen. 
Es herrschte eine unbeschreibliche 
Arbeitsstimmung. 
Der Erfolg zeigte sich bereits in den 
Halbjahreszeugnissen. Die Noten über-
trafen unsere Erwartungen. Viele der 
Schüler/innen konnten sich an einem 
beruflichen Gymnasium anmelden. In 
die schriftlichen Prüfungen gingen die 
meisten daher sehr entspannt. Sie waren 
gut vorbereitet. 

Die Prüfungsergebnisse wichen daher 
auch kaum von den Anmeldenoten ab. 
Wer sich verschlechterte, meldete sich 
zur mündlichen Prüfung an und nutze 
die neue Chance. Auch auf die Themen 
der Fächerübergreifenden Kompetenz-
prüfungen haben sich die Schüler/innen 
sorgfältig vorbereitet. Die Inhalte wur-
den fantasievoll und sachkundig vorge-
tragen. 

Grund zum Feiern
Als die Prüfungszeit hinter uns lag, 
begannen die Vorbereitungen für unsere 
Abschlussfeier. Es sollte ein ganz beson-
deres Fest werden. Den ersten Realschul-
abschluss unserer Gemeinschaftsschule 
galt es zu feiern. Zum Abschied sagte 
ich: „Ich weiß, ich brauche mir über kei-
nen von euch Sorgen zu machen. Eure 
Eltern und unsere Gemeinschaftsschule 
haben ein stabiles Fundament gelegt. Die 
heutzutage so wichtigen sozialen Kom-
petenzen wie Teamfähigkeit, Durchhal-
tevermögen, Kommunikationsfähigkeit, 
Leistungsbereitschaft, Konflikt- und 
Kritikfähigkeit habt ihr gelernt und ver-
innerlicht. Die Schule, die ihr ab Sep-
tember besucht oder der Arbeitgeber, 
bei dem ihr eure Ausbildung beginnt, 
darf sich über solche Schüler/innen und 
Auszubildenden freuen.“  

Antje Kopp 
Klassenlehrerin von Klasse 5 bis 10 

der Gemeinschaftsschule
Alle Schüler/innen bedankten sich bei einer Person oder einer Gruppe (einzelne Lehrkräfte, Haus-
meister etc.). Sie kamen dazu in Gruppen auf die Bühne.
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„Eure Eltern und unsere Gemeinschafts-
schule haben ein stabiles Fundament ge-
legt. Die heutzutage so wichtigen sozi-
alen Kompetenzen wie Teamfähigkeit, 
Durchhaltevermögen, Kommunikations-
fähigkeit, Leistungsbereitschaft, Konflikt- 
und Kritikfähigkeit habt ihr gelernt und 
verinnerlicht.“

Antje Kopp zu den Schüler/innen
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Schülerzahl steigt weiter, Lehrkräfte fehlen
Auch im Schuljahr 2017/18 ist die Zahl der Schüler/innen, die an einem SBBZ oder inklusiv unterrich-
tet werden, gestiegen. Es gibt nicht genug Lehrkräfte, um die steigenden Aufgaben angemessen zu 
bewältigen. Eine Strategie des Kultusministeriums fehlt.

Das Statistische Landesamt hat im Juni 
die Zahlen vorgelegt, wie viele Schüler/
innen mit Anspruch auf ein sonderpä-
dagogisches Bildungsangebot (BA) an 
einem Sonderpädagogischen Bildungs- 
und Beratungszentrum (SBBZ) oder 
inklusiv an einer allgemeinen Schule 
unterrichtet werden. Die Zahlen in der 
amtlichen Schulstatistik sind besorgnis-
erregend. Sie steigen seit der Aufnahme 
der Inklusion in das Schulgesetz 2015 
dramatisch. An den öffentlichen und 
privaten allgemeinen Schulen wurden 
im dritten Schuljahr nach der Novellie-
rung des Schulgesetzes 8.624 Schüler/
innen mit BA zielgleich oder zieldifferent 
inklusiv unterrichtet. Die Landesregie-
rung war bei der Novellierung des Schul-
gesetzes 2015 davon ausgegangen, dass 
bis 2022 ca. 10.500 Schüler/innen an all-
gemeinen Schulen inklusiv beschult wer-
den. Der Anstieg der inklusiven Schüler/

innen ist aber jetzt schon erheblich. 678 
zusätzliche Schüler/innen entsprechen 
einem Zuwachs von 8,5 Prozent. Zusätz-
lich weist das Statistische Landesamt 209 
Schüler/innen mit BA aus, die inklusiv 
an einer Beruflichen Schule unterrichtet 
werden.
Auch an den öffentlichen und privaten 
SBBZ steigen die Schülerzahlen. Sie sind 
im Schuljahr 2017/18 um 164 auf 49.339 
Schüler/innen (Vorjahr 49.175) gestiegen.

Ungleiche Verteilung
Wie im Schuljahr 2016/17 wurden mit 
4.104 die Mehrzahl (48 Prozent) der 
inklusiven Schüler/innen an den Grund-
schulen unterrichtet. 30 Prozent (2.568; 
Vorjahr 26 Prozent) besuchten eine 
Gemeinschaftsschule, 15 Prozent (1.335; 
Vorjahr 18 Prozent) eine Haupt-/ Werkre-
alschule. 5 Prozent (465; Vorjahr 5 Pro-
zent) der Schüler/innen mit BA besuchen 

eine Realschule. Nur 63 Schüler/innen 
(Vorjahr 21) mit BA wurden inklusiv an 
einem Gymnasium, 89 an anderen Schu-
len unterrichtet. Die Grund-, Haupt-/
Werkreal- und Gemeinschaftsschulen 
bewältigen rund 93 Prozent der inklusi-
ven Angebote – ohne ausreichende Res-
sourcen und Unterstützung. 
Seit dem Schuljahr 2014/15 ist die Zahl 
der Schüler/innen mit BA an den SBBZ 
und in der Inklusion um rund 10 Prozent 
gestiegen. Für rund 5.800 zusätzliche 
Schüler/innen wurden  559 neue Stellen 
geschaffen. Diese sind nur zum Teil in 
die sonderpädagogische Unterrichtsver-
sorgung an den SBBZ und in der Inklu-
sion geflossen: 50 Stellen werden in der 
Schulverwaltung zur Organisation der 
Inklusion verwendet, 140 Stellen stehen 
für inklusionsbedingte Klassenteilungen 
an den allgemeinen Schulen zur Verfü-
gung, mit 64 Stellen wird ein sonderpä-
dagogischer Dienst an den beruflichen 
Schulen aufgebaut und 65 Stellen finan-
zieren die Inklusion an Privatschulen. 
Von 560 Stellen stehen höchstens 230 für 
die Unterrichtsversorgung im sonderpä-
dagogischen Bereich zur Verfügung. Im 
Schuljahr 2014/15 gab es an den SBBZ 
insgesamt 15.342 Lehrer/innen. Bei 10 
Prozent mehr Schüler/innen gibt es also 
nur rund 1,5 Prozent mehr Lehrerstellen. 
Und von den 559 neuen Stellen kommen 
159 als kw-Stellen (künftig wegfallend) 
aus dem Bestand der SBBZ. Da dort die 
Schülerzahlen auch steigen, verschlech-
tert sich die Unterrichtsversorgung in 
Wirklichkeit dramatisch. 
Verschärfend kommt hinzu, dass es nicht 
genug Bewerber/innen für die freien 
Stellen gibt. Viele Stellen können nicht 
mit qualifizierten Sonderpädagog/innen 
bzw. gar nicht besetzt werden. Im Schul-
jahr 2017/18 wurden von rund 400 frei-
en Stellen im Bereich Sonderpädago-
gik mangels Bewerber/innen 100 nicht 

Zwei Pädagog/innen in einer Klasse war das Ziel – zurzeit die Ausnahme.
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besetzt. Im Schuljahr 2018/19 können 
von rund 340 Stellen voraussichtlich über 
100 Stellen nicht besetzt werden. 

Maßnahmen zur Lehrergewinnung 
greifen zu spät
Das Kultusministerium setzt Maßnah-
men zur Gewinnung weiterer quali-
fizierter Lehrkräfte nicht schnell und 
konsequent um. Das Programm zur Qua-
lifizierung von Lehrkräften an Haupt-/
Werkrealschulen zu Sonderpädagog/
innen startet erst im Herbst 2018 (HoLa 
Gruppe 4). Die Absolvent/innen kön-
nen frühestens 2020 die Unterrichtsver-
sorgung an den SBBZ und in der Inklu-
sion verbessern. Und da das Programm 
viel zu unattraktiv ausgestattet wurde, 
haben sich auf 100 Plätze nur 21 Lehrkräf-
te  beworben. Die GEW fordert seit Jah-
ren, das Programm besser auszustatten 
und für andere Lehrkräfte, insbesondere 
an Grundschulen, zu öffnen. Auch der 
Ausbau der Studienplätze an den Päda-
gogischen Hochschulen kommt spät und 
zu langsam. Es wird noch Jahre dauern, 
bis ausreichend qualifizierte Bewerber/
innen zur Verfügung stehen. 

Bei den Förder-
schwerpunkten der 
inklusiv beschulten 
Schüler/innen mit 
BA gibt es deutliche 
Unterschiede. Zwei 
Drittel der Schüler/
innen hatten einen 
BA mit Förder-
schwerpunkt „Ler-
nen“. Schüler/innen 
mit Förderschwer-
punkt „Lernen“ 
sind in der Inklusi-
on damit deutlich 
überrepräsentiert. 
Das ist besonders 
problematisch, weil der Organisations-
erlass für diesen Förderschwerpunkt die 
Ressourcenverteilung nur pauschal über 
einen prozentualen Anteil an den Grund-
schüler/innen im Schulbezirk des SBBZ 
Lernen regelt. Der Anteil ist nicht an 
die reale Entwicklung der Schülerzahlen 
gekoppelt. Bei steigenden Schülerzah-
len bleibt der Lehrerbedarf rechnerisch 
gleich. Schüler/innen mit BA „Lernen“ 
werden in der Inklusion zieldifferent 

unterrichtet – dafür muss der Unterricht 
in der allgemeinen Schule grundlegend 
verändert werden. Das ist mit den weni-
gen Stunden, die rechnerisch pro Schü-
ler/in für die sonderpädagogische Dop-
pelbesetzung zur Verfügung stehen, nicht 
zu leisten.  

Michael Hirn
Redakteur der b&w, 

Mitglied im HPR GHWRGS

 Kommentar: Indiskutabler Umgang mit Schüler/innen und Lehrkräften. 

Es ist ein Skandal. Kein Mensch könnte es 
sich leisten, Menschen mit Behinderung 
öffentlich zu diskriminieren. Die Unter-
richtsversorgung an den SBBZ und in der 
Inklusion ist aber nichts anderes als eine 
massive Diskriminierung. Kinder und 
Jugendliche mit Behinderung bekom-
men nicht die Bildung, die ihnen nach 
Grundgesetz, Landesverfassung und 
Schulgesetz zusteht. Wenn sich Schüler-
zahlen um 10 Prozent erhöhen, die Zahl 
der Lehrerstellen aber nur um 1,5 Pro-
zent steigt, muss sich die Unterrichtsver-
sorgung verschlechtern. Die Landesre-
gierung beklagt zu Recht die Fehler der 
vergangenen beiden Legislaturperio-
den. Aber auch in den letzten Jahren tut 
das Land viel zu wenig, um die Situation 
zu verbessern. Manches wäre einfach: 
Das Aufbaustudium und den Laufbahn-
wechsel für Lehrkräfte aller Schularten 
so attraktiv ausstatten, dass sich dafür 
genug Kolleg/innen bewerben. Durch 
gute Arbeitsbedingungen (Arbeitszeit, 

Bezahlung) könnten mehr Absolvent/
innen in Baden-Württemberg gehalten 
werden Statt Appellen würde helfen, mehr 
wirksame Anreize für Lehrkräfte zu schaf-
fen, z. B. ihren Teilzeitanteil zu erhöhen 
oder die Arbeitsbedingungen so zu gestal-
ten, dass mehr Lehrkräfte bis zum Ruhe-
stand gesund arbeiten können. Die Lan-
desregierung hat aber kein Konzept. 
Bei keiner anderen Schulart würde die 
Gesellschaft akzeptieren, dass sich die 
Unterrichtsversorgung so drastisch ver-
schlechtert wie an den SBBZ und in der 
Inklusion. Und keine Landesregierung 
könnte es sich leisten, diese Situation in 
einer anderen Schulart zu verantwor-
ten. Bei einem Mangel an Lehrkräften 
im beruflichen Bereich werden z.B. sehr 
schnell attraktive und finanziell gut 
ausgestattete Programme aufgelegt, 
um zusätzliche Bewerber/innen für den 
Schuldienst in Baden-Württemberg zu 
gewinnen. 
Neben den Schüler/innen müssen die 

Kolleg/innen an den SBBZ und in der 
Inklusion die Fehler der letzten und der 
aktuellen Landesregierung ausbaden. 
Zu wenig Personen mit zu wenig Zeit 
müssen zu viel Aufgaben bewältigen. 
Die Lehrkräfte und die Schulleitungen 
an den SBBZ und an den allgemeinen 
Schulen fordern seit Jahren mehr Zeit. 
Zu Recht. An den SBBZ kann die Quali-
tät des Unterrichts und das Niveau der 
sonderpädagogischen Förderung nicht 
aufrechterhalten werden. Die Sonderpä-
dagog/innen ächzen unter der Doppel-
belastung SBBZ und Inklusion und der 
Verantwortung für die Schüler/innen. 
Die Kolleg/innen der allgemeinen Schule 
bekommen nicht die Unterstützung, die 
sie brauchen. 
Schüler/innen mit Behinderung erhalten 
nicht die Bildung, die ihnen zusteht. Das 
ist bei diesen Schüler/innen, deren Lobby 
oft schlecht ist, ein Armutszeugnis für 
unsere Gesellschaft. 

Michael Hirn
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Recht

N E U E U RT E I L E D E S V E R WA LT U N G SG E R I C H T S H O F S B A D E N - W Ü RT T E M B E R G 

Bugwellenstunden müssen bezahlt werden!
Den Lehrkräften in Baden-Württemberg steht das Recht zu, sogenannte Bugwellenstunden finan-
ziell abgegolten zu bekommen, wenn ein Ausgleich in Freizeit (z.B. wegen des Eintritts in den Ru-
hestand) nicht mehr möglich ist. Das hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in zwei 
Grundsatzurteilen vom 15.05.2018 entschieden (AZ: 4 S 2029/17 und 4 S 2069/17). 

Mit Unterstützung der Rechtsexperten 
der GEW hatten zwei Berufsschullehrer 
geklagt, die beide Mitte 2014 in Ruhe-
stand gingen. Sie hatten über mehrere 
Jahre hinweg Bugwellenstunden ange-
häuft, die sich in einem Fall auf knapp 3,5 
Deputatswochenstunden (multipliziert 
mit 39 Unterrichtswochen im Jahr) und 
im anderen Fall auf 10,69 Deputatswo-
chenstunden addiert hatten. In beiden 
Fällen wurden mehrere tausend Euro an 
Abgeltung zugesprochen.
Der Verwaltungsgerichtshof stellte fest, 
dass solche Bugwellenstunden oft nicht 
durch Freizeit ausgeglichen werden kön-
nen, da diese wegen ihres Gesamtvolu-
mens im Land (aktuell sind es 861 volle 
Deputate bei den allgemeinbildenden 
Gymnasien, 1.835 bei den beruflichen 
Schulen) wohl strukturell bedingt sind. 
Der Gerichtshof hat außerdem, anders als 
die Vorinstanz, entschieden, dass es sich 
dabei um vergütungsfähige Mehrarbeit 
handelt, wenn die Bugwelle nicht mehr 
in Freizeit abgegolten werden kann. Das 
Land vertrat dagegen die Meinung, die 
Arbeitszeitvorschrift für Lehrkräfte sehe 
Bugwellen vor, ohne dass dadurch „tat-
sächlich“ Mehrarbeit entstehe: Der Anteil 
am Unterrichten und der Anteil an sonsti-
gen Tätigkeiten (Vor- und Nachbereitung, 
Korrekturen oder Konferenzen) werde 
einfach arbeitszeitneutral verschoben. 
Das hat das Gericht nicht mitgemacht und 
Folgendes geurteilt: Die Arbeitszeit für 
Lehrkräfte wird durch die Pflichtstunden-
zahl des wöchentlichen Unterrichts defi-
niert. Eine Erhöhung der Stunden über das 
Deputat hinaus führt (mit Einschränkun-
gen) zu rechtlich relevanter Mehrarbeit, 
die später durch eine gleich hohe Entlas-
tung ausgeglichen werden muss. Das war 
vor einigen Jahren auch bei der sogenann-
ten Vorgriffsstunde so. 

Bei Mehrarbeit muss also grundsätzlich 
erst einmal ein Ausgleich in Dienstbefrei-
ung ermöglicht werden. Eine Vergütung 
in Geld kommt nachrangig in Betracht, 
wenn der Freizeitausgleich aus Gründen, 
die der Beamte nicht verschuldet hat, 
nicht in Anspruch genommen werden 
kann. 
Im Falle einer Bugwelle liegt keine aus 
zwingenden dienstlichen Gründen aus-
drücklich und schriftlich angeordnete 
Mehrarbeit vor, denn dafür genügen die 
Stunden- oder Vertretungspläne nicht. 
Bugwellenstunden werden aber durch die 
Regelung des Landesbesoldungsgesetzes 
über Arbeitszeitguthaben (§ 71) erfasst. 
Solche Guthaben entstehen bei einer 
langfristig angelegten ungleichmäßigen 
Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit. 
Auch solche Arbeitszeitguthaben müssen 
finanziell abgegolten werden, wenn der 
Freizeitausgleich wegen eines „Störfalls“ 
nicht oder nicht mehr in vollem Umfang 
gewährt werden kann. 

Lehrkraft war nicht verantwortlich
Einen solchen „Störfall“ hat der Verwal-
tungsgerichtshof darin gesehen, dass 
Bugwellenstunden bis zum Eintritt in 
den Ruhestand nicht in Freizeit abge-
baut werden konnten und die betreffen-
de Lehrkraft dafür nicht verantwortlich 
war. Die Verantwortung dafür, dass der 
Freizeitausgleich nicht rechtzeitig erfolgt 
war, lag beim Dienstherrn: Es gab und 
gibt bislang keine Vorgaben des Landes 
oder der Regierungspräsidien, dass und 
wie der Freizeitausgleich erfolgen sollte. 
Die Lösung des Problems blieb vielmehr 
den einzelnen Schulleitungen überlas-
sen. Diese waren aber durch die fehlen-
de Abdeckung selbst des Pflichtunter-
richts mit dem Problem allein gelassen 
worden. Das Gericht stellte deshalb fest, 

dass es von engagierten Lehrkräften auch 
im letztem Schuljahr vor dem Eintritt in 
den Ruhestand nicht erwartet werden 
kann, dass sie an einer Entlastung festhal-
ten, wenn ihre Schulleitungen eine solche 
schlicht für nicht realisierbar halten. 
Zudem hatte das Kultusministerium in 
Erlassen und Stellungnahmen der letzten 
Jahre immer wieder erklärt, ein finanzi-
eller Ausgleich der Bugwellen sei auch 
nach Eintritt in den Ruhestand möglich! 
Daran fühlte es sich vor Gericht nicht 
mehr gebunden! Den klagenden Kolle-
gen wurde deshalb zugestanden, dass 
ihre Arbeitszeitguthaben aus der Bugwel-
le nach den Sätzen für Mehrarbeit (sei-
nerzeit 30,11 Euro pro Deputatsstunde) 
abgegolten werden müssen. 
Bei dem teilzeitbeschäftigten Kollegen 
war dies sogar noch ein wenig günstiger: 
Bei ihm hat das Gericht durchblicken 
lassen, dass (nach Urteilen des Europä-
ischen Gerichtshofes und des Bundes-
verwaltungsgerichts) eine Bugwelle so 
abzugelten ist, dass anhand der tatsäch-
lich geleisteten Teilzeitquote bezahlt 
wird. Mehrarbeit von Teilzeitbeschäftig-
ten wird also nicht nach den Sätzen für 
Mehrarbeitsvergütung bezahlt, sondern 
es erfolgt eine Erhöhung der Teilzeitquo-
te, die dann mit den vollen Bezügen mul-
tipliziert wird. 
Abschließend ermahnte das Gericht das 
Land, den Freizeitausgleich für Bugwel-
lenstunden gesetzlich zu regeln! Bei-
spielsweise könnte rechtzeitig ein Ange-
bot einer Dienstbefreiung erfolgen oder 
es könnte die Teilzeitquote erhöht wer-
den. Nach dem Verwaltungsgerichts-
hof ist das auch noch nachträglich für 
bereits entstandene Bugwellenstunden 
möglich!  

Jörg Düsselberg
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
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Aus der Arbeit der GEW

FAC H TAG D E R G E W Z U M Q UA L I TÄT S KO N Z E PT 

Transparenz, Fürsorge und  
Wertschätzung fehlen
Die Schul- und Kultusverwaltung wird umgebaut. Auf der GEW-Tagung Mitte Juli 2018 diskutierten 
rund 120 Beschäftigte der Schul- und Kultusverwaltung, der Lehreraus- und -fortbildung und der 
Schulpsychologie über den laufenden Prozess des Umbaus. Die GEW kritisiert intransparentes Vor-
gehen, mangelnde Beteiligung und zu wenig Fortbildung.

„Selten habe ich zu einem großen Thema 
so viele Gespräche geführt, ohne Klarheit 
zu bekommen. Noch nie habe ich eine 
solche Abschottung erlebt. Noch nie habe 
ich Führungskräfte unterhalb der Amts-
spitze so ratlos und uninformiert gese-
hen“, sagte die GEW-Vorsitzende auf der 
Tagung, von der sich viele Teilnehmende 
Klärung erhofften. Moritz betonte: „Es 
kann nicht sein, dass fünfeinhalb Mona-
te vor Inkrafttreten der neuen rechtli-
chen Grundlagen die Betroffenen und die 
Öffentlichkeit ohne belastbare Informati-
onen sind.“
Am 24. April hat das Kabinett das neue 
Qualitätskonzept für das Bildungssystem 
beschlossen. Seit der Pressemitteilung 
vom Juni 2017 ist bekannt: Das Insti-
tut für Bildungsanalysen und das Zent-
rum für Schulqualität und Lehrerbildung 
sollen künftig alles zentral steuern. Die 
Regierungspräsidien und die Staatlichen 
Schulämter sollen sich künftig auf Auf-
sicht und Steuerung der Unterrichtsver-
sorgung konzentrieren. 2.000 Personen 
bekommen einen neuen Arbeitsplatz, 
noch weiß niemand, wo und was sie dort 
machen. „Vielleicht werden Doppelstruk-
turen abgebaut und Abläufe effizienter 
gestaltet. Das hilft aber nicht, wenn die 
Beschäftigten in der Schulverwaltung, in 
der Lehrerbildung und Beratung nicht 
grundlegend auf die veränderten Auf-
gaben vorbereitet werden und Schul- 
und Unterrichtsentwicklung als Prozess 
betrachtet und ausgestattet wird. Und die 
Qualität soll weitgehend kostenneutral 
gesteigert werden – das kann nicht funk-
tionieren“, prognostizierte Moritz.
Dörte Conradi aus dem Kultusminis-
terium konnte auf die meisten Fragen 
zur konkreten Umsetzung der Reform 

keine Antworten geben und warb um 
Verständnis, dass derzeit noch intern 
in mehreren Arbeitsgruppen diskutiert 
werde. Immerhin überraschte sie damit, 
dass sie von einer Umsetzung „zum Jahr 
2019“ sprach. Das lässt vermuten, dass 
der von Kultusministerin Susanne Eisen-
mann mehrfach genannte Starttermin  
1. Januar 2019 nicht mehr zu halten ist. 
Die Orte und die eigenständige Rechts-
form der Ausbildungsseminare sollen 
„weitgehend erhalten bleiben“ und in der 
neuen Struktur sollen „Schulleitungen 
und die Fortbildner umfassend begleitet 
werden“, dafür gebe es aber noch keine 
fertigen Konzepte. Conradi ist sich aber 
sicher, dass Schulverwaltung und Lehrer-
fortbildung nach der Reform besser als in 
der Vergangenheit wirken könnten. 

„Den bisherigen Schritten fehlen Trans-
parenz, Fürsorgepflicht und Wertschät-
zung. (...) Wir fordern, dass die nicht 
besetzten Stellen insbesondere an den 
Staatlichen Schulämtern und den Semi-
naren für Didaktik und Lehrerbildung 
ausgeschrieben und besetzt werden“, 
heißt es in einer Resolution, die bei der 
Tagung verabschiedet wurde.    b&w

Sehr aufmerksames Publikum wartet vergeb-
lich auf neue Informationen.

Dörte Conradi vom Kultusministerium
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SC H U L P S YC H O LO G I SC H E B E R AT U N G S S T E L L E N 

Warum oft nur der Anrufbeantworter rangeht
Die schulpsychologischen Beratungsstellen sind für alle da, wenn es in der Schule nicht rund läuft: 
Für Lehrkräfte, Schulleitungen, Schüler/innen und Eltern. Das Land hat zwar neue Stellen für die 
Schulpsycholog/innen geschaffen, gleichzeitig aber ihre Verwaltungsstellen abgebaut. Nina Groß-
mann, Vorsitzende des Landesverband Schulpsychologie Baden-Württemberg schildert die Folgen.

Was sind Ihre Kernaufgaben als Schul-
psychologin? Wie profitieren Schulen 
von Ihrer Tätigkeit?
Nina Großmann:  Wir unterstützen Schü-
lerinnen und Schüler bei Lernschwierig-
keiten, bei Konzentrationsstörungen oder 
bei Schulängsten und Verhaltensauffäl-
ligkeiten. Auch Lehrkräfte und Schullei-
tungen profitieren von Supervision und 
Coaching oder von Fortbildungen z.B. 
zum Umgang mit psychisch erkrankten 
Schüler/innen. 
Dazu kommen Kriseneinsätze an Schu-
len, die Koordination des besonderen 
Beratungsverfahrens für den Übertritt 
an die weiterführende Schule sowie 
für die Hochbegabtenklassen und die 
Aus- und Fortbildung von Beratungs-
lehrkräften. Auch kommen immer neue 
Themen und Aufgabenfelder dazu. 
Aktuelle Beispiele sind unser Einsatz 
bei Fortbildungen zum Umgang mit 
Geflüchteten, die Unterstützung von 
Schulen bei extremistischen Einflüs-
sen oder die neue Initiative des Kultus-
ministeriums für ein Schutzkonzept an 
Schulen gegen sexuellen Missbrauch.  
Zahlen belegen, wie groß die Probleme 
an Schulen sein können. Nach Erhebun-
gen des Berufsverbands Deutscher Psy-
chologinnen und Psychologen (BDP) 
zeigen von 600 Schüler/innen einer 
normalen Schule 120 psychische Auffäl-
ligkeiten, 30 bis 180 wurden Opfer von 
Mobbing, 90 bis 300 wurden Opfer von 
Cybermobbing, 10 Jungen und 20 Mäd-
chen der 9. Klasse fügten sich Selbstver-
letzungen zu, 18 bis 60 leiden an einer 
Depression, 30 lernen mit LRS, weitere 
30 mit Dyskalkulie.
Auch bei Lehrkräften ist der Beratungs-

bedarf groß. Von 35 Lehrkräften dieser 
Beispielsschule leiden 11 an Erschöp-
fung, Burnout oder psychischen Erkran-
kungen, 6 sind sich sicher, dass sie aus 
gesundheitlichen Gründen die Alters-
grenze nicht erreichen, 4 denken daran, 
ihren Beruf aufzugeben und 23 geben 
eine hohe Arbeitszufriedenheit an.

Sie kämpfen in Ihrem Berufsverband zur-
zeit vor allem um mehr Verwaltungsstel-
len. Steckt viel Verwaltungsarbeit hinter 
Ihren Aufgaben?
Ja, reichlich. Jede Einzelfallanfrage wird 
dokumentiert und muss im Jahresbe-
richt erfasst werden. Bei 600 bis 800 
Fällen im Jahr kommt da viel zusam-

men. Zu den Fallbesprechungsgruppen, 
Supervisionen oder Coachings werden 
die Lehrkräfte offiziell eingeladen. Die 
Veranstaltungen müssen beim LFB-
online beantragt werden, Teilnehmer-
listen müssen angelegt, geführt und wei-
tergemeldet werden.
Viel Verwaltungszeit wird für die Orga-
nisation, Einteilung, Ausbildung und 
Fortbildung der Beratungslehrkräfte im 
jeweiligen Stadt- oder Landkreis benötigt. 
Hier sind Schulen auf die Informationen 
und Versorgung durch die Beratungs-
stellen angewiesen. Aber auch jährlich 
wiederkehrende Verfahren wie die Hoch-
begabtenauswahl oder das Besondere 
Beratungsverfahren und anlassbezogene 

Arbeitsplatz Schule 

 Sparen an der falschen Stelle 

Es war ein richtiger und wichtiger 
Schritt, dass die Landesregierung  die 
Zahl der Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen erhöhte. Trotzdem 
liegt der Betreuungsschlüssel immer 
noch bei 1 : 7.500 Schüler/innen. Das ist 
immer noch viel zu viel, vor allem wenn 
man die ständig zunehmenden Aufga-
ben betrachtet. Es ist völlig unverständ-
lich, dass diese Arbeitskapazität durch 
den Abbau von Verwaltungspersonal 
geschwächt wird. Unsinniges Sparen 
führt dazu, dass Psycholog/innen büro-
kratische Arbeit machen, die sie nicht 
gelernt haben, anstatt die Arbeit zu 
leisten, für die sie studierten und einge-
stellt wurden. Es ist auch aus finanziel-
len Gründen Ressourcenverschwendung, 

wenn besser bezahlte Beschäftigte Ver-
waltungsarbeit erledigen.
Dass es schulpsychologische Beratungs-
stellen ganz ohne Verwaltungskapazität 
gibt, ist unglaublich und unprofessionell. 
Erkennen die Verantwortlichen tatsäch-
lich nicht, dass es wirksamer ist, Schüler/
innen, ihre Eltern und Lehrkräfte bei viel-
fältigen Herausforderungen zu unter-
stützen statt in späteren Jahren massive 
gesundheitliche, soziale und psychische 
Probleme finanzieren zu müssen oder 
gar nach zusätzlichen Stellen bei der 
Polizei zu rufen? Leider ist das typisch für 
die Schulen sowie die Schul- und Kultus-
verwaltung.

Doro Moritz
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Beratungslehrerauswahl und -ausbildung 
fordern die Verwaltung stark.
Und nicht zuletzt: Ein besetztes Telefon 
mit einer kompetenten Verwaltungs-
kraft, die die Hilfesysteme im Land-
kreis kennt und Klienten im Erstkontakt 
freundlich annehmen kann, lässt Ratsu-
chende, die in Not sind, nicht allein. Uns 
bleibt oft nichts anderes übrig, als den 
Anrufbeantworter einzuschalten. 

Nach dem Amoklauf in Winnenden 2009 
hat das Land die Zahl der Schulpsycho-
log/innen kräftig erhöht. Sie stieg von 50 
im Jahr 2004 auf jetzt 200. Gleichzeitig 
wurden Verwaltungskräfte abgebaut. 
2004 gab es für 50 Psycholog/innen noch 
30 Verwaltungsangestellte. Inzwischen 
sind es im ganzen Land noch 18 Stellen 
für 200. Einige Sekretariate der 28 Bera-
tungsstellen sind schon seit Jahren nicht 
oder unterbesetzt. Sie selbst verlieren 
demnächst ihre langjähre, gut qualifi-
zierte Mitarbeiterin. Was bedeutet das 
für Ihre Arbeit?
Für die Beratungsstelle ist das ein her-
ber Verlust. Das führt dazu, dass hoch 
qualifizierte Psychologen und Psycho-
loginnen mit bis zu einem Drittel ihrer 
Arbeitszeit mit Verwaltungs- und Sekre-
tariatsarbeiten befasst sind. Für die 
Schulen und die Ratsuchenden bedeutet 
das längere Wartezeiten und Anfragen, 
die zum Teil nicht bearbeitet werden 
können. Auch Routineaufgaben, die wir 
im Auftrag des Kultusministeriums und 
der Regierungspräsidien übernehmen, 
werden nicht so zeitnah und umfassend 
erledigt werden können. 
Da wir gerne als Schulpsychologinnen 
und Schulpsychologen arbeiten, lei-

det durch diese Zusatzbelastung auch 
die Arbeitszufriedenheit und damit die 
Gesundheit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Hier muss der Arbeitgeber 
seiner Verantwortung gerecht werden 
und handeln.

Sie verdienen sicher mehr als Ihre Ver-
waltungsmitarbeiterin. Wenn Sie jetzt 
gezwungen werden, deren Aufgaben zu 
übernehmen, ist das doch Ressourcen-
verschwendung. Wo hakt es Ihrer Mei-
nung nach?
In der Schulverwaltung, im Kultusmi-
nisterium und in den Regierungsprä-
sidien, Abteilung Schule, ist es üblich, 
dass hochqualifizierte Lehrkräfte Ver-
waltungsarbeit übernehmen. In diesen 
Bereichen hat der Mangel an Verwal-
tungskräften Tradition. Daher stößt 
unser Anliegen nicht auf offene Ohren. 
Bei uns fällt strukturell sehr viel Ver-
waltungsarbeit an und es ist tatsächlich 
eine Ressourcenverschwendung, wenn 
Schulpsychologinnen und Schulpsycho-
logen ihre Arbeitszeit in Verwaltung ste-
cken statt in die Beratung mit Menschen. 

Dies hat auch der Landesrechnungshof 
bei mehreren Beratungsstellen moniert.

Ende Juni sagte Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann in der Stuttgarter Zeitung: 
„Die Schulpsychologen brauchen zwin-
gend Verwaltungskräfte, die ihnen den 
Rücken freihalten, damit sie ihren wich-
tigen Aufgaben in der Diagnostik und 
Beratung von Schülern, Eltern, Familien 
und Lehrkräften nachgehen können.“ 
Die Ministerin kennt also ihr Problem. 
Warum sind Sie dennoch besorgt?
Wir kämpfen jetzt seit fast 10 Jahren 
für eine ausreichende Versorgung mit 
Verwaltungskräften. Statt einer Verbes-
serung erleben wir mit jedem Jahr eine 
weitere Verschlechterung. 
Unseren Berechnungen zufolge benö-
tigen wir für die 28 Beratungsstellen 
insgesamt 40 Verwaltungskräfte. Diese 
Stellen müssen im Haushaltsplan aus-
gewiesen werden. Hier muss Geld in die 
Hand genommen werden.
Wir gehen davon aus, dass das geplante 
Qualitätskonzept nicht ohne zusätzliche 
Mittel auskommen wird. Ob das von den 
Verantwortlichen und Gremien auch so 
gesehen wird, sind wir nicht sicher. Wir 
werden uns jedenfalls weiter dafür stark 
machen.  

Interview führte Maria Jeggle

„Bei uns fällt sehr viel Ver-
waltungsarbeit an und 
es ist eine Ressourcen-
verschwendung, wenn 
Schulpsycholog/innen 
ihre Arbeitszeit in Ver-
waltung stecken statt in 
die Beratung mit Men-
schen.“

Nina Großmann,  Vorsitzende des  

 Landesverband Schulpsychologie BW
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Weitere Informationen, 
ein offener Brief und ein 
Erklärfilm stehen auf:
www.schulpsychologie-
bw.de 



38 bildung & wissenschaft 09 / 2018

Arbeitsplatz Schule 

B E F R AG U N G Ü B E R A R B E I T S B E D I N G U N G E N I M A KA D E M I SC H E N M I T T E L B AU 

Zwischen vertraglichen Zwängen und  
beruflicher Autonomie
„Ich würde niemandem raten, in die Forschung zu gehen”, lautet die Schlussfolgerung eines Dok-
toranden beim Blick auf seine Arbeitsbedingungen. Ausgedrückt hat er diesen Unmut in einer Be-
fragung der Mittelbauinitiativen Mannheim und Heidelberg, welche Ende 2017 an verschiedenen 
Hochschulen in den beiden Städten durchgeführt wurde. 

Die Befragung richtete sich an den aka-
demischen Mittelbau, also an Personen, 
die beruflich direkt mit Forschung und 
Lehre betraut sind, jedoch nicht zur 
Statusgruppe der Professorinnen und 
Professoren gehören. Insgesamt stieß 
die Befragung auf großen Anklang: 425 
Mitglieder des akademischen Mittelbaus 
folgten dem Aufruf, über ihre berufli-
chen Erfahrungen im Wissenschaftssys-
tem zu berichten. Redebedarf scheint es 
also zu geben. 
Eine erste (wenn auch wenig überra-
schende) Erkenntnis ist, dass die befris-
tete Beschäftigung noch immer die 
Regel im wissenschaftlichen Dienst dar-
stellt. So geben 87 Prozent der Befragten 
an, sich in einem befristeten Arbeits-
verhältnis zu befinden. Was in der Pro-
motionszeit noch den Charakter einer 
beruflichen Orientierung haben kann, 
lässt sich spätestens nach Erlangen des 
Doktorgrads deutlich schwieriger recht-
fertigen. Dennoch geben 86 Prozent der 
befragten promovierten Mitarbeiter/
innen an, befristet angestellt zu sein. Die 
Länge der Verträge liegt dabei auch nach 
abgeschlossener Promotion im Mittel 
bei gerade einmal rund 2 Jahren und 4 
Monaten. Im Hinblick auf das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz ist dies kritisch 
zu betrachten, da dieses Gesetz vorsieht, 
dass die Befristungsdauer der Verträge 
von Wissenschaftler/innen der Dauer 
der jeweiligen Qualifikationsphase (hier 
Habilitation) zu entsprechen hat (§2 Abs. 
1 WissZeitVG). Auch der Stellenumfang 
der liegt jenseits des Zumutbaren. Es 
ist gängige Praxis, dass Promovierende 
auf 50-Prozent-Stellen befristet ange-
stellt sind,  üblicherweise dennoch voll 
arbeiten (in der Befragung im Schnitt 

37,8 Std./Woche). Auch rund ein Viertel 
der bereits Promovierten haben eben-
falls keine Vollzeitstelle. Überstunden 
sind auch auf dieser Karrierestufe mit 
im Schnitt 7,7 Stunden pro Woche eher 
die Regel und summieren sich bei etwa 
30 Prozent der befragten Doktor/innen 
sogar auf mehr als 10 Überstunden. 
Abgegolten werden diese nicht, wie eine 
der Befragten schildert: „Bei meinem 
Einstellungsgespräch fragte ich nach 
Überstundenregelungen. Als Reaktion 
erhielt ich Verdutztheit, Lachen und die 
Mitteilung, dass hier niemand Überstun-
den aufschreibe.“ Die Anzahl der Über-
stunden schmälert statistisch signifikant 
die Arbeitszufriedenheit der Teilneh-
menden und erhöht deren Stressempfin-
den. 
So kann man fragen: Wieso lassen sich 
hochqualifizierte wissenschaftliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter über-
haupt auf solche Arbeitsverhältnisse 
ein? Hier mögen idealistische Gedanken 
eine wichtige Rolle spielen, wie etwa der 
Wunsch, dazu beizutragen, das Wissen 
der Menschheit zu mehren. Darüber 
hinaus geben viele an, sehr zufrieden 
mit den Inhalten (Forschung und Lehre) 
ihrer Arbeit zu sein. Vor allem die Auto-
nomie bei der inhaltlichen und zeitli-
chen Gestaltung des Arbeitsalltages wird 
besonders positiv hervorgehoben. 

Gesetz wirkt nicht
Bei der Frage nach der persönlichen 
Weiterqualifikation und Karrierepla-
nung äußerten die Befragten jedoch 
großen Unmut. Dazu muss man wis-
sen, dass wissenschaftliche Mitarbeiter/
innen im Regelfall maximal 12 Jahre 
ab Beginn der Promotion in befristeten 
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GEW bekämpft seit langem befristete Stellen in 
Hochschulen.
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Stellen eingestellt sein dürfen. Danach 
ist eine Befristung nur noch im Rah-
men von Drittmittelprojekten möglich. 
Dies regelt das WissZeitVG. Eigentlich 
wurde das Gesetz geschaffen, um die 
Praxis der Kettenbefristung zu brechen 
und Wissenschaftler/innen besser abzu-
sichern. Das Gesetz scheint aber genau 
das Gegenteil zu erreichen. Zahlreiche 
akademische Mitarbeiter/innen bemän-
geln in der Umfrage, dass der einzige 
Weg, eine entfristete Stelle zu erhalten, 
eine Berufung auf eine der sehr stark 
limitierten Professuren ist. Zwei Teil-
nehmer/innen monieren: „Momentan 
stehen die Möglichkeiten für wissen-
schaftliches Personal, unbefristet ange-
stellt zu werden, bei null. Entfristungs- 
und Aufstiegsmöglichkeiten sind aber 
zentral für die berufliche Perspektive“. 
Die geringe Stellensicherheit und die 
schwierigen Karriereaussichten werden 
in der Befragung als bedeutsamster Stör- 
und Stressfaktor im wissenschaftlichen 
Berufsfeld identifiziert. 

Warten, bis sich Problem allein löst
Kritisiert wird auch, dass die unmit-
telbaren Vorgesetzten (in aller Regel 
Professorinnen und Professoren) sich 
dieses Themas häufig nicht annehmen 
und nicht hinreichend geschult sind, 
wissenschaftliches Personal zu qua-
lifizieren. Für einige Professor/innen 

scheint es attraktiver zu sein abzuwar-
ten, bis sich das Problem von selbst 
löst, beispielsweise wenn ihre Ange-
stellten selbst kündigen oder Verträge 
auslaufen. So werden zumindest in den 
Hochschulen und wissenschaftlichen 
Instituten in der Rhein-Neckar-Region 
in der Regel kaum noch Maßnahmen 
zur effektiven Entwicklung des wissen-
schaftlichen Personals ergriffen.
Ein promovierter Teilnehmer merkt 
an: „PostDocs werden überhaupt nicht 
strukturiert gefördert. Es gibt keine 
Informationen und Ansprechpartner 
für berufliche Perspektiven und Wei-
terbildung.“ Ein weiterer Teilnehmer 
schreibt, dass man ohne Gelder und 
feste Stellen für den Mittelbau „keine 
Drittmittel einwerben und Projekte 
abarbeiten kann.“ Erfolg könne es nur 
geben, „indem man langfristig auf den 
Aufbau von Expertise setzt. Das bedeu-
tet, eine langfristige Personalpolitik zu 
verfolgen, was jedoch durch das Wiss-
ZeitVG torpediert wird.“
Die vorherrschende Kettenbefristungs-
praxis, Unsicherheit über den zukünfti-
gen Arbeitsort (Berufungen können eine 
Verlegung des Lebensmittelpunktes über 
hunderte Kilometer nach sich ziehen) 
und der weiter grassierende Wettbewerb 
in der Wissenschaft richten weitere Flur-
schäden im Leben der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter/innen an: 38,5 Prozent 

der Befragten mit Kinderwunsch geben 
an, diesen schon einmal aus beruflichen 
Gründen zurückgestellt zu haben. 

Fazit: Unsichere und sogar gesetzes-
widrige Arbeitsbedingungen
Wissenschaftler/innen an den Mann-
heimer und Heidelberger Hochschulen 
gehen ihrer Arbeit zwar mit großer Lei-
denschaft nach, tun dies aber mehrheit-
lich unter unsicheren oder sogar geset-
zeswidrigen Arbeitsbedingungen. Viele 
wissen nicht, wie sie sich in der Wissen-
schaft eine echte Perspektive aufbauen 
können. Entwicklungsmöglichkeiten in- 
und außerhalb der Wissenschaft werden 
den Befragten zufolge weder von ihren 
Vorgesetzten noch von den Institutio-
nen hinreichend aufgezeigt. Somit wird 
billigend in Kauf genommen, dass hoch-
qualifizierte Forschende nach 12 Jahren 
ohne Orientierung auf den Arbeitsmarkt 
gespült werden, und gleichzeitig deren 
Wissen, Können und Erfahrung den 
wissenschaftlichen Einrichtungen verlo-
ren gehen. Was individuell bereits eine 
Tragödie darstellt, lässt sich auf System- 
ebene als wissenschaftspolitisches Desas-
ter bewerten. Eine Befragungsteilneh-
merin schreibt dazu: „Das universitäre 
System tut schlicht nichts, um qualifizier-
te Mitarbeiter zu halten.“ 
Eine Wissenschaftlerin rät: „Den Mit-
telbau zu stärken bedeutet, langfristige 
Ziele zu entwickeln und nicht den poli-
tischen und ökonomischen Bedürfnissen 
im Vier-Jahrestakt nachzujagen!“ Hierfür 
sind eine langfristige Personalpolitik mit 
einer höheren und gesicherten Grund-
finanzierung und entfristete (Vollzeit-)
Stellen nötig. Unter diesen Voraussetzun-
gen kann Wissenschaft nachhaltig gelin-
gen und man könnte jungen Menschen 
wieder dazu raten, Forschung und Lehre 
als Beruf auszuüben.  

Stefan Janke, Universität Mannheim, 
Henrike Helmer, Institut für Deutsche Sprache, 

Mannheim, 
Dirk Theile, Universitätsklinikum Heidelberg

 Mittelbauinitiativen Mannheim und Heidelberg 

Die Mittelbauinitiativen sind ein Zusam-
menschluss von wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, die an 
den Universitäten Mannheim und Hei-
delberg und assoziierten Forschungsin-
stituten beschäftigt sind. Ziel der Initia-
tiven ist es, die Arbeitsbedingungen des 
akademischen Mittelbaus in Mannheim 
und Heidelberg sowie aktuelle Entwick-
lungen in der deutschen Hochschulland-
schaft und –politik zu diskutieren und 

die Arbeitsbedingungen und Mitbestim-
mung für Wissenschaftler/innen lang-
fristig zu verbessern. 
Die Mittelbauinitiativen sind Teil des 
„Netzwerk für Gute Arbeit in der Wissen-
schaft“ (NGAWiss), das sich als Vernet-
zungsplattform Anfang 2017 in Leipzig 
gegründet hat und an dem Initiativen aus 
mehr als 40 Einrichtungen beteiligt sind. 
Die GEW unterstützt die NGAWiss bei 
Veranstaltungen vor Ort. 
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Arm durch Pflege?
Das Bündnis gegen Armut im Alter veranstaltete Mitte Juli einen Fachtag, in dem die akuten Mängel 
im Pflegesystem im Mittelpunkt standen. „Pflege betrifft jeden: Betroffene, Angehörige aber auch 
die Beschäftigten im Pflegebereich“, sagte Susanne Wenz, stellvertretende Landesbezirksleiterin von 
Verdi Baden-Württemberg. 

Saskia Ulmer, 2. Vorsitzende des Lan-
desfrauenrats, dachte an die Risiko-
gruppe der Frauen. „Wenn wir über 
Maßnahmen sprechen, müssen wir die 
Schwächsten im Blick haben“, hob sie 
hervor. Denn schließlich seien zwei 
Drittel der fast 300.000 pflegebedürfti-
gen Menschen in Baden-Württemberg 
Frauen und in den Pflegeberufen sind 68 
Prozent der Angestellten weiblich.
Am Vormittag stellte Peter Schmeiduch 
vom Sozialministerium die Ergebnisse 
und Umsetzungen der 600 Handlungs-
empfehlungen der Enquetekommis-
sion Pflege vor. Das Land wolle auch 
die Vereinbarkeit von häuslicher Pfle-
ge und Erwerbstätigkeit fördern, um 
das selbstbestimmte Leben für Men-
schen mit Betreuungsbedarf zu Hause 
zu ermöglichen. Dafür sei eigens das 
Projekt Quartier 2020 ins Leben geru-
fen worden. Hier würden zukunftsori-
entierte und generationsübergreifen-
de Wohnstrukturen vor Ort gefördert. 
Auch werde das Unterstützungsange-
bot für Menschen mit Demenz, die zu 
Hause betreut werden, ausgebaut. Für 
all diese Maßnahmen wurde der Etat 
für 2018 und 2019 auf jeweils 6 Millio-
nen Euro verdoppelt.
Alexandra Özgül ist seit 29 Jahren in 
der Altenpflege tätig. Sie kennt aus 
ihrer langjährigen Berufserfahrung die 
Misere in der Altenpflege. Der Arbeits-
druck nehme von Jahr zu Jahr zu. Weni-
ger ausgebildete Vollzeitkräfte, weniger 
Personal, eine schlechte Bezahlung und 
das alles bei einem höheren Pflegeauf-
wand und einer Dokumentations-
pflicht, die „irre Ausmaße“ angenom-
men habe. 

Voll- statt Teilkostenversicherung
Besonders Irene Gölz, Landesfach-
bereichsleiterin Gesundheit, Soziale 
Dienste, Wohlfahrt und Kirchen bei 
Verdi Baden-Württemberg, wies auf 
einen notwendigen Richtungswech-
sel bei der Pflegeversicherung hin: Weg 
von der Unbezahlbarkeit und der Teil-
kostenversicherung hin zu einer Pfle-
gevollversicherung, ähnlich wie bei der 
Krankenkasse. Sie verlangten eine Voll-
versicherung für Pflegebedürftige, bei 
der die Kosten durch die Solidargemein-
schaft getragen werden. Nicht der Geld-
beutel soll über den Umfang und die 
Qualität der Pflege entscheiden – von 
den Leistungen sollen alle im gleichen 
Maß profitieren. „Wir brauchen einen 
Paradigmenwechsel in der Pflegeversi-
cherung, damit die Pflegekosten für alle 
Pflegenden finanzierbar sind.“ 
Der VdK-Landesverbandsvorsitzende 
Roland Sing griff die Forderungen nach 
einem Paradigmenwechsel in der Pflege-
versicherung auf: „Wir sind in der poli-
tischen Debatte derzeit in einem Raum 
eines falschen Systems.“ Er sprach sich 
für die „Eingliederung der Pflegever-
sicherung in die Krankenversicherung 
ein. Damit wären alle Schnittstellen-
probleme beseitigt.“ Denn „es gibt kei-
nen Pflegebedürftigen, der nicht auch 
behandlungsbedürftig ist.“
„Mehr Sozialverantwortung“, wünschte 
sich Sing in der politischen Debatte. Er 
mahnt zu einer wachsamen, demokrati-
schen und solidarischen Grundhaltung. 
Sehr deutlich sprach er sich dagegen aus, 
dass „die Kranken- und Pflegekassen 
nicht schon wieder geplündert werden, 
damit eine schwarze Null im Haushalt 

steht“. Die Leidtragenden einer solch 
verfehlten Finanzpolitik seien die Pfle-
geversicherten und insbesondere die 
Pflegebedürftigen und Pflegekräfte. Sein 
Abschlussplädoyer lautete: „Pflege darf 
nicht arm machen.“
In dieser Auseinandersetzung bietet sich 
auch für das Engagement der GEW und 
ihrer Mitglieder ein weites Feld. Die 
GEW Baden Württemberg ist beteiligt 
am Bündnis gegen Altersarmut.  

Margot Littwin und Gunter Krieger 
Vorsitzende der Personengruppe  

Mitglieder im Ruhestand

Zum Nachlesen:
www.gesundheitspolitik.
verdi.de
www.buendnis-fuer-gute-
pflege.de

Peter Schmeiduch vom Sozialministerium
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Wahlaufruf  
Schwerbehinderte Lehrkräfte wählen ihre Vertretungen  
Vielen Kolleginnen und Kollegen merkt 
man es nicht an. Tatsächlich aber sind  
knapp 4.000 Lehrerinnen und Lehrer in 
Baden-Württemberg in ihrer körperli-
chen, geistigen oder seelischen Gesund-
heit so stark beeinträchtigt, dass sie nach 
dem Sozialgesetzbuch und ärztlichen 
Richtlinien als schwerbehindert gel-
ten. Nur wenige von ihnen sind bereits 
schwerbehindert, wenn sie ihren Schul-
dienst beginnen. Ab dem 50. Lebensjahr 
aber steigen die Zahlen, verursacht vor 
allem von Krankheiten wie Krebs, Herz-
infarkt, Morbus Krohn, Tinnitus oder 
Depression.
Für die betroffenen Lehrerinnen und Leh-
rer – also allen, denen das Versorgungs-
amt einen Grad der Behinderung zwi-
schen 50 und 100 bescheinigt, und denen 
ihnen gleichgestellten Lehrkräften – sind 
die Schwerbehindertenvertretungen da. 
Das gilt auch für Lehrkräfte, die langfris-
tig erkrankt und von einer Behinderung 
bedroht sind.
Die Schwerbehindertenvertretungen 
übernehmen gemeinsam mit den Per-
sonalräten umfangreiche Beratungsauf-
gaben, z.B. bei der Wiedereingliederung 
nach einer längeren Erkrankung. Eine 
wichtige Aufgabe für die Schwerbehin-
dertenvertretungen ist die dauerhafte 
berufliche Integration der Lehrkräfte. 
Wenn gegensätzliche Bedürfnisse von 
Kollegien, Schulleitungen und schwer-
behinderten Lehrkräften auftreten, wer-
den die Schwerbehindertenvertretungen 
gebraucht. Beispielsweise bei Konflik-
ten mit dem Lehrauftrag und der Stun-
denplangestaltung müssen Lösungen 
gefunden werden, ohne die Interessen 
der behinderten Menschen zu überge-
hen. Dem dienen vor allem die vom Sozi-
algesetzbuch vorgesehenen Inklusions-
vereinbarungen. Die Vereinbarungen 
wurden von vielen Schulämtern, Schulen 
mit eigenem Personalrat und manchen 
Regierungspräsidien abgeschlossen. 
Grundlage war die Musterinklusionsver-
einbarung, die letztes Jahr im KM mit 
den Hauptschwerbehindertenvertretun-
gen erarbeitet wurde. Diese löst die alte 
Integrationsvereinbarung ab.

Obwohl die Schwerbehindertenvertre-
tungen eine eigenständige Vertretung 
bilden, ist eine gute Zusammenarbeit mit 
den Personalräten und den Beauftragten 
für Chancengleichheit eine Bedingung 
für eine erfolgreiche Arbeit. Wer zudem 
noch auf die Unterstützung der Gewerk-
schaft und die Beratung durch deren 
Rechtsschutz zurückgreifen kann, hat 
alle Voraussetzungen für eine erfolgrei-
che Beratungsarbeit.
Unterstützen Sie die Wahl der Schwer-
behindertenvertretung, indem Sie bereit 
sind zu kandidieren, und als Wahlberech-
tigter Ihre Stimme abgeben!

Wahlverfahren:
Zwischen dem 1. Oktober und 30. 
November 2018 wählen ca. 4.000 
schwerbehinderte Lehrkräfte aller Schul-
arten ihre Örtlichen Schwerbehinder-
tenvertrauenspersonen und mindestens 
eine stellvertretende Vertrauensperson.

Wo wird gewählt?
In Grund-, Haupt-, Werkreal- Real- und 
Gemeinschaftsschulen sowie den Son-
derpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren bei den unteren Schulauf-
sichtsbehörden, also bei den Staatlichen 
Schulämtern.
In Gymnasien und Beruflichen Schulen 
werden an den einzelnen Schulen ab fünf 
Schwerbehinderten eigene Vertretun-
gen gewählt. An Schulen, an denen diese 
Zahl nicht erreicht wird, werden überört-
liche Vertretungen gebildet.

Wer darf wählen?
Wahlberechtigt sind alle schwerbehin-
derten und gleichgestellten Lehrkräf-
te, die im Wählerverzeichnis aufgeführt 
sind, auch kurzfristig beurlaubte Lehr-
kräfte z.B. im Sabbatjahr. Nicht wahl-
berechtigt sind Lehrkräfte in der Frei-
stellungsphase der Altersteilzeit und 
beurlaubte Lehrkräfte, wenn die Beurlau-
bung direkt in den Ruhestand übergeht.

Wer kann gewählt werden?
Wählbar sind all diejenigen Beschäftig-
ten, die auch in den Personalrat gewählt 

werden könnten. Die Vertrauensperson 
der Schwerbehinderten und ihre Stell-
vertreter/innen müssen also nicht selbst 
schwerbehindert sein. Die Vertrauens-
personen sind sich aber einig, dass ein 
Mensch, der selbst behindert ist, die 
Anliegen und Nöte schwerbehinderter 
Menschen meist besser verstehen und in 
der Regel auch besser vertreten kann, als 
ein nicht behinderter Mensch. 

Wie wird gewählt? 
Die Wahlordnung kennt zwei unter-
schiedliche Wahlverfahren: Bei mehr als 
50 Wahlberechtigten wird das förmliche 
Wahlverfahren durchgeführt, das dem 
Verfahren der Personalratswahl ähnelt. 
Nach der Bestellung eines Wahlvorstan-
des sorgt dieser für den rechtlich ein-
wandfreien Ablauf der Wahl. Es wird in 
einer Wahlveranstaltung und/oder per 
Briefwahl gewählt und alle Wahlberech-
tigten bekommen die Wahlunterlagen 
zugesandt. Dieses Verfahren wird in den 
großen Bereichen der Staatlichen Schul-
ämter praktiziert. Die Wahlvorstände 
wurden an vielen Schulämtern noch vor 
den Sommerferien berufen, die Kontakt-
daten sind auf der Homepage des Schul-
amtes eingestellt oder über die jeweilige 
örtliche Schwerbehindertenvertretung 
zu erfahren.
Das vereinfachte Wahlverfahren wird bei 
weniger als 50 Wahlberechtigten ange-
wandt. Nach diesem Verfahren wird 
vor allem in Gymnasien, Schulen der 
besonderer Art, der Beruflichen Schu-
len und in einigen kleineren Bereichen 
der GHWRGS-Schulen die Wahl durch-
geführt. Es findet eine Wahlversamm-
lung statt, bei der eine Vertrauensperson 
sowie mindestens eine stellvertretende 
Vertrauensperson schriftlich gewählt 
wird.

Christina Schmaltz, HVP GHWRGS
Ursula Meissner-Müller, HVP Gym

Dr. Manfred Schneider, HVP Berufl. Schulen 
Heike Ulbrich, HVP Außerschulischer Bereich

Bernd Pohlmann, Stellv. HVP GHWRGS
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Kurz berichtet

G E W F Ü R G U T E B I L D U N G U N T E R W E G S

Zeigt uns eure Schule – und eure Arbeit!

Schon das ganze Jahr über besucht die 
GEW Schulen in ganz Baden-Württem-
berg. Die GEW will die alltäglichen Her-
ausforderungen, die veränderten und 
ganz unterschiedlichen Arbeitsbedin-
gungen, die Vielfalt der Schulen, ihre 
Konzepte und Profile sowie ihre lokalen 
Besonderheiten kennenlernen.
Bei den Rundgängen durch die Schulen 
und bei Gesprächsrunden mit Kolleg/
innen und den Schulleitungen nahm die 
GEW Wünsche und Forderungen auf und 
nutzt die Besuche auch für Öffentlich-
keitsarbeit. Vielfach hat die lokale Presse 
über engagierte Kolleg/innen und gute 
pädagogische Arbeit berichtet. Wenig 
erfreuliche Nachrichten über marode 
Gebäude, schlechte Unterrichtsversor-
gung oder mangelnde Ausstattung an 
Schulen ergeben die Schulbesuche aber 
genauso.
Sandrina Vogt, die Bezirksvorsitzende 
Südbaden, war die letzten Monate mit 
GEW-Kolleg/innen in 14 Schulen in 
Südbaden unterwegs. Überall traf sie auf 
beeindruckende pädagogische Arbeit. 
Die Fritz-Boehle-Grund- und Werk-
realschule in Emmendingen beispiels-
weise wurde mit dem den Titel „Kultur-
schule“ und dem Berufssiegel „BORIS“ 
ausgezeichnet. Die Paul-Hindemith-
Schule in Freiburg, eine Grundschule, 
gehörte zu den Modellschulen „Schu-
le ohne Noten“. Die Lehrkräfte bedau-
ern sehr, dass die Kultusministerin den 
Schulversuch abgebrochen hat und die 
Schule zum alten System der Notenge-
bung zurückkehren muss. 
Auf großes Engagement des Kollegi-

ums traf die GEW-
Delegation auch 
in der Neunlinden 
G e m e i n s c h a ft s -
schule in Ihringen. 
Neben der aufwen-
digen Arbeit einer 
Gemeinschaftsschu-
le unter anderem 
mit Einzelcoachings 
bietet die Schule 
das Wahlprofil Spa-
nisch und regel-
mäßige Austausche 
mit Frankreich und 
Polen an. Sie orga-

nisiert Sprachreisen nach England, küm-
mert sich um Bildungspartnerschaften 
und pflegt eine großzügige Bibliothek.

Was Schulen dringend brauchen
Die Bedürfnisse der Kolleg/innen sind 
an vielen Schulen ähnlich. Sie brauchen 
für das individualisierte Lernen in hete-
rogenen Klassen mehr Ressourcen. Je 
nach Schulart wünschen sie sich, dass die 
Schulen mehr Stunden für Klassenlehrer/
innen-Tätigkeit, Stütz- und Förderunter-
richt, Kooperation Kindergarten/Schu-
le und auch für alle anderen zusätzlich 
zum Unterricht anstehenden Aufgaben 
bekommen. Hilfreich fänden sie multi-
professionelle Teams mit Sonderpädagog/
innen, Logopäd/innen, pädagogischen 

Assistent/innen, Physio- und Ergothera-
peut/innen und ein Budget für erstklas-
sige Fortbildungen. Unterstützung ist 
zusätzlich nötig für nicht-pädagogische 
Aufgaben wie Datenschutz, Gefahrstoff-
management und PC-Betreuung. Am 
Beispiel der Albert-Schweitzer-Schule in 
Villingen-Schwenningen, einer berufli-
chen Schule, wurde deutlich, dass für die 
digitale Ausstattung Zeit und Geld fehlt 
und dass gegen Sprachprobleme der älte-
ren Schüler/innen mehr getan werden 
muss. 
Jede Schule kämpft auch mit ganz spezi-
fischen Problemen. In der Zwergschule  
Kiechlinsbergen ist z. B. das Lehrerzim-
mer gleichzeitig Rektorat und Sekreta-
riat, wobei die Sekretärin nur einzelne 
Stunden vor Ort ist. Die Klinikschule 
Bad Dürrheim gilt als SBBZ, braucht 
aber kaum Sonderpädagog/innen, son-
dern Lehrkräfte aller Schularten. Die 
wiederum können nur abgeordnet wer-
den und wissen nicht, ob es im Folgejahr 
für sie an der Schule weitergeht.  

b&w

Die GEW-Aktion „Zeigt uns eure Schule – und eure Arbeit!“  
läuft weiter. 

Die GEW besuchte auch das SBBZ in Zell. Stehende Personen von links: Horst Koller (Schulleiter), 
Horst Kosmalla (Vorsitzender GEW Kreis Ortenau), Sandrina Vogt (Vorsitzende GEW Südbaden),  
Susanne Feld (Vorsitzende Ortsverband Mittleres Kinzigtal)
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Weitere Anmeldungen: 
www.gew-bw.de/zeigt-uns-
eure-schule/
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Kurz berichtet 

W E B I N A R E D E S L A N D E S M E D I E N Z E N T RU M S

Digitale Medien im Unterricht

Digitale Medien sind bzw. sollen elemen-
tarer Bestandteil des Unterrichts sein. 
Das Landesmedienzentrum (LMZ) bie-
tet zur Unterstützung eine Reihe an halb-
stündigen Webinaren an:
> Webinar 1 – Wie geht Medienbildung?  
09.10.2018, 13.15 – 13.45 Uhr 
> Webinar 2 – Wer unterstützt mich beim 
Einsatz neuer Medien in der Schule?
16.10.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
> Webinar 3 – Wie kann ich zuverläs-
sig mit digitalen Geräten im Unterricht 
arbeiten?
23.10.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
> Webinar 4 – Wo finde ich hochwertige 
digitale Unterrichtsmaterialien?
06.11.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
> Webinar 5 – Wie kann ich Medienbil-
dung an meiner Schule fest verankern?
13.11.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
> Webinar 6 – Wie kläre ich über Gefah-
ren und Chancen digitaler Medien auf?

20.11.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
> Webinar 7 – Welche Möglichkeiten 
bieten Filme in meinem Unterricht?
27.11.2018, 13.15 – 13.45 Uhr
Voranmeldung braucht es nicht. Benö-
tigt wird lediglich ein internetfähiges 
Endgerät (PC, Laptop, Tablet, Smartpho-
ne) mit einem Browser (Firefox, Chro-
me, Edge, Safari,…). Über den jeweili-
gen Zugangslink gelangt man direkt zur 
Live-Veranstaltung. Nach einer zwan-
zigminütigen Präsentationsphase kann 
man zehn Minuten im Chat Fragen stel-
len und Anmerkungen machen.  

E R S T M A L I G E S U P E R V I S I O N F Ü R DA F/DA Z - L E H R K R Ä F T E

Statt Einzelkämpfertum Unterstützung und 
Rückenstärkung
„Ein Ventil haben, auch mal Dampf 
ablassen und Emotionen zeigen kön-
nen“, „erleben, dass andere die gleichen 
Probleme haben und man gemeinsam 
Lösungen finden kann“ oder „neue 
Sichtweisen und Haltungen zu schwieri-
gen Fällen gewinnen“, lauten einige Aus-
sagen von Teilnehmerinnen zur Super-
vision, die die GEW erstmalig DaF/
DaZ-Lehrkräften von Sprach- & Integ-
rationskursen ermöglichte.
Hella Musall, selbst langjährige Lehrerin 
und erfahrene Supervisorin in Schulen, 
leitete sechs Gruppensitzungen. Von 
Februar bis Juni 2018 trafen sich Hono-
rarlehrkräfte einmal monatlich aus ver-
schiedenen Institutionen. Die Themen, 
die zutage traten, sind für Honorarlehr-
kräfte, die sich als Selbstständige meist 
als Einzelkämpfer/innen durchschlagen 
müssen, symptomatisch: 
• soziale Unsicherheit,
• schwierige Umsetzbarkeit der Vorga-
ben des BAMF, welche oft an die Dozent/
innen weitergeleitet werden,

• Beschwerden von Teilnehmenden in  
den verpflichtenden Kursen aufgrund von 
Unkenntnis hiesiger Gepflogenheiten,
• Repressionen und Intransparenz durch 
überforderte Fachbereichsleitungen,
• Konflikte mit Kolleg/innen, da die 
Kurse im Tandem durchgeführt werden,
• Kursausfälle und damit verbunden 
Existenzängste und -bedrohung.
Durch die Fallbesprechungen in der 
Supervision erfuhren die DaF/DaZ-
Lehrkräfte nicht nur einen guten Aus-
tausch und Rückenstärkung, sondern 
auch Begleitung und Unterstützung bei 
schwierigen Situationen. Es bildeten sich 
neue Teams und Solidaritäten.  

Andrea Scholtz, Christiane von Schilling
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Das Supervisionsangebot 
soll 2019 fortgeführt wer-
den. Wer über den Anmelde-
start benachrichtigt werden 
möchte, bitte eine E-Mail an 
dafdaz-stuttgart@gmx.
de schreiben.

Infos unter: 
www.lmz-bw.de/webinare

Jeder und jede kann mich anrufen 
oder mir mailen oder in die Beratung 
kommen. Ich bin auch auf vielen GEW-
Veranstaltungen, Seminaren und der 
Hotline ansprechbar. Wo ein Wille, da 
ist ein Weg.

B I S Z U D E N P E R SO N A L R AT S WA H L E N  
2019 F R AGT D I E b&w P E R SO N A L R ÄT/-
I N N E N D E R G E W Z U I H R E R A R B E I T. 

Uta Adam

Du hast den Bezirksvorsitz 
von Südbaden an Sandrina Vogt 
weitergegeben, kandidierst aber 
weiterhin für den HPR und den 
BPR. Wie kommt’s?

Ja, es ist gut, dass ich mich wieder 
ganz um die Personalratsarbeit 
kümmern kann. Es gibt viel zu 
tun: Schwierige Lehrereinstellung, 
Probleme bei Versetzungen und 
stewi-Anträgen, Elternzeit…

Wenn man jahrelang mehrere Funkti-
onen mit viel Elan ausfüllt, muss man 
die Chance ergreifen, wenn Jüngere 
bereit sind, die Verantwortung und 
einen Vorsitz zu übernehmen. Das 

habe ich gerne getan.

Dann hast du jetzt mehr Zeit für 
deine Personalratsarbeit. Welches 
Thema liegt dir sehr am Herzen?

Die Themen wiederholen sich.  
Ist das nicht zermürbend?

Was gibt es Schöneres, als hier  
behilflich sein zu können. 

Wird eure Arbeit zu wenig  
gesehen?

Vielleicht von denen, die nicht wis-
sen, wie Personalrat und GEW helfen 
können, doch das sind hoffentlich 
die wenigsten.

Wie kann man dich erreichen, 
damit du aktiv werden kannst?
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Ravensburg 
Kurz vor den Sommerferien hatte der 
GEW-Ortsverband Ravensburg zur 
Mitgliederversammlung mit anschlie-
ßendem Sommerfest im Schützenhaus 
Mariatal eingeladen. Die Vorsitzenden 
Birgit Faigle und Roswitha Malewski 
informierten über den aktuellen Stand 
der Planung der Personalratswahlen, 
die 2019 stattfinden werden. Viel Beifall 
gab es bei der Ehrung der langjährigen 
Gewerkschaftsmitglieder, die bereits seit  
40 oder sogar 45 Jahren der Gewerk-
schaft treu sind. Nach dem Auftritt 
der GEW-Samba-Gruppe spielten die 
Teachboys. 

Tanja Neidhart

Waldshut

Cornelie Scheuble, Fachlehrkraft an der 
Wutach-Schule in Waldshut-Tiengen, 
vertrat über viele Jahre den Bezirk Süd-

baden in der Landespersonengruppe. 
Nun ging sie zum Schuljahresende in 
den Ruhestand. Über tausende von Kilo-

metern legte sie bei ihren Fahrten zu den 
Sitzungen nach Stuttgart zurück, um   
sich aktiv, kritisch und bedacht für die 
Forderungen der Fachlehrkräfte/Tech-
nischen Lehrkräfte (FL/TL) auf Landes-
ebene einzusetzen. An vielen Erfolgen 
war sie beteiligt: Reduzierung Deputat 
von 36 Stunden auf 31, Schaffung von 
1200 neuen Beförderungsstellen, fach-
gebundene Hochschulreife für alle FL/
TL, Aufstiegslehrgang, Bewerbung auf 
Funktionsstelle ab A 9/E, um nur einen 
kleinen Teil zu nennen. Der GEW Kreis 
Waldshut, vertreten durch den Kreisvor-
sitzenden Gerhard Kappenberger und 
Anika Bächle, Junge GEW, nahmen auch 
an der Verabschiedung teil.  

Angelika Kistner

GEW vor Ort

Ostwürttemberg
Beeindruckt zeigten sich die Senior/
innen der GEW von Vielfalt und aufwän-
digem Anbauverfahren der Pflanzen bei 
einer Führung durch die Weleda-Gär-
ten in Schwäbisch Gmünd. Auch wenn 
das eine oder andere fremd erschien, so 
überzeugten dennoch der ganzheitliche 
Ansatz sowie der wertschätzende und 
nachhaltige Umgang mit der Natur. 

Margit Wohner

Ausflug der Mitglieder im Ruhestand zur Weleda in Schwäbisch Gmünd
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Jubilare der GEW Ravensburg
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GEW-Kreis Waldshut verabschiedete Cornelie Scheuble (Mitte) 
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Unsere Jubilare im Monat Oktober 

Die GEW gratuliert zum…

75. GEBURTSTAG
Kurt Nemec 
Neenstetten, * 02.10.1943
Rainer Schwab 
Bietigheim-Bissingen, 
*  03.10.1943
Hartmut Wachter 
Stuttgart, * 03.10.1943
Ellen Eck 
Tübingen, * 03.10.1943
Dagmar Koglin 
Rielasingen-Worblingen,  
* 03.10.1943
Renate Rauch 
Mössingen, * 04.10.1943
Brigitta Wittmer 
Offenburg, * 06.10.1943
Wolfgang Klier 
Königsbach-Stein,  
* 07.10.1943
Rainer Sudmann 
Stuttgart, * 08.10.1943
Gunther Harthan 
Heilbronn, * 12.10.1943
Eckart Zundel 
Donaueschingen,  
* 12.10.1943
Werner Höchstötter 
Wessobrunn, * 13.10.1943
Gertraud Birg 
Freiburg, * 15.10.1943
Karin Laute 
Öhringen, * 16.10.1943
Robert Rebmann 
Stuttgart, * 16.10.1943
Christa Altmann 
Stuttgart, * 17.10.1943
Gunthild Eichler 
Konstanz, * 19.10.1943
Barbara Lacombe 
Neuried, * 19.10.1943
Ute Hertenstein 
Freiburg, * 19.10.1943

Volker Schulin 
Fellbach, * 20.10.1943
Ursula Schmid 
Heidelberg, * 20.10.1943
Volker Nimrich 
Freiburg, * 20.10.1943
Roland Ganninger 
Pforzheim, * 21.10.1943
Agnes Weiblen 
Metzingen, * 24.10.1943
Waltraud Spauszus 
Steinen, * 24.10.1943
Bernhard Laure 
Schwaikheim, * 24.10.1943
Ulrike Bettina Devoluy 
Ortenberg, * 25.10.1943
Thomas Gathmann 
Schlat, * 26.10.1943
Solveig Kurz 
Bad Rappenau, * 29.10.1943
Hubert Maier-Knapp 
Hausach, * 31.10.1943

80. GEBURTSTAG
Inge Single 
Stuttgart, * 01.10.1938
Alfred Bühler 
Rust, * 02.10.1938
Eduard Haueis 
Heidelberg, * 02.10.1938
Henrik Westermann 
Lenningen, * 02.10.1938
Walter Kuballa 
Bopfingen, * 04.10.1938
Herbert Hirlinger 
Pfullendorf, * 05.10.1938
Siegfried Thiel 
Stegen, * 06.10.1938
Edda Lohr 
Reutlingen, * 07.10.1938
Annerose Adler 
Freiburg, * 11.10.1938
Hans Ulrich Stiefel 
Berglen, * 11.10.1938

Margret Jahn 
Tübingen, * 14.10.1938
Doris Lauel 
Neuried, * 14.10.1938
Gerda Schulze 
Schwäbisch Hall, * 17.10.1938
Christel Weller 
Nehren, * 19.10.1938
Gudrun Bürmann 
Ammerbuch-Pfäffingen,  
* 21.10.1938
Dietmar Ott 
Adelsheim, * 22.10.1938
Elfriede Häse 
Pfullendorf, * 22.10.1938
Gerhard Zimmermann 
Oedheim 2, * 25.10.1938
Jörg Mast 
Frankenhardt, * 26.10.1938
Ingeborg Kiegel 
Ludwigshafen, * 28.10.1938
Hermann Hummel 
Kirchdorf, * 28.10.1938
Monika Nauendorf 
Nürtingen, * 29.10.1938
Hans Krämer 
Frickenhausen, * 30.10.1938

85. GEBURTSTAG
Karl Emil Nohe 
Maisach, * 06.10.1933
Helmut Hack 
Bodnegg, * 13.10.1933
Werner Barz 
Plüderhausen, * 19.10.1933
Dorothee Stöppler 
Heilbronn, * 31.10.1933

90. GEBURTSTAG
Margret Raabe 
Tübingen, * 02.10.1928
Karl-Heinz Friedrich 
Giengen, * 03.10.1928
Ingeborg Brenner 
Wil, * 19.10.1928

91. GEBURTSTAG
Walter Bosch 
Giengen, * 01.10.1927
Josef Schreijäg 
Hausen, * 06.10.1927
Albert Duffner 
Furtwangen, * 13.10.1927
August Henle 
Erlenbach, * 25.10.1927

92. GEBURTSTAG
Otto Samenfink 
Freiburg, * 17.10.1926

93. GEBURTSTAG
Martha Bernecker 
Kirchheim, * 05.10.1925
Dieter Mayenknecht 
Besigheim, * 12.10.1925
Erwin Immler 
Esslingen, * 17.10.1925

94. GEBURTSTAG
Lore Käfer 
Stuttgart, * 20.10.1924

96. GEBURTSTAG
Rosine Wagner 
Stuttgart, * 12.10.1922
Kurt Raddatz 
Baiersbronn, * 13.10.1922

97. GEBURTSTAG
Herta Pfeiffer 
Ulm, * 07.10.1921

98. GEBURTSTAG
Martin Fischer 
Renchen, * 15.10.1920

100. GEBURTSTAG
Anna Schlögl 
Sinsheim, * 13.10.1918

Wir können aus Platzgründen nur zum 75., 80., 85. und 90. und erst danach zu jedem Geburtstag gratulieren. Jubilare, die nicht erwähnt wer-
den wollen, wenden sich spätestens zwei Monate vor dem Geburtstag schriftlich an die Redaktion b&w, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart.

GEW vor Ort
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GEW vor Ort

Eine Aufnahme in die „Totentafel“ kann nur erfolgen, wenn der Redaktion von b&w, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart, das Geburts- und Sterbe-
datum sowie möglichst auch der Geburts- und Sterbeort und die Amtsbezeichnung mitgeteilt werden.

Unseren Toten zum Gedächtnis

Wolfgang Amler 
GHS-Lehrer a. D. 
* 06.09.1952 
† 26.06.2018

Agnes-Juliane Buhles 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 16.07.1926 VS-Villingen 
† 05.06.2018 Offenburg

Heike Gordt 
Gymnasiallehrerin a. D. 
* 14.10.1954 Mannheim 
† 07.06.2018 Sindelfingen

Inge Grossmann  
* 11.11.1926 in Stuttgart 
† 11.06.2018 Pfullendorf

Artur Paul Kary 
Realschullehrer a. D. 
* 07.04.1944 
† 22.05.2018 Gerstetten

Fritz Klumb 
GHS-Lehrer a. D. 
* 22.05.1936 
† 05.04.2018 Mannheim

Heinz-Werner Martin 
Sonderschullehrer a. D. 
* 13.06.1944 Tuttlingen 
† 26.06.2018 Spaichingen

Monika Maurer 
GHS-Lehrerin a. D. 
* 12.11.1937 Frankfurt / Main 
† 08.06.2018 Ulm

Sylvia Molina 
* 03.08.1949 
† 07.03.2018

Brigitte Nies 
* 19.04.1953 
† 08.06.2018

Jürgen Patzelt 
GHS-Lehrer a. D. 
* 02.08.1941 Decin-Podmokly 
/ Tschechien 
† 26.05.2018 Gschwend

Thomas Rieker 
Realschullehrer a. D. 
* 27.11.1959 Tübingen 
† 19.06.2018 Pfullendorf

Manfred Schlenker 
* 21.02.1945 Waldshut 
† 29.05.2018 Villingen-
Schwenningen

Ida-Maria Seitz-Brand 
Gymnasiallehrerin a. D. 
* 02.01.1946 Hachen 
† 18.04.2018 Reutlingen

Bernhard Volk 
Realschullehrer 
* 02.01.1953 
† 23.05.2018 Uttenhofen

Manfred Winnes 
Rektor a.D. 
* 03.03.1933 Nußbaum 
† 08.06.2018  Pforzheim
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Zollernalb

Aktuelle Probleme der baden-würt-
tembergischen Bildungspolitik waren 
Themen eines Gesprächs zwischen der 
Wirtschaftsministerin und CDU-Wahl-
kreisabgeordneten Nicole Hoffmeister-
Kraut und der GEW. 

Der Lehrkräftemangel, von dem vor 
allem der ländliche Raum – und eben 
auch der Zollernalbkreis – besonders 
stark betroffen ist, war den GEW-Ver-
treterinnen ein wichtiges Anliegen. 
Die Grundschule mit all ihren Proble-

men war ebenfalls ein zentraler Punkt: 
Schule ohne Poolstunden, daher kaum 
Möglichkeiten für Fördermaßnahmen 
und Differenzierung, Streichung des 
Fremdsprachenunterricht in Klasse 1 
und 2 oder die Kritik und das Verbot der 
Kultusministerin an bestimmten Unter-
richtsmethoden beim Schriftspracher-
werb. Für die GEW stehe außer Frage, 
dass nicht die Arbeit der Lehrkräfte, 
sondern die Arbeitsbedingungen an den 
Grundschulen kritikwürdig seien und 
nachhaltig verbessert werden müssten. 
Mehr Tests und zentrale Klassenarbeiten 
würden jedenfalls nicht zu mehr Unter-
richtsqualität führen, erklärten Jenter-
Zimmermann und Romer.
Anja Kilian berichtete, dass sie als 
Gymnasiallehrerin vom Konzept der 
Gemeinschaftsschule überzeugt sei und 
verlangte wesentlich mehr zeitliche Ent-
lastung. Die Ministerin zeigte großes 
Interesse an den Themen und sicherte 
zu, diese in die politische Diskussion 
einzubringen.  

Martina Jenter-Zimmermann

von links: Anja Kilian, GEW-Vertrauensfrau an der Gemeinschaftsschule Sichelschule, Martina 
Jenter-Zimmermann, GEW-Kreisvorsitzende und Bezirksvorsitzende GEW Südwürttemberg, Wirt-
schaftsministerin Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU) und GEW-Kreisvorsitzender Bernd Romer
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Lörrach 

Mitte Juli 2018 hat die GEW des Kreises 
Lörrach zu einer literarischen Wanderung 
mit Armin Zwerger eingeladen. Die Wan-
derung folgte den Spuren seines Romans 
„Über die Eiserne Hand hinüber“. 
Dieser Weg war vor 75 Jahren ein mar-
tialisch befestigter, streng bewachter 
Stacheldrahtverhau entlang des Grenz-
verlaufs zwischen Deutschland und 

der Schweiz nördlich von Basel. Um zu 
vermeiden, dass auch das 4 km lange, 
Gelände der Schweiz, das bei Inzlingen 
fingerartig in das Reich hineinragt, abge-
riegelt werden musste, stellte die natio-
nalsozialistische Regierung 1942 bei der 
Schweizer Regierung den Antrag, dass 
dieser „Finger“ durch einen 150 m lan-
gen Zaun abgetrennt und geschlossen 
werden sollte. In Bern ließ man sich mit 
der Entscheidung Zeit und entschied 
sich schließlich aus territorialen Grün-
den dagegen. 
So blieb die Lücke im Zaun beste-
hen und bot in der Nazizeit Agenten, 
Schmugglern und vor allem Flüchtlin-
gen die Möglichkeit, in die vermeintlich 
sichere Schweiz zu gelangen.
Armin Zwerger hat dazu einen Roman 
mit kriminalistischen Elementen ver-
fasst, der uns heute mögliche Gescheh-
nisse dieser Zeit lebendig macht.  

Arno Bürkert / Irmi Schwörer-Zwerger

Armin Zwerger zeigt den fingerartigen Grenz-
verlauf zwischen der Schweiz und Deutschland
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GEW vor Ort

Leserbrief 

S. 36 Wie steht es um die Sprache des 
Nachbarn?
Bereichernd 

Mit Interesse habe ich den Artikel zum 
Deutschunterricht in Frankreich gele-
sen, da ich selbst dort als Deutschleh-
rerin an Grundschulen tätig war. Das 
deutsch-französische Jugendwerk ver-
mittelt jedes Jahr in Zusammenarbeit 
mit den Kultusministerien der Länder 
und dem französischen Bildungsminis-
terium Grundschullehrer/innen, die im 
jeweils anderen Land Grundschulkin-
dern Freude an der Sprache des Nach-
barlandes vermitteln sollen.
Mit viel Enthusiasmus gehen die daran 
Teilnehmenden ins Nachbarland und 

vermitteln sprachliche Grundkenntnis-
se und Landeskunde. Leider ist das Aus-
tauschprogramm eher etwas für Idealis-
ten, denn außer der Beibehaltung der 
Bezüge, Übernahme der Fahrtkosten 
für eine Hin- und Rückreise und einer 
Reisekostenpauschale für verpflichten-
de Vorbereitungs- und Auswertungs-
kurse gibt es keine finanziellen Hilfen. 
Schließlich muss man im Nachbarland 
eine Wohnung suchen und sich nach 
dem Auslandseinsatz, falls man seine 
Wohnung nicht behalten hat, wieder 
neu orientieren. Und man kann leider 
nicht davon ausgehen, dass die Arbeit 
nach der Rückkehr gewürdigt wird, oder 
dass man das Wissen über das Leben im 
Nachbarland in einer deutschen Schule 
einbringen kann. Das finde ich sehr ent-
täuschend und ist ein großer Fehler im 
System.
Dennoch war meine Arbeit in Frank-
reich mit sehr viel Freude verbunden, 
denn es war spannend zu erleben, wie 
motiviert die Kinder und wie offen und 
unterstützend die französischen Kol-
leg/innen waren. Mein Einsatz in einer 
zweizügigen Grundschule mit angeglie-
dertem Kindergarten in einem kleinen 

Ort (und Deutschunterricht in allen 
Klassen) und danach im Grundschulbe-
reich einer internationalen Schule haben 
mein Leben sehr bereichert, und ich bin 
froh darüber, das Abenteuer gewagt und 
dazu beigetragen zu haben, dass Vorur-
teile überdacht und neues Wissen erwor-
ben werden konnte. Beim Abschied 
sagte eine Schülerin: „Ich kenne jetzt 
eine Deutsche und das bist du.“ Das hat 
mich sehr berührt, denn genau so kann 
Freundschaft über Ländergrenzen hin-
weg beginnen.

Brigitte Müller
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Termine 
GEW

AK Schwulenpolitik
> 20.10.2018, 10 - 13 Uhr
Das nächste Treffen findet in 
der Landesgeschäftsstelle, Sil-
cherstr. 7a in Stuttgart statt.
Weitere Infos über schwulenpo-
litik@gew-bw.de

Kreise und Ortsverbände

Böblingen
> 24.10.2018
Herbstwanderung mit Führung 
im Tennental in Deckenpfronn 
– eine Wohn- und Arbeitsstätte 
für Menschen mit Behinderung.
Treff: 14.30 Uhr in der Kleintier-
zuchtvereinsgaststätte (Heahr-
häusle) in Gärtringen. Geselliger 
Abschluss im „Heahrhäusle“
Weitere Infos unter: 
www.gew-bw.de/boeblingen

Esslingen-Nürtingen 
> 10.10.2018, 20:00 Uhr
Aeham Ahmad ist ein 
palästinensisch-syrischer 
Pianist. In der Dieselstraße in 
Esslingen gibt er ein Konzert 
– in Kooperation mit der GEW 
Esslingen-Nürtingen. Interna-
tionale Bekanntheit erlangte 
Aeham Ahmad durch seine 
öffentlichen Auftritte im Flücht-
lingslager Jarmouk – als „Pianist 
in den Trümmern“ während des 
Bürgerkriegs in Syrien. 
Er spielte in den Ruinen, um 
gegen den Hunger zu protes-
tieren und den Menschen in 
seinem Viertel Hoffnung zu 
geben – bis im April 2015 der IS 
das Viertel unter seine Kontrolle 
brachte – und Aehams Klavier 
vor seinen Augen verbrannte. 
Ihm blieb nur die Flucht. Im 
September 2015 kam er nach 
München. Heute lebt er mit 
seiner Familie in Wiesbaden.
Er begeistert die Zuschauer mit 
der Intensität seiner Lieder und 
der Virtuosität seines Klavier-
spiels. Stücke von Beethoven 
und Mozart trägt er vor, vor 
allem aber eigene Kompositio-

nen gegen Hunger und Gewalt. 
Seine Geschichte erzählt Aeham 
Ahmad im Buch „Und die Vögel 
werden singen. Ich, der Pianist 
aus den Trümmern“ (Fischer TB, 
Oktober 2017).

Calw/Freudenstadt
> 09.10.2018, 17 - 19 Uhr
„Die Konferenzordnung“ mit 
Jürgen Ebert. Verantwortlich: 
Karoline Dettling
Ort: SBBZ Dornstetten
> 10.10.2018, 16 - 18:30 Uhr
Bildung & Digitalisierung mit 
David Warneck. Verantwortlich: 
Oliver Nowack
Ort: Wimbergschule Calw
> 11.10.18 Uhr 
Regiotreff Berufliche Schulen
im Naturfreundehaus Nagold
Verantwortlich: Georgia Kolb
> 15.10.18 Uhr 
Ort: Hotel Adler, Freudenstadt
Verantwortlich Birgitt Michalek
> 15.10.2018, 17:30 - 19:30 Uhr 
„Rund ums Kind“, mit Sanni Veil-
Bauer. Verantwortlich: Karoline 
Dettling
Ort: SBBZ Dornstetten

Karlsruhe
> 06.10.2018, ab 19:00 Uhr  
2. Lehrerbandfestival
Ort: Jubez in Karlsruhe! Eintritt 
frei!! Anmeldung unter: 
www.gew-karlsruhe.de 
> 11.10.2018, 17 Uhr
Einladung an alle Mitglieder zur 
Kreisversammlung. Alle Kandi-
dat/innen für die Personalrats-
wahlen 2019 können sich von 
16 bis 19 Uhr vor, während und 
nach der Kreisversammlung von 
unserem Vertragsfotografen 
fotografieren lassen! Bitte mit 
gewünschter Zeit über
www.gew-karlsruhe.de anmel-
den – danke!
Ort: Zieglersaal im Restaurant 
Akropolis, Baumeisterstr. 18 
Anmeldung bitte unter 
www.gew-karlsruhe.de!
> 22.10.17, 18:00 Uhr 
„Ruhestand – ab 50 richtig pla-
nen“. Infos zu allen Fragen rund 
um den Ruhestand von Lehr-
kräften im Beamtenverhältnis.
Ort: Zieglersaal im Restaurant 

Akropolis, Baumeisterstr. 18, 
Karlsruhe. Referentin: Inge 
Goerlich. Mitautorin des 
GEW-Jahrbuches und der GEW 
Vorsorgemappe. Anmeldung 
erforderlich unter www.gew-
karlsruhe.de
> 22.10.2018, 18:00 Uhr 
Informationsabend für Lehrkräf-
te im Arbeitnehmerverhältnis. 
Infos rund um die Altersrente 
von Beschäftigten im Arbeit-
nehmerverhältnis. 
Ort: DGB-Haus, Ettlingerstr. 3a, 
Karlsruhe.
Referent: Wolfgang Hebisch, 
Versicherungsberater der Deut-
schen Rentenversicherung
Anmeldung erforderlich unter 
www.gew-karlsruhe.de  

Reutlingen/Tübingen
> 24.10.2018, 19:30 Uhr
Kreisversammlung mit Doro 
Moritz zur aktuellen Bildungs-
politik und Vorbereitung der 
Personalratswahlen
Ort: Gemeindehaus der Eber-
hardskirche, Eugenstraße 21, 
Tübingen

Schorndorf
> 10.10.2018, 19.30 Uhr
Mitgliederversammlung im 
„Kesselhaus“ in Schorndorf. 
Daniela Weber (Vorsitzende des 
Bezirkspersonalrats) referiert 
zum Thema „Umgang mit Belas-
tungen“. Vorbereitung der Per-
sonalratswahlen 2019: Wahl der 
Listenplätze des Ortsverbandes 
für den Örtlichen Personalrat

Pforzheim und Enzkreis
> 09.10.2018, 17:30 Uhr
Kreisversammlung für alle  
GEW-Mitglieder.
Ort: Goldener Ochse, Bau-
schlott, Brettenert Str. 1
Veranstalter: GEW Pforzheim 
und Enzkreis 
> 18.10.2018, 18:00 Uhr
Regionaler Berufsschultreff. 
Offen für alle an dem Thema 
„Berufliche Schulen“ Interes-
sierte 
Ort: Gasthaus Goldener Anker 
Pforzheim, Dillweißenstein, 
Felsenstr. 2

Veranstalter: Berufschultreff 
GEW-PfEnz und GEW-Nord-
schwarzwald 
> 25.10.2018
„Rund um Kind und Familie“. 
Referentin: Sanni Veil-Bauer, 
Vorsitzende BPR Karlsruhe
Veranstalter: GEW-Kreisvor-
stand. Weitere Termine unter 
www.gew-pforzheim.de

Fortbildung Freier Träger

Bundeszentrale für politische 
Bildung
> 05. / 06.10.2018
Qualifizierungsmaßnahmen 
für Arbeit mit radikalisierungs-
gefährdeten Jugendlichen:  
„Sozialraum und Lebenswelt 
– Ansätze der Sozialen Arbeit 
in der Prävention von religiös 
begründetem Extremismus“ 
mit Lisa Kiefer (Aktion Gemein-
wesen und Beratung e.V.) und 
Anna Groß (cultures interactive 
/ Springstoff) statt.
Ort: Christkönigshaus in  
Stuttgart.
Informationen und Anmeldung 
unter: www.bpb.de/272477. 
Kontakt für inhaltliche Rück-
fragen: Frank Schellenberg, . 
E-Mail: frank.schellenberg@bpb.
de, Tel: +49 (0)228 99515-343

LesePeter
Im September 2018 erhält 
den LesePeter das Kinder-
buch: „Der Ratz-Fatz-x-weg 
23“ von Salah Naoura und 
Maja Bohn. Beltz & Gelberg, 
Weinheim 2018, ISBN 978-
3-407-82353-3. 207 Seiten, 
12,95 Euro – ab 8 Jahren.
Mehr dazu unter:
www.AJuM.de oder 
www.LesePeter.de 
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Der Volkshochschulverband Baden-Württemberg sucht im  
Rahmen des Lehrer/innen-Programms des Landes – 
Näheres: https://www.vhs-bw.de/wir-ueber-uns/vhs-verband/
lehrerprogramm.html – zum 1. August 2019 in Vollzeit

     eine/n Fachreferent/in/en für Sprachen und Integration

Was sind Ihre Aufgaben?
•  Fachliche Beratung der Volkshochschulen in den genannten 
Bereichen 
•  Strategische Weiterentwicklung des Deutsch- und Fremd- 
sprachenbereichs
•  Begleitung und Unterstützung der Volkshochschulen als Orte 
der Integration 
•  Zusammenarbeit mit Ministerien, dem Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge und Institutionen des Bildungsbereichs
•  Leitung von Fachkonferenzen und Arbeitsgruppen
•  Planung und Durchführung von Fortbildungen 

Was bringen Sie mit?
•  Einschlägiges wissenschaftliches Hochschulstudium
•  Begeisterung für das Sprachenlernen und die Erwachsenen-
bildung
•  Bereitschaft zu zeitlich flexiblem Arbeitseinsatz
• Verbeamtung

Was erwartet Sie?
•  Eine eigenverantwortliche Tätigkeit mit ganz erheblichen 
Gestaltungsmöglichkeiten
•  Ein sehr engagiertes und erfolgreiches Landesverbandsteam 

Bitte, richten Sie Ihre schriftliche Bewerbung – E-Mail-Bewer-
bungen werden nicht berücksichtigt und nicht beantwortet – 
bis zum 26. Oktober 2018 an den
Volkshochschulverband Baden-Württemberg
Herrn Jörg Jaissle
Raiffeisenstr. 14, 70771 Leinfelden-Echterdingen

Für fachliche Rückfragen steht Ihnen die derzeitige Stellen-
inhaberin Frau Martina Haas zur Verfügung 0711 7590034 / 
haas@vhs-bw.de.

 

SRD REISEDIENST 
Tel. 07141-971000  oder Tel. 02262-717100  | info@srd-reisen.de  | www.srd-reisen.de 

 

  

 

Reisen für Lehrer, Schulangehörige und Kulturbegeisterte 
Rund-, Städte-, Wander-, Erholungs- und Fernreisen 

 

 
Reisen Sie in den Faschingsferien 2019 nach: 
 
- Fuerteventura 02.03.-09.03.2019 ab € 999,- p. P. im DZ 
 inkl. 1 Ganztagesausflug, „All-Inklusive“ und Flug ab/bis Stuttgart  
 
- Algarve 03.03.-10.03.2019 ab € 838,- p. P. im DZ 
  inkl. Programm, Halbpension und Flug ab/bis Stuttgart 
 
- Mallorca 03.03.-10.03.2019 ab € 847,- p. P. im DZ 
 inkl. Programm, Halbpension und Flug ab/bis Stuttgart 
 

 

Fordern Sie unser neues Programm 2018-2019 an oder informieren 
Sie sich unter www.srd-reisen.de ! 

 

Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 
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für IhreSeelePsychische 

Gesundheit ist 
das Fundament für
ein glückliches 
und erfolgreiches
Leben.

Die Seele

Die Grenzen von 
einfacher, vorüber-
gehender und 
ernster psychischer
Beeinträchtigung
sind oft fließend.

Der Mensch

Das Früherkennungs-
zentrum des SIGMA-
Zentrums bietet einen
nieder schwelligen 
und diskreten Zugang zu
einer ziel führenden 
Prävention und
nachhaltigen Therapie.

www.frueherkennung.de

Die Kompetenz

Individuelle Behandlung.

www.sigma-zentrum.de

SIGMA-Therapie.
Das Original.

Fachkrankenhaus für 
Psychiatrie, Psychotherapie
und Psychosomatische 
Medizin
Weihermatten 1
D-79713 Bad Säckingen
Fon +49 7761 5566-0

Sofortaufnahme möglich

SIGMA-Zentrum

Abgeschlagen im Alltag, Leistungsdruck, emotionaler 
und sozialer Stress, Schlafstörungen, Schmerzsyndrome?
Anzeichen von beginnender Depression?

Besuchen Sie unseren Online-Shop: 

www.spv-s.de
www.schulfahrt.de

Schulfahrt Touristik SFT GmbH
Herrengasse 2

01744 Dippoldiswalde

Telefon: 0 35 04/64 33-0
✆ Service-Center Frankfurt:

069/96 75 84 17

Klasse Reisen. Weltweit.
Klassenfahrten-Reisefinder mit BUDGETPLANER

NEU
Holen Sie das Maximale aus einem vorgegebenen Reisebudget.

Teilnehmerzahl, Budget, Wunschdatum eingeben 
sofort Preis für alle Saisonzeiten erfahren! 

Rundum-Sorglos-Paket für Kursfahrten, Studienreisen ...
Tausende Schüler & Lehrer buchen immer wieder – weil es sich lohnt!

Das Eltern-Jahrbuch 2018/19
Gut informierte Eltern sind die besseren Partner!

Das Eltern-Jahrbuch 2018/19
Preis: 13,00 Euro
(inkl. MwSt., zzgl. Versandkostenpauschale)

Michael Rux

Prof. Dr. Johannes Rux

Inge Goerlich

Eltern-Jahrbuch 2018/2019

Handbuch des Eltern- und Schulrechts an

öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg
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Schriftliche Bestellungen:
Süddeutscher Pädagogischer Verlag
Silcherstraße 7a
70176 Stuttgart
Fax: 0711 21030799
bestellservice@spv-s.de
Onlineshop: www.spv-s.de

Für mehr Durchblick:  Neu im SPV
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JAHR
BUCH

für Lehrerinnen

und Lehrer

Schul- und

Dienstrecht

in Baden-

Württemberg

2018

ISBN 978-3-944970-12-7 

Inge Goerlich / Michael Rux

STANDARDAUSGABE

JAHRBUCHfür Lehrerinnenund Lehrer
Schul- undDienstrechtin Baden-Württemberg

2018ISBN 978-3-944970-13-4

Sonderausgabe fürBerufliche Schulen

Inge Goerlich / Michael Rux

www.gew-bw.de

www.spv-s.de

// NGE G E L CH //

Wer früher plant, ist besser dran. 

in atgeber für das let te ri el des er fslebens für 

ehrerinnen nd ehrer i  ea tenverh ltnis.

 50 plus
Alterna ven ur Voll eit bis 

Gewerkschaft 

Erziehung und Wissenschaft

Landesverband

Baden-Württemberg

- - - -

// V S GEMAPPE //

Gewerkschaft Erziehung und WissenschaftLandesverbandBaden-Württemberg
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Tipps für die Vorbereitung des beruflichen Teils der Steuererklärung als

Lehrerin und Lehrer – Vom Kollegen für Kolleginnen und Kollegen –
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// INFORMATION FÜR LEHRKRÄFTE //
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MJAHR
BUCH

für Lehrerinnen
und Lehrer
Schul- und
Dienstrecht
in Baden-

Württemberg

2018
ISBN 978-3-944970-14-1

Standardausgabe
Sonderausgabe für
Berufliche Schulen

✔

✔

Inge Goerlich / Michael Rux

von Prof. Joachim Bauer 
und Ralf Schnabel

Lange Lehren 
in Beziehung

 Mitgliederpreis  Normalpreis

  Exemplare GEW-Jahrbuch 2018 Standardausgabe   13,00 Euro   25,00 Euro

  Exemplare GEW-Jahrbuch 2018 Berufl iche Schulen   13,00 Euro    25,00 Euro

  Exemplare GEW-Jahrbuch 2018 auf CD-ROM   13,00 Euro    25,00 Euro

  Exemplare GEW-Jahrbuch 2018 Doppelpack (Buch + CD)
 Standardausgabe   26,00 Euro    50,00 Euro 
 Sonderausgabe Berufl iche Schulen   26,00 Euro    50,00 Euro

  Exemplare 50+ Alternativen zur Vollzeit bis 67      5,00 Euro      8,00 Euro

  Exemplare 55+ Die Vorsorgemappe    12,00 Euro    20,00 Euro
 8. Aufl age 2016

  Exemplare Steuererklärung     6,00 Euro    10,00 Euro

  Lange lehren in Beziehung (DVD-Video)   19,90 Euro  (Mitglieder und Nicht-Mitglieder)

  Eltern-Jahrbuch 2017/2018   13,00 Euro  (Mitglieder und Nicht-Mitglieder)

Alle Preise inkl. MwSt.

Versandkostenpauschale bei einem Warenwert 
bis 20 Euro: 3 Euro,   21 bis 40 Euro: 5 Euro,   41 bis 100 Euro: 7 Euro,   ab 101 Euro: versandkostenfrei

GEW-Mitgliedsnummer (s. Adressaufkleber b&w)  

Versand- und Rechnungsanschrift:   

      

      

Schriftliche Bestellungen:  Süddeutscher Pädagogischer Verlag
     Silcherstraße 7a
     70176 Stuttgart
     Tel. 0711 2103070
     Fax 0711 21030799
     bestellservice@spv-s.de
Online-Shop:    www.spv-s.de

Echte Hilfen für den Alltag



Süddeutscher Pädagogischer Verlag  |  70176 Stuttgart  |  Silcherstraße 7a
Postvertriebsstück VKZ 6557  |  DP AG  |  Entgelt bezahlt

ISSN 0944-937X

Ca
rt

oo
n:

  H
ar

m
 B

en
ge

n


